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Barrieren überwinden – inklusive 
Pädagogik entwickeln
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ISBN: 978-3-88617-316-7;
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Seit März 2009 ist die UN-Behindertenrechts-
konvention in Deutschland geltendes Recht. 
Sie verpflichtet in Artikel 24 die  
Unterzeichnerstaaten, ein „inclusive educatio-
nal system“, also ein inklusives Bildungssys-
tem vorzuhalten und den vorbehaltlosen 
Zugang für alle Schüler(innen) mit Behinde-
rung zur allgemeinen Schule zu ermöglichen.

Doch wie soll die Schule der Zukunft aus-  
sehen? Wie wird man unterschiedlichen 
Voraussetzungen der Kinder gerecht? Schüler 
mit und ohne Behinderung, Mädchen und 
Jungen unterschiedlicher Herkunft, Religion 
– sie alle sollen gemeinsam und wohnortnah 
unterrichtet werden.

Was also ist zu tun? Dieses Buch beleuchtet 
das Thema von allen Seiten, programmatisch, 
theoretisch, praktisch, politisch und verband-
lich. Es gibt Orientierung in der Prozessbe-
schreibung von der Integration zur Inklusion. 
Besonders spannend sind die praktischen 
Beispiele, die zeigen, was heute schon 
möglich ist und was – vielleicht – morgen 
schon Normalität sein könnte.
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ISBN: 978-3-88617-535-2;

Bestellnummer LEA 535

15,– Euro [D]; 27.50 sFr.

Eine umfassende Darstellung der Leistungen 
der Pflegeversicherung. Gleichzeitig eine 
Arbeitshilfe für eine alltagsorientierte und 
nicht diskriminierende Begutachtung geistig 
behinderter Menschen zur Erlangung von 
Pflegeleistungen der Pflegekasse. Für begut- 
achtende Fachpersonen, aber auch Eltern, 
Angehörige und Mitarbeiter(innen) in 
Einrichtungen.

Anhang mit den aktuellen Pflegebegutach-
tungsrichtlinien vom Juni 2009. Unentbehrlich 
bei Widersprüchen gegen die Einstufung 
durch den MDK. Stand: 1. Januar 2010.
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„Soviel Bildung war nie!“ suggeriert der 
inflationäre Gebrauch von Bildung in den 
Medien und in politischen Debatten. Aber 
was verstehen wir eigentlich unter Bildung? 
Die aktuellen gesellschafts- und bildungspoli-
tischen Entwicklungen bilden den Hinter-
grund und das Motiv für eine bildungstheore-
tische Grundlagenreflexion aus der Per-  
spektive der Pädagogik für Menschen mit 
geistiger Behinderung. Das Buch versammelt 
Beiträge, in denen der Bildungsbegriff aus 
unterschiedlichen theoretischen Blickwinkeln 
in Augenschein genommen wird: Inwieweit 
verändern sich die Konturen des Gegenstands 
bei Betrachtung aus phänomenologischer, 
konstruktivistischer, systemtheoretischer, 
kritischer oder anerkennungstheoretischer, 
psychoanalytischer oder kulturhistorischer 
Perspektive? Und: Geben die theoretischen 
Reflexionen Hinweise zur Bearbeitung 
aktueller Aufgaben- und Problemstellungen 
der Bildung von Menschen mit geistiger 
Behinderung?

Kooperation mit dem Athena Verlag 
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kaum ein Konzept wird derzeit in der
Sozialen Arbeit so intensiv diskutiert
wie das der Sozialraumorientierung.
So unkonturiert der Begriff und diffus
seine Verwendung in unterschiedlichen
Bedeutungszusammenhängen auch
sein mögen, so scheint zumindest das
zentrale Anliegen unstrittig: Sozial-
raumorientierung läuft im Kern darauf
hinaus, die Beschränkung Sozialer
Arbeit auf das Individuum und den
Einzelfall zu überwinden zugunsten
einer stärkeren Umfeldorientierung
und Hinwendung zu den lebenswelt-
lichen Bezügen von Menschen.

Der soziale Raum ist mehrdimensional,
er wird bestimmt durch Koordinaten
des Objektiven (gesellschaftlich
bestimmte Strukturen, vordefinierte
Rollenzuweisungen) und des Subjek-
tiven (Präferenzen, Lebensstile, Lebens-
entwürfe). Sozialraumorientierung
stellt Fragen danach, wie sich Kontexte
verändern lassen, um Handlungs-
möglichkeiten und Teilhabechancen
des Einzelnen zu erhöhen. Aus der
Perspektive der betreffenden Menschen
steht die Frage im „Raum“, wie es
gelingen kann, Barrieren zu beseitigen

oder zumindest zu minimieren, um
Zugänge zu gesellschaftlich bedeutsa-
men Regelstrukturen und Lebensfel-
dern zu eröffnen. Fachleute haben das
Interesse zu erfahren, welche Merkmale
der (materiellen, sozialen) Infrastruktur
sich in welcher Weise auf Möglich-
keiten zur Alltagsbewältigung und
Lebensführung von Menschen aus-
wirken. Triebfeder dieser Ansätze ist
die Erkenntnis, dass Lebenswirklich-

Liebe Leserin, lieber Leser,

keiten und -äußerungen von Personen,
so einzigartig und individuell ausgeformt
und kontrolliert sie auch erscheinen
mögen, stets sozial und kulturell 
geprägt sind. Der Vorstellungsraum
und die Bühne der individuellen Lebens-
führung sind immer schon von Archi-
tekten entworfen und von Bühnen-
bildnern ausgestattet worden.

Inzwischen hat auch die Behinderten-
hilfe den sozialen Raum entdeckt. Mit
einiger Verzögerung wird in Fach-
wissenschaften und Fachpraxis das 
Konzept der Sozialraumorientierung, 
dessen Entwicklungslinien in der
Sozialen Arbeit weit zurückreichen
(bis in die 1970er Jahre), verstärkt 
diskutiert und auf die eigenen Arbeits-
bezüge übertragen. Zu lange hat sich
die Behindertenhilfe und Heilpäda-
gogik ihrer Entstehungsgeschichte 
entsprechend mit dem Aufbau eines
einrichtungsdominierten Versorgungs-
systems beschäftigt, mühsam werden
erst jetzt die Weichen für ein personen-
zentriertes Unterstützungssystem
gestellt. Sozialraumorientierung über-
holt diese Entwicklungen und geht
einen entscheidenden Schritt weiter: 

Mit Blick auf die Zielsetzung moder-
ner Sozialpolitik, Chancen zur gesell-
schaftlichen Teilhabe zu eröffnen,
kann es nicht ausreichend sein, den
Einzelnen mit persönlichen Ressour-
cen auszustatten und ein jeweils pas-
sendes Hilfearrangement zu schaffen.
Der Wirkkraft einer ausschließlichen
Beschäftigung mit dem Individuum,
seinen Kompetenzen, Defiziten und
Bedarfen sind Grenzen gesetzt.

Markus Schäfers
Die Entdeckung des Raumes

Der Vorstellungsraum und die Bühne der
individuellen Lebensführung sind immer schon von
Architekten entworfen und von Bühnenbildnern 
ausgestattet worden.
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Sozialraumorientierung korrespondiert
mit einem ökologischen Verständnis
von Behinderung, das den sozialen
Einflussfaktoren bei der Entstehung
von Behinderung vermehrt Rechnung
trägt. Im Behinderungsmodell der ICF
stellen persönliche Merkmale nur
einen Bedingungsfaktor unter vielen
dar, die für die Ausprägung von
Funktionsfähigkeit bzw. Behinderung
relevant sein können. Der Blick richtet
sich insbesondere auf die Abhängigkeit
der Funktionsfähigkeit von Umwelt-
faktoren und der Variation in verschie-
denen Lebenszusammenhängen. 

Inklusionsbedingungen und Exklu-
sionsrisiken werden wesentlich durch
die Eigenarten der gesellschaftlichen
Funktionssysteme (z. B. Bildungs-,
Rechts-, Gesundheitssystem etc.) und
deren Institutionen bestimmt, die nach
spezifischen Regeln funktionieren. So
gibt das Bildungssystem die Bedin-
gungen vor, unter denen gelehrt wird
und eine Person Bildung und Bildungs-
zertifikate erwerben kann. Das Wirt-
schaftssystem steuert, welche Formen
der Erwerbsarbeit zur Verfügung ste-
hen und wie viel Einkommen eine
erwerbstätige Person erhält. Diese
Prozesse, die für die jeweiligen Funk-
tionssysteme kennzeichnend sind, als
Ansatzpunkte der Arbeit für Menschen
mit Behinderung zu begreifen, ist ein
radikaler Perspektivenwechsel: Mit
dieser Sichtweise kann es nicht um 
die Etablierung eines differenzierten
Förderschulwesens für diejenigen
Personen gehen, die in anderen Schul-
formen als „nicht beschulbar“ gelten,
sondern um einen Umbau des Bil-
dungssystems insgesamt hin zu mehr
Chancengerechtigkeit und Durchläs-
sigkeit. Es kann nicht darum gehen,
den Mangel an Arbeitsplätzen für
bestimmte Personengruppen durch
Beschäftigungsangebote in Sonder-
institutionen auszugleichen, sondern
um eine generelle Veränderung der
Ökonomie mit einem neujustierten
Stellenwert von Erwerbsarbeit. Die
sozialstaatliche „Bearbeitung“ pro-
blematischer Lebenslagen wird also
nicht länger an ein professionelles
Sondersystem delegiert, das Benach-
teiligungen bestenfalls kompensiert
(wenn nicht aber eher verfestigt!), 
sondern die gesellschaftlichen
Bedingungen selbst, die soziale
Ungleichheiten und Risiken produ-
zieren, werden zum eigentlichen
Arbeitsfeld.

Sozialraumorientierung bietet die
Chance, den gesellschaftlichen Bezug
der Behindertenhilfe (wieder-)herzu-
stellen und das Rehabilitationssystem
aus seinem Sonderdasein zu befreien.

Mit einem sozialraumorientierten
Blick weichen die Grenzen zwischen
spezifischen Zielgruppen (Menschen
mit Behinderung, Pflegebedürftigkeit,
Armutsrisiko, Migrationshintergrund,
sozialer Benachteiligung, im Alter etc.)
und jeweils zuständigen Hilfebereichen
und -organisationen (der Behinderten-,
Alten-, Jugendhilfe etc.) weitgehend
auf. Der Sozialraum wird nicht von
den unmittelbaren Gestaltungs- und
Unterstützungsaufgaben entlastet, 
sondern im Sozialraum vorhandene
Ressourcen und Kompetenzen werden
von (professionellen) Akteuren genutzt,
um teilhabeförderliche Bedingungen
zu arrangieren oder zu unterstützen.

Allerdings ist zu befürchten, dass der
institutionenskeptische und macht-
kritische Impetus einer lebenswelt-
und sozialraumorientierten Arbeit, 
wie er z. B. in der Jugendhilfe bereits
markante Spuren hinterlassen hat, 
an der Behindertenhilfe strukturell
eher spurlos vorübergeht. So besteht
die Gefahr, dass auch dieser Begriff
(wie andere Leitbegriffe, z. B. Integra-
tion und Inklusion) unter dem Deck-
mantel der Fortschrittlichkeit vom 
traditionellen System vereinnahmt und
mit einer veränderten, abgeschwächten
oder gar gegenläufigen Bedeutung 
versehen wird. In der Vergangenheit
wurde nicht selten bereits dann von
normalisierten Lebensbedingungen
gesprochen, wenn ein großes Wohn-
heim über Einzelzimmer verfügte;
Selbstbestimmung schien schon er-
reicht, wenn beim Frühstück die Wahl
zwischen zwei Marmeladensorten
bestand. Analog kann man mit Blick
auf den aktuellen Diskurs mit Erstau-
nen feststellen, dass Sozialraumorien-
tierung mitunter darauf reduziert wird,
verschiedene Angebotsformen für
Menschen mit Behinderung vorzuhal-
ten. Dass dies richtig und wichtig ist,
wird niemand bestreiten wollen, aber
darin kann sich Sozialraumorientierung
nicht erschöpfen. Das Denken und
Handeln bewegt sich noch allzu oft
ausschließlich innerhalb der Grenzen
des Systems der Behindertenhilfe. 

Dass zu einer kontext- und sozialraum-
orientierten Arbeit weitaus mehr
gehört, haben bereits Beiträge in 
früheren Ausgaben der Teilhabe gezeigt
(u. a. in Heft 1/09 und 3/09). Mit Bei-
trägen im vorliegenden Heft wird dies
in eindrücklicher Weise fortgeführt:

Frank FRÜCHTEL und Wolfgang
BUDDE verstehen Sozialraumorien-
tierung als Verschränkung von Sozial-
struktur, Organisation, Netzwerk und
Individuum; sie geben plastische
Beispiele dafür, wie eine sozialraum-

orientierte Arbeit in diesen Handlungs-
feldern aussehen kann. 

Vor dem Hintergrund handlungs-
theoretischer Überlegungen heben
Alina KIRSCHNIOK und Christian
HUPPERT die Bedeutung sozialer
Beziehungen hervor und sehen Netz-
werkarbeit als zentralen Schlüssel zur
Veränderung des Hilfesystems und
Teilhabeförderung im Sozialraum. 

Dass individuelle Hilfeplanung und
regionale Steuerung ineinandergreifen
müssen, um ein bedarfsgerechtes
Unterstützungssystem zu gestalten,
zeigt Petra GROMANN anhand des
Instruments „Integrierter Teilhabeplan
Hessen (ITP)“.

In diesen und weiteren Beiträgen 
dieses Hefts wird deutlich, wie facet-
tenreich umfeld- und sozialraumorien-
tierte Ansätze sind, wie ein Wechsel
des Standpunkts neue Sichtweisen
eröffnet und dass aktuell relevante
Zielperspektiven und Handlungs-
konzepte, welche die Behindertenhilfe
leiten, stets unter dem Einfluss gesamt-
gesellschaftlicher Entwicklungen 
stehen. So lässt sich auf einer hohen
Abstraktionsebene Sozialraumorien-
tierung als Antwort auf Tendenzen der
Enttraditionalisierung (Freisetzung aus
überkommenen Lebensmustern) und
Pluralisierung von Lebensstilen in der
modernen Gesellschaft deuten. 

Übrigens: Die rhetorische Anspielung
auf den geographischen oder physi-
kalischen Raum hilft die Konstruiert-
heit und Gewordenheit von sozialen
Räumen zu verstehen. Wer denken
möge, die naturwissenschaftliche
Raumdefinition sei eindeutig, präzise
und unumstößlich, wird sich bei ein-
gehender Beschäftigung getäuscht
sehen. Auch in den Naturwissenschaf-
ten wird der Raum immer wieder neu
entdeckt. So hängt die Beschaffenheit
des physikalischen Raums wesentlich
vom theoretischen Betrachtungsmodell
ab: Während ein absolutistisches
Raumverständnis die Idee von einem
prinzipiell unveränderlichen Behälter
nahe legt, ist es das große historische
Verdienst von Albert Einsteins Rela-
tivitätstheorie aufzuzeigen, dass die
Eigenschaften des Raumes vom
Beobachter und den Vorgängen im
Raum abhängt. Eine schöne Analogie
zum sozialen Raum.

Markus Schäfers, Berlin
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| KURZFASSUNG Sozialraumorientierung ist expertenkritisch und versteht Bürge-
r(innen) als kompetent für ihr Leben. In der Kooperation mit Fachkräften geraten
Lösungsideen, Netzwerke und andere Ressourcen von Menschen mit Behinderungen
immer wieder in Gefahr, zugunsten professioneller Angebote und Vorgehensweisen aus-
geblendet zu werden. Diesem „Kolonialisierungsrisiko“ werden Strategien in den
Handlungsfeldern „Sozialstruktur“ im Sinne kommunaler Sozialpolitik, „Organisations-
entwicklung“ im Interesse einer Flexibilisierung der Angebote der Behindertenhilfe,
„Netzwerk“ als Feld systematischer Ressourcenmobilisierung im Stadtteil und
„Individuum“ in Form eines konsequenten Ansatzes an den Stärken und dem Willen von
Bürger(inne)n mit Behinderungen entgegengesetzt. 

| ABSTRACT Citizen Instead of People with Disabilities. Community Orienta-
tion as a Strategy of Integration Assistance on the Regional Level. The Lifeworld
Model of Social Work is a critical approach regarding experts. It views citizens as compe-
tent for their life. However, the cooperation with professionals bears the risk that solu-
tions, networks and other strengths of people with disabilities are not seen as relevant.
The Lifeworld Model deals with this risk of colonialization on four levels: the „structural
level“ in the sense of a political approach, the „network level“ as community work, the
„organizational level“ as organizational development and flexibilisation, the „individual
level“ as working according to the will and the strengths of clients.

WISSENSCHAFT
UND FORSCHUNG

Bürgerinnen und Bürger statt
Menschen mit Behinderungen
Sozialraumorientierung als lokale Strategie
der Eingliederungshilfe

1 Dieses und die folgenden Fallbeispiele verdanken wir verschiedenen Kolleg(inn)en der
Behindertenhilfe und Sozialpsychiatrie.

Siggi macht Eingliederungshilfe1

Siggi E. ist nervös. Der Grill ist aufge-
baut. Bier und Brötchen sind bestellt.
Einen Tag vorher sagen seine Eltern
ab. Die Geburtsfeier droht, ein Flop
zu werden.

Michael H., Sozialfachwirt und
Fachkraft in der frisch bezogenen
Wohngemeinschaft, leidet mit Siggi.
Er würde am liebsten die Bewoh-
ner(innen) und Mitarbeiter(innen)
der benachbarten Wohngruppen als
Ersatzgäste anwerben. Er weiß aber:
Im Team Baiersbronn wird er für
gekonntes Nichtstun bezahlt. So
bestärkt er Siggi als erstes darin, sich
den Tag nicht vermiesen zu lassen.
Der junge Mann ist gesellig, aufge-

schlossen und will feiern. Das ist sein
Potenzial, auf das die Fachkraft setzt.
Michael inszeniert einen neuen Ge-
danken: „Die coolsten Partys sind 
die, bei denen man nicht weiß, wer
kommt!“ Das gibt Siggi die zündende
Idee. Kurzerhand lädt er die Leute
aus der Nachbarschaft ein, die er
noch nicht kennt. 

In Baiersbronn gehören Impro-
Feiern zum methodischen Repertoire.
Bierbänke und weiße Tischdecken,
Lampions, Pechfackeln und Einla-
dungskarten sind Standardausstattung.

Das Fest wird gut. Dass der
Rentner von oben kommt und noch
dazu mit Sohn und Tochter, hätte kei-

Frank Früchtel Wolfgang Budde
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Unlängst veröffentlichte der Berliner

Tagesspiegel (18.1.2009) unter dem
Titel „Nachbarn an die Macht“ ein
Kapitel aus einem Buch (1990) eines
Chicagoer Community Organizers.
Nachbarschaften könnten eine Menge
Probleme lösen, und wo sie es nicht
alleine könnten, trüge ihre Mitarbeit
erheblich zur Wirkung und Nach-
haltigkeit professioneller Lösungen bei.
Vielleicht ist die Forderung „Nachbarn
an die Macht“ gar nicht so vermessen,
wie sie wirkt. Siggis Beispiel (s. Kasten)
macht jedenfalls deutlich, dass Nach-
barn ein wichtiger „Einrichtungstyp“
sind. Vielleicht ist die Vision des ameri-
kanischen Gemeinwesenarbeiters na-
mens Barack OBAMA (1990) sogar
grundsätzlich zweckdienlicher als un-
ser professionelles Hilfemonopol, das
eine Erfindung der Industrialisierung
war. Durch sie wurden die Stände-
gesellschaft auf- und die Menschen von
der Scholle losgelöst. Die Industrialisie-
rung schuf eine Ethik, die wirtschaftli-
chen Erfolg zur Tugend machte. Für die
Schwachen wurden „bessernde“, später
fördernde Institutionen erfunden: das
Arbeitshaus, die Psychiatrie und später
die Heime für Kinder und für Men-
schen mit Behinderung. Das war die
Geburtsstunde der helfenden Berufe,
die von Anfang an – von einigen Aus-
nahmen abgesehen – nicht für Integra-
tion, sondern für Aussonderung zustän-
dig waren, die als das fortschrittliche
Hilfeprinzip nach wissenschaftlichen
Maßstäben angesehen wurde. Es galt
quasi: stationär vor ambulant. Deswe-
gen können die Hilfewissenschaften
und Hilfeprofessionen heute unendlich
viel, aber sie können nicht integrieren.
Das können nur die Bürger(innen),
aber die haben die Hilfeleistung treu-
händerisch den Hilfeprofessionen über-
lassen mit dem Ergebnis, dass es uns
Hilfeprofis heute, nach 100 Jahren des-
integrierender Hilfeverberuflichung, un-

endlich schwer fällt, für Integration, für
Zusammenhalt, für Engagement oder
sozialarbeiterischer: für Hilfe zur Selbst-
hilfe zu sorgen.

Kern der Sozialraumorientierung

Der Kern der sozialräumlichen Theorie
ist die Infragestellung dieser etablierten
Strukturmerkmale unseres Hilfesystems:

1. Lassen sich die Probleme einzelner
Menschen durch Einzelfallarbeit, 
d. h. Hilfe am einzelnen Menschen
lösen? (Individualisierungskritik)

2. Können rein professionelle Hilfen
überhaupt „Hilfe zur Selbsthilfe“ er-
zeugen? (Fachkräftemonopolkritik)

3. Wirken Institutionalisierung und
Spezialisierung im Verhältnis zu 
den nur durch sie verursachten
Kosten wirklich qualitätssteigernd?
(Effizienzkritik)

Insofern ist Sozialraumorientierung
eine Verbindung unterschiedlicher theo-
retischer Wurzeln, die Alternativen bie-
ten zu diesen Kritikpunkten:

1. Der Fokus der Gemeinwesenarbeit
sind die strukturellen Ursachen indi-
viduell erlebter und erlittener Prob-
leme. Gemeinwesenarbeit versucht die
Ursachen für Probleme, die oft in
Klient(inn)en hineindiagnostiziert wer-
den, auf gesellschaftliche Verhältnis-
se zurückzuführen und diese zusam-
men mit den Betroffenen zu verändern.

2. Das Empowerment stellt die Selbst-
bestimmung, Selbstverantwortung
und Selbstkompetenz der Betrof-
fenen in den Mittelpunkt, ist exper-
tenkritisch und Profilösungen gegen-
über skeptisch.

3. Die Theorie des sozialen Kapitals
führt eine neue Währung ein, die es
in der marktwirtschaftlichen organi-
sierten Sozialen Arbeit nicht gibt,

von der man aber annimmt, sie sei
ein effektiver Hilfefaktor: Mit sozia-
lem Kapital ist das Gold, das in unse-
ren Netzwerken steckt, gemeint,
unsere Beziehungen zu anderen
Menschen und die darin vorhande-
nen Hilfepotenziale. 

4. Die Organisationsentwicklung be-
trachtet unsere Hilfeorganisationen
nach dem Prinzip „Form follows
function“. Das heißt: Wirksame Hilfe
setzt Organisationen voraus, die sich
ständig und unkompliziert verän-
dern können, um ihre Lösungs-
arrangements auf jeden Einzelfall
maßzuschneidern.

5. Durch die Neue Steuerung haben
wir erkannt, dass fachliche Hal-
tungen und Methoden fundamental
von der Form ihrer Finanzierung
abhängen. Fast kann man sagen:
„Form follows funding“.

6. Schließlich ist die Theorie der
Sozialraumorientierung maßgeblich
von der Theorie der Lebenswelt-
orientierung beeinflusst, die kontra-
produktive Effekte von Verrecht-
lichung, Institutionalisierung und
Professionalisierung herausstreicht
und dagegen die eigensinnige All-
tagskompetenz von Betroffenen zum
Steuerungsprinzip professioneller
Intervention machen will. Seit Mitte
der 1970er Jahre ist ein neuer Trend,
die sog. „Alltagswende“, in den
Sozialwissenschaften und der Sozia-
len Arbeit zu verzeichnen. Dabei
spielten die neuen sozialen Bewe-
gungen (Frauenbewegung, Friedens-
bewegung, Ökologie und Selbsthilfe-
bewegung) eine wichtige Rolle, weil
sie die Handlungsmöglichkeiten des
Einzelnen mehr in den Mittelpunkt
rückten. Damit war die Forderung
verbunden, dass Menschen wieder
Subjekte, nicht Objekte von For-
schung oder Hilfe sein sollten. Die
Alltagswende wurde programma-
tisch im Begriff „Lebenswelt“, der als
kritischer Begriff konstruiert war.

Aus der Vogelperspektive wird
Lebenswelt als die Sphäre begriffen, in
der sich Probleme manifestieren, die
ihren Ursprung in strukturellen Un-
gleichheiten der Verteilung von Besitz,
Macht und Chancen haben. Indivi-
duen, die nicht über die notwendige
Ausstattung zur Bewältigung ihres
Lebensalltags verfügen, als die Verur-
sacher ihrer Probleme zu sehen, ist aus
Lebenswelt-Perspektive ein Kategorien-
fehler. Aus der Froschperspektive ist
mit Lebenswelt die Sphäre gemeint, in
die professionelle Systeme mit institu-
tioneller Autorität und Ressourcen von
außen eingreifen und den Betroffenen
vorschreiben, wie sie gesund und rich-
tig leben, und erziehen sollen.

ner gedacht. Insgesamt kreuzen sechs
Nachbarn auf, die zusammen mit
Siggis Freunden aus dem Haus, einer
guten Freundin und dem Ortschafts-
rat dafür sorgen, dass von Bier und
Steaks nichts übrig bleibt. Es entwi-
ckeln sich bei friedlicher Stimmung
lebhafte muntere Gespräche, und
man erfährt so einiges von früher:
welche Menschen hier gelebt haben,
was sich verändert hat, wie das Haus
ausgesehen hat, und die Nachbarn
erfahren mehr über die neue Einrich-
tung. Herr D. erzählt Anekdoten aus
seiner Zeit im Stahlbau. Oma Z. lebt
ganz alleine, der Nachbar mit dem
Hund hat auch nicht viel Kontakt
und im Ortschaftsrat werden noch
Mitglieder gesucht. Die junge Frau von

schräg gegenüber hat ein Auge auf die
noch freie Wohnung im Haus gewor-
fen. Die Feier geht bis in die Puppen
und hinterlässt reichlich Geschenke.

Seither grüßt man freundlich auf
dem Hof, die Nachbarn wissen, wer
hier wohnt, es finden „Vorabendnach-
barschaftsschwätzle“ am Fenster statt,
und Oma Z. winkt zur guten Nacht.

In der klassischen Eingliederungs-
hilfe unterstützen Fachkräfte Men-
schen mit Behinderungen. Im Team
Baiersbronn provozieren Fachkräfte
Gelegenheiten, weil sie einen Riecher
haben für das, was der soziale Raum
hergibt. Sie machen Platz, und Siggi
macht Eingliederungshilfe (vgl. BUD-
DE, FRÜCHTEL & HEER 2010).
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System und Lebenswelt

Jürgen HABERMAS (1982) hat diese
beiden Perspektiven geschickt verbun-
den und daraus die sog. „Kolonialisie-
rungsthese“ abgeleitet. Mit „Lebens-
welt“ meint HABERMAS unsere all-
täglichen zwischenmenschlichen Be-
ziehungen: Partnerschaften, Eltern-Kind-
Beziehungen, Freundschaften, Verwandt-
schaften, etwas verkürzt gesprochen
unser alltägliches Netzwerk, in das wir
als Personen eingewoben sind. Unter-
stützungsleistungen entstehen in der
Lebenswelt durch Nähe, Betroffenheit
und Hilfenormen. Wir helfen (oder
erziehen), weil wir gute Eltern, Groß-
eltern, Freunde, Geschwister sein wol-
len, weil es uns aus normativen, emo-
tionalen und habitualen Motiven so
normal erscheint, dass uns nichts ande-
res „richtig“ vorkommen würde. Die
lebensweltliche Hilfe ist mit Rezipro-
zitätserwartungen verbunden, die lang-
fristig gerechnet zu Stabilität und
Kohäsion der Gruppe beitragen, weil
die Geltung der zugrunde liegenden
Hilfenormen gestärkt wird. Ein Rechts-
anspruch besteht auf diese Hilfe zwar
nicht, und doch sind es genau diese
Hilfebeziehungen, in denen wir uns
aufgehoben, geborgen oder fachlich
ausgedrückt „integriert“ fühlen, obwohl
oder weil sie nirgends vertraglich gere-
gelt sind.

Der Gegenpart (aber nicht Gegen-
spieler – auch wenn es im Folgenden so
scheinen kann!) zur Lebenswelt ist in
der HABERMAS'schen Terminologie
das „System“. Das sind gesellschaftli-
che Gebilde, die am einfachsten durch
die sie steuernde Zweckrationalität
(Erfolgsorientierung) beschrieben wer-
den können: das Wirtschaftssystem, das
Rechts- und Verwaltungssystem und
auch das medizinische und soziale
Hilfssystem.

Hier herrscht eine vollkommen
andere Logik des Helfens vor. Geholfen
wird nicht aus solidarischen, emotiona-
len Motiven oder Glaubensüberzeu-
gungen, sondern weil Betroffene einen
Rechtsanspruch darauf haben, der
abgesichert ist durch Leistungs- und
Entgeltverträge mit Leistungsanbietern,
die wiederum Arbeitsverträge mit den
Hilfeexperten schließen und Hilfe mit
Geld verrechnen: Je mehr Hilfe geleistet
wird, desto mehr Geld fließt, bzw.
andersherum: Je weniger Geld da ist,
desto weniger Hilfe gibt es.

In diesem Verfahren braucht es eine
entsprechende Diagnose, die möglichst
objektiv sein soll, d. h. möglichst wenig
beeinflusst durch die subjektiv verzerr-
ten Sichten der Betroffenen auf ihre

Dinge. Über diese Diagnose können
Rechtsanspruch und wissenschaftlich
erprobte und dadurch notwendigerwei-
se standardisierte Hilfeformen verkop-
pelt und letztere installiert werden. Die
beabsichtigten Effekte sind eine bere-
chenbare Qualität, die der Logik der
bedarfsfeststellenden Instanz folgt, und
eine Hilfe im „Einbahnstraßen-Format“:
Einer hilft, dem anderen wird geholfen. 

Die Nebenwirkungen dieser sozial-
staatlichen Rechtsansprüche sind aller-
dings nicht zu unterschätzen. Die Hilfe
durch Hilfeexperten birgt immer das
Risiko, dass deren Hilfelogik sich gegen
die lebensweltliche Hilfelogik durch-
setzt und letztere ersetzt oder gar zer-
setzt. So unentbehrlich die staatliche
Intervention sein mag, sie bringt nicht
nur Vorteile mit sich, sondern begrün-
det eine wachsende Abhängigkeit vom
Hilfesystem. Die Verfahrensbeteiligten
werden, allen Mitwirkungsgeboten des
Sozialrechts zum Trotz, Verfahrens-
unterworfene. Dieses hier nur angedeu-
tete Phänomen hat HABERMAS
(1981) mit dem Begriff „Koloniali-
sierung“ belegt: „Wissenschaft und
Moral spalten sich vom naturwüchsi-
gen Traditionsstrom des Alltags ab. (…)
Der Alltag wird den Maßstäben exklusi-
ver, eigensinniger Expertenkulturen
unterworfen und so von Zufuhren
durch lebensweltliche Tradition abge-
schnitten, deren Geltungsanspruch sus-
pendiert wird. (…) Die Imperative der
Systeme dringen in die Lebenswelt  –
wie Kolonialherren in eine Stammes-
gesellschaft – ein und erzwingen die
Assimilation“ (ebd., 522).

Kolonialisierungseffekte

Von Aussonderung kann man spre-
chen, weil viele Spezialbehandlungen
in Spezialeinrichtungen natürliche Be-
ziehungen zerschneiden. Sie operieren
nicht nach dem Prinzip „Nähe“, son-
dern nach den Prinzipien „Zuständig-
keit“ und „Spezialisierung“. Das lässt
sich deutlich im stationären Bereich
beobachten, z. B. wenn ein Übergangs-
wohnheim einen Psychiatrieentlassenen
wie eine behütende Blase von seinen
letzten existierenden Freund(inn)en
und von potenziellen neuen Freun-
d(inn)en abschirmt – schlichtweg des-
wegen, weil es existiert. Schwerpunkt
ist das heilsame Zusammenleben in der
Gruppe. In Hilfeplänen steht fast
immer: „Braucht eine feste Tages-
struktur“. Ziel ist Integration in die
Gruppe. Normalerweise bedeutet die
stationäre Unterbringung den Abbruch
vieler Beziehungen. Der Stadtteil
taucht nur als Randbedingung auf, weil
die Bewohner(innen) wegen des über-
regionalen Einzugsbereiches der Spezial-

einrichtung ja sowieso von woanders
her kommen.

Von Standardisierung kann man
sprechen, wenn die Eltern einer behin-
derten Frau in den Urlaub fahren, sie
etwas Unterstützung im Haushalt
bräuchte, aber dennoch 24 Stunden am
Tag in die Kurzzeitpflege muss, oder
wenn Fortschritte bei der Arbeit mit
Menschen mit Behinderung wegen der
damit einhergehenden Kürzung der
Pflegesätze wirtschaftlich unsinnig wer-
den. Den Folgen von Standardisie-
rungsprozessen ist auch zuzurechnen,
wenn die durch das Recht erzwungene
Aufsichtspflicht der Fachkräfte zur
zweiten Behinderung der Menschen
mit Behinderung wird, weil sie viele
Dinge ohne Begleitung nicht machen
dürfen (z. B. Sturzprotokoll) und sich
an den Dienstplan des Personals halten
müssen. Ein spezialisierter Organisa-
tionsaufbau von Trägern, der das
Wechseln von stationär zu ambulant
zur aufwändigen bürokratischen Ange-
legenheit mit Abteilungs- und Bezugs-
betreuerwechsel macht, ist der gleichen
Kategorie zuzurechnen.

Entwertung geschieht, wenn durch
die professionelle Arbeit in nahezu sys-
tematischer Weise Kompetenzen, Er-
fahrungen, Wissen, Wille und die eigene
Sicht auf die Situation nachrangig und
die professionellen Diagnosekategorien
und Interventionen in den Vordergrund
kommen (siehe das unten dokumentier-
te Hilfeplanbeispiel). Dieser selbstrefe-
rentielle Bias des Hilfesystems hat dann
den Effekt, nur noch die eigenen Leis-
tungen als mögliche Hilfeleistung zu er-
kennen oder zuzulassen. Plan wird, was
im System vorrätig ist, alles andere ver-
kümmert. Entwertung passiert nicht ab-
sichtlich, sondern quasi hinter dem Rü-
cken der Fachkräfte als eine Neben-
wirkung ihres fachlichen Bemühens.

Hilfeplanungsbeispiel

1.2 Befunde und Diagnosen: Suizi-
dale Verhaltensweisen, Sachbe-
schädigungen, Stimmungswechsel,
Nahrungs- und Medikamenten-
verweigerung, Borderline-Persön-
lichkeitsstörung (ICD 10 F 60.31),
Gehörlosigkeit (ICD 10 H 91.9)

1.3 Art der Behinderung: Wesentliche
seelische Behinderung

1.4 Wohnsituation: Zuletzt bei der
Mutter, Aufenthalte in der Psy-
chiatrie, Fehlversuche in Inter-
naten, Mutter überfordert, kann
Behinderung der Tochter nicht
akzeptieren, überfordert Tochter
mit hohen Erwartungen
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2. Wünsche des Leistungsberechtig-
ten/Welche Ziele sollen erreicht
werden? Psychische Stabilisierung,
Bewältigung des aggressiven Ver-
haltens, eigene Geldverwaltung,
Werkstattfähigkeit, medizinische
und soziale Reha

Individualisierung meint, dass struk-
turelle Ursachen von Problemen einzel-
ner Menschen durch eine am einzelnen
Menschen ausgerichteten Förderung
verdeckt werden. Mit therapeutischer
Aufopferung wird versucht, das zu
lösen, von dem man weiß, dass es so
nicht zu lösen ist: weniger Arbeitsplätze,
mehr Schulden, mehr Räumungsklagen
(siehe auch das unten folgende
Beispiel). Das Problem ist der hochauf-
lösende therapeutische Blick: „Jeder
Mensch ist anders und jede Intervention
ist anders!“ Wenn Akten nie generalisie-
rend sozialpolitisch ausgewertet werden,
entsteht bei den Mitarbeiter(inne)n das
Gefühl, von der Arbeit aufgefressen zu
werden. Behindertenhilfe, die sich
eigentlich wie keine andere in Politik
eingemischt hat, entpolitisiert sich so
zunehmend.

Die Straßenverkehrsordnung (StVO)
macht eine Frau mit geistiger Behin-
derung in S. nahezu immobil, da diese
nicht als kompetent genug gilt, sich im
öffentlichen Raum ohne Selbstgefähr-
dung zu bewegen. 

Die Verknüpfung der Selbstgefähr-
dung mit den Kompetenzen der Frau
verdeckt das fremdgefährdende Poten-
zial des Straßenverkehrs in „Auto-
städten“, ganz im Interesse der auf 
den Individualverkehr bezogenen Ver-
kehrsplaner. Nicht der Straßenverkehr
ist das Problem, sondern die Frau, die
sich ihren Möglichkeiten gemäß ver-
hält und durch Restriktionen an die
StVO angepasst wird.

Arbeit mit seiner Umwelt.” Unter Um-
welt verstand RICHMOND nicht nur
Kernfamilien, sondern Verwandte, Freun-
de, Nachbarn, Vermieter, Geschäftsleu-
te, Arbeitgeber, Pfarrer, Gewerkschaf-
ten, Vereine, Banken, Wohnungsbauge-
sellschaften, Kirchengemeinden, Selbst-
hilfegruppen etc. RICHMOND wusste,
dass Soziale Arbeit selbst nicht integrie-
ren kann, sondern aussondert, wenn sie
alleine aus sich selbst heraus hilft. So-
ziale Arbeit ist fundamental angewiesen
auf die Zusammenarbeit mit Nach-
barn, Freunden, Vereinen, Kirchenge-
meinden. Der sozialräumliche Gegenent-
wurf zur Aussonderung ist die fallunspe-
zifische Arbeit, die Stadteilressourcen
nicht ignoriert, sondern für die Lösung
individueller Probleme verfügbar macht.

In der Fallarbeit konzentrieren sich
die Fachkräfte auf Einzelfälle (einen
Mann ohne Wohnung, eine Familie in
Erziehungsproblemen, eine vereinsam-
te alte Dame usw.) und versuchen, fall-
bezogen eine geeignete Unterstützung
zu leisten oder zu vermitteln. Die fall-
unspezifische Arbeit hingegen versucht
Potenziale des Stadtteils, der Straße,
des Dorfes, der Gewerbe etc. in den
Blick zu bekommen, die in der Fall-
arbeit zum Tragen kommen können.
Dadurch kommen Möglichkeiten in
den professionellen Blick, die das Ge-
meinwesen bieten könnte, würde man
es mobilisieren. Damit die Fachkräfte
diese Potenziale in der Fallarbeit nut-
zen können, müssen sie sie kennen
oder vielleicht sogar erst aufbauen. Da-
mit solche Ressourcen schnell und un-
kompliziert eingesetzt werden können,
müssen sie quasi auf Lager liegen. Das
heißt: Optimalerweise verfügen Fach-
kräfte über eine Art Ressourcenlager,
das aufgebaut und kontinuierlich ge-
pflegt werden muss, und im Einzelfall
hat man dann – wenn alles gut geht –
„etwas auf Lager“. „Die Fachkraft er-
schließt sich Kenntnisse in einem so-
zialen Raum, ohne schon darauf gerich-
tet zu sein, diese Ressourcen für einen
bestimmten Fall abzurufen. Es geht hier
um den Aufbau, die Unterstützung so-
wie das Aufspüren von lebensweltli-
chen Kapazitäten – vom Sportverein
über den lokalen Schrotthandel bis hin
zu informellen Netzwerken (siehe das
Fallbeispiel „Siggi macht Eingliede-
rungshilfe“, Anmerk. d. A.) und zum
Kleinhandel und großen Unternehmen –,
die einen wesentlichen – durchaus funk-
tionierenden Teil – eines sozialräumli-
chen Milieus repräsentieren und die
eine Vielzahl von Gestaltungsleistun-
gen erbringen, ohne dass professionelle
Sozialarbeit auch nur einen Finger rüh-
ren muss“ (HINTE 1999, 85).

Fallunspezifische Arbeit geschieht
demnach zu einem Zeitpunkt, da Fach-
kräfte noch nicht absehen können, ob
und für welchen Fall sie die jeweiligen
Ressourcen benötigen. Ihre Arbeit ist
erstmal noch keinem spezifischen Fall
zuzuordnen, geschieht aber durchaus
mit Blick auf die Fallarbeit. Insofern ist
sie etwas grundsätzlich anderes als
Gemeinwesen- oder Stadtteilarbeit und
auch keine Präventionsarbeit.

Das ist sozusagen die Ausgangs-
situation, auf die Sozialraumorientie-
rung Antworten bereitstellt, indem sie
Methodiken aus vier Handlungsfeldern
integriert:

1. Das Handlungsfeld „Netzwerk“
und die fallunspezifische Arbeit

Das Besondere an der Sozialraum-
orientierung ist, dass sie nicht nur Hil-
fesuchende als Fall begreift, sondern
dass sie einem Ansatz folgt, den Mary
RICHMOND bereits 1917/1922 be-
schrieben hat, der aber dann wieder in
Vergessenheit geraten ist: „Der beson-
dere Ansatz der Fallarbeit ist die Kon-
zentration auf das Individuum durch die  

Willi arbeitete in einer Werkstatt für
Menschen mit Behinderung. Er macht
seine Arbeit gut, aber nicht sonderlich
begeistert. 

Ein Ressourcencheck zeigt: Willi
singt gut und gerne und ist ein begna-
deter Geschichtenerzähler. Aus die-
sen Fähigkeiten wird ein neuer
Arbeitsplatz für Willi als mobiler, sin-
gender Unterhaltungstherapeut in
drei Seniorenwohnheimen. Wesent-
lich für die Schaffung dieses doch
recht ungewöhnlichen, aber genau zu
Willi passenden Arbeitsplatzes waren
sein Onkel, der Altbürgermeister sei-
ner Herkunftsgemeinde und der
Pfarrer, der Willi getauft hat. Diese
drei Personen sind jeweils Vorstands-
mitglieder von Seniorenheim-Trägern.
Willi selbst sagt, der neue „Beruf“ sei
wunderbar; singen würde er sowieso
gerne und die Senioren wären ein fan-
tastisches Publikum.

Voraussetzung für dieses Zusam-
mentreffen zufällig anmutender Glücks-
fälle war ein Meisterstück fallunspezi-
fischer Arbeit: „Bist Du der Erz-
bischof?“ Mit diesen Worten klopfte
Sabine Kern einem Mann, der ihr aus
der Zeitung bekannt vorkam, auf die
Schulter. Sie war mit dem Sozial-
arbeiter Ludwig Förster auf dem
Nachhauseweg von einer Behörden-
erledigung. Es wurde ein längeres,
angeregtes Gespräch und eine Gele-
genheit, die der Sozialarbeiter am
Schopf packen musste.

Einige Wochen später sitzen einige
Bürgermeister, Kreishandwerksmeis-
ter, ein IHK-Vorsitzender, Firmenchefs
und viele Gemeindepfarrer in einem
Meeting zusammen. Die Einladung
des auf der Straße „angeworbenen“
Erzbischofs lockte auch zeitlich Über-
lastete zum Kommen. Es geht darum
zusammenzuarbeiten, um neue Be-
schäftigungsmöglichkeiten aufzutun,
jenseits der Werkstatt und näher 
an den Interessen der Arbeitneh-
mer(innen). Jeder der Anwesenden
verfügt über offizielle Kontakte und
ein nicht unbeträchtliches „Old-Boys-
Netzwerk“. Damals wurde die
Voraussetzung für Willis Arbeitsplatz
geschaffen.



2. Das Handlungsfeld „Organisation“:
Sozialräumliche Steuerung und das
Prinzip „Form follows function“

Den Gedanken von RICHMOND, wo-
nach Soziale Arbeit wirkungsvoller ist,
wenn sie auch Umweltarbeit betreibt,
wird in der Sozialraumorientierung
auch auf die Organisationsumwelt aus-
gedehnt, indem bei der Einzelfallarbeit
immer mitbedacht wird, welchen Ein-
fluss Organisationsroutinen, Aufgaben-
teilung, juristische Regelungen oder
Finanzierungsformen auf die Fallarbeit
haben. Also wird auch die eigene Hilfe-
organisation wegen ihrer Standardisie-
rungseffekte immer auch als Teil des
Problems gesehen, das sie zu lösen ver-
sucht. STAUB-BERNASCONI (2007,
277) zitiert ein schönes Beispiel für
funktionale Differenzierung des Hilfe-
systems für Wasserschäden in der Stadt
New York: kleine Wasserlachen: Wen-
den Sie sich an die Hausverwaltung;
große Wasserlachen: Wenden Sie sich
an die Stadtwerke; Wasser über-
schwemmt die Wohnung: Rufen Sie die
Feuerwehr; Wasser von oben über-
schwemmt die untere Wohnung: Poli-
zei; Kloakenwasser im Keller: Gesund-
heitsamt verständigen. Diese aus Bür-
gersicht abwegige Aufgabenteilung ist
die Spezialisierungslogik, die wir auch
in der Sozialen Arbeit haben. Die klas-
sischen Hilfen sind differenziert in:
offene Behindertenarbeit, ambulante
Dienste (sprachlich mitunter geadelt als
„flexibel“), teilstationäre Angebote zur
Herstellung von „Tagesstruktur“, Werk-
stätten sowie stationäre Wohn- und
Pflegeformen, zwar mit Übergängen,
aber im Grund ziemlich eigenständig,
was Methoden, Finanzierung und Per-
sonal betrifft. Dies ist ein schwer über-
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windbares Hindernis für eine genau auf
den Einzelnen zugeschnittene Hilfe. Es
war immer ein fundamentales Prinzip
der Sozialen Arbeit, sich am Einzelfall
auszurichten. Die Entstehung von
Großorganisationen hat aber dazu ge-
führt, dass wir heute Fälle an den Or-
ganisationen ausrichten. Flexibilisie-
rung würde hingegen heißen: weniger
vorgestanzte Hilfen, sondern jede indi-
viduelle Hilfeplanung führt über eine
Organisationsentwicklung zu individu-
ellen Arrangements, sog. Maßanzügen,
deswegen: „Form follows function“.

Mit den Adressat(inn)en selbst steht
der Sozialen Arbeit ein Potenzial zur
Verfügung, das dabei helfen kann,
Maßanzug verhindernde Routinen auf-
zudecken. Um dieses Potenzial zu 
nutzen, ist es zweckdienlich, Adres-
sat(inn)en noch viel mehr, als wir uns
das bisher vorstellen können, an der
Steuerung unserer Dienste zu beteili-
gen. Dabei geht es nicht um die Frage,
ob jemand heute einen roten oder grü-
nen Pulli anziehen möchte bzw. darf.
Entscheidend ist, dass Organisationen
ganz gezielt strategische „Störungen“ in
den Fluss ihrer institutionellen Routi-
nen einziehen. Neuseeländische Audi-
tierungsverfahren von Behindertenein-
richtungen durch psychisch kranke
und geistig behinderte Menschen selbst
sind ein wegweisendes Beispiel: Der
„Standards and Monitoring Service
(SAMS)“ stellt dabei ein Team von
mehreren Evaluatoren zusammen, die
sich in ihren spezifischen Fähigkeiten
ergänzen, aber in der Mehrzahl immer
„consumers or family members“ sind.2

Eine Fachkraft stellt sicher, dass das

Audit im Rahmen der vorher bekannt
gemachten Kriterien erfolgt und so für
die Einrichtung transparent bleibt. Sie
schreibt den Bericht, der empirisches
Beweismaterial zum Beleg der Bewer-
tungen enthält. Ein Mensch mit geisti-
ger Behinderung, der in einer ähnlichen
Einrichtung lebt, beurteilt aus seiner
Betroffenenperspektive. Er spricht mit
vielen Nutzer(inne)n, hält eine Bewoh-
nerversammlung ab und lebt während
der Zeit in der Einrichtung. Ein(e)
Angehörige(r) konsultiert Verwandte,
Freunde und Freundinnen von Nut-
zer(inne)n. Alle drei Evaluator(inn)en
sprechen auch mit dem Personal, stu-
dieren Akten und halten während der
Evaluationstage eine Bewohner- und
eine Personalversammlung ab. „Being
part of an evaluation represents both a
great privilege and a challenge. The pri-
vilege is in being given value, respect
and dignity for our personal experience
of mental illness, which gives us a uni-
que inside perspective when assessing
services. (…) There is also a delightful
lighter side to doing SAMS evaluations,
such as those moments when staff do
not realize that I am a Consumer and
let their own prejudices show” (News-
letterbeitrag einer Evaluatorin, Quelle:
www.sams.org.nz).

Auch der Organisationsaufbau hat
sich in den Dienst der fachlichen Ziele
zu stellen. So ist das Gliederungs-
prinzip in sozialräumlich aufgebauten
Organisationen nicht die diagnostische
Kategorie, sondern der soziale Raum.
Das hat zwei Vorteile:

1. Organisationen, die am Raum orien-
tiert sind, können am ehesten Aus-
sonderung verhindern, weil sie Zu-
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2 www.sams.org.nz  

Abb. 1: Umbau der Aufbauorganisation: vom Diagnosebezug zum Raumbezug
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4. Das Handlungsfeld „Individuum“: 
Stärkemodell

Dem Entwertungseffekt begegnet So-
zialraumorientierung mit ihrem Stärke-
modell, dessen Grundaussage ist, dass
die Bewertung menschlichen Verhal-
tens kontextabhängig ist.

die Organisationsleistungen so flexibel
sein zu können, muss die Organisation
auf ihrer Innenseite (fachliche Philo-
sophie, Personalentwicklung, Koopera-
tionskultur) für die Mitarbeiter(innen)
stabil und berechenbar sein.

Dazu bedarf es auch eines Finanzie-
rungssystems, das Flexibilität unter-
stützt, weil gilt: „Form follows fun-
ding“, d. h., die Qualität der Fachlich-
keit ist nicht nur von der Höhe, son-
dern auch fundamental von der Art der
Finanzierung abhängig. Vorgeschlagen
wird ein pauschales, raum- und nicht
mehr fallbezogenes Abrechnungsver-
fahren an Stelle der bisherigen
Fallfinanzierung über Tagessätze oder
Fachleistungsstunden. Die bisherige,
an Angebot und Fall gebundene
Finanzierung zwingt Träger dazu, spe-
zialisiert, intensiv und über einen lan-
gen Zeitraum zu arbeiten. Auf Inklu-
sion bezogen führt Fallfinanzierung zu
permanenten Nullrunden, wenn die
Arbeit im Stadtteil als etwas anderes als
die Fallarbeit begriffen wird und folg-
lich auch aus anderen Töpfen finanziert
werden muss. Inklusion setzt den
Aufbau und die Pflege von Verbindun-
gen und Gelegenheiten im Gemein-
wesen voraus. Diese müssen sich auch
betriebswirtschaftlich als sinnvoll er-
weisen, indem sie – wenn sie zu mehr
Unabhängigkeit führen – für den freien
Träger einen wirtschaftlichen Vorteil
darstellen. Im Moment fließt dagegen
Geld, wenn und solange die Menschen
abhängig sind. 

3. Das Handlungsfeld „Sozialstruktur“:
Aktivierung und Einmischung

Schließlich braucht Eingliederungs-
hilfe einen gesellschaftlichen Blick, ein
Instrumentarium, mit dem sie die Ver-
ursachung von individuellen Proble-
men stichhaltig im Überindividuellen
nachweisen kann (vgl. WASEL 2010).
Der Auftrag, soziale Gerechtigkeit bzw.
Inklusion zu verbessern, lässt sich nicht
allein in der Einzelfallarbeit oder durch
therapeutische Förderung erreichen,
sondern verlangt auch ein Ansetzen 
an Strukturen, die Inklusion verhin-
dern. Dies kann geschehen, indem sich
Fachkräfte in die Stadtplanung einmi-
schen und deren Planungen problema-
tisieren (siehe Beispiel „StVO macht
Frau immobil“) oder Adressat(inn)en
dabei unterstützt werden, sich für ihre
Interessen einzusetzen.

Als nach langer Suche ein geeignetes
Haus gefunden wird, sperrt sich 
der Bauausschuss, die Nutzungs-
satzung zu verändern. Die Begrün-
dung ist fadenscheinig: Die Bebauung
in diesem Gebiet sei zu eng und des-
wegen ungeeignet. „Des Pudels Kern“
ist eine Stadträtin im Ausschuss, die
nebenan wohnt und mit allen Mitteln
das „Behindertenheim“ verhindern
möchte. Die Einrichtung und die
gehörlosen Männer gehen in die
Offensive und laden Bürgermeister,
Stadträte und Pfarrer in die Wohn-
gruppe ein, damit man sich kennen
lernt. Die sperrige Stadträtin kann
wegen der eingeladenen Würdenträ-
ger den Termin nicht ausschlagen,
ohne ihr Gesicht zu verlieren. Die
gehörlosen Männer bekochen die
Delegation mit Lasagne, Rucolasalat
und Prosecco. Der Abend wird
gemütlich und gelungen. Die Gift-
pfeile der Stadträtin werden stumpf
an der ganz eigenen Gastfreundschaft
der Männer. Der Bauausschuss 
genehmigt die Nutzungsveränderung 
in der nächsten Sitzung, und die
Wohngemeinschaft denkt bereits über
ihr nächstes kommunalpolitisches
Projekt nach.

WISSENSCHAFT UND FORSCHUNG
Bürgerinnen und Bürger statt Menschen mit Behinderung

Teilhabe 2/2010, Jg. 49

59

In individuellen Lösungsarrange-
ments steckt gleichzeitig auch ein
Schatz von Informationen über vor-
handene Ressourcen und zu entwi-
ckelnde Strukturen des Stadtteils. Die
flexibilisierte Organisation erarbeitet
sich Zugänge zu den Möglichkeiten des
Sozialraums durch die Anforderung,
dass Lösungen „vor Ort“ gefunden wer-
den sollen. Die Organisationsstruktur
muss elastisch genug sein, um Gelegen-
heiten, die jedes Gemeinwesen zu bie-
ten hat, zu integrieren, z. B. beim Um-
setzen eines Wohnarrangements für zwei
junge Männer, wo der Kontakt zum
Bürgerverein hilft, eine Wohnung zu
finden, der CVJM und der Club moder-
ner Hausfrauen beim Renovieren mit-
machen, Nachbarn vom Pfarrer be-
schwichtigt werden, Gewerbetreibende
im Stadtteil ihre Beziehungen bei der
Jobsuche spielen lassen, der Trainer des
Karatevereins Kontaktmöglichkeiten er-
schließt. Jedes maßgeschneiderte Arran-
gement wird zum Workshop, der Krea-
tivität, Improvisationstalent, Beziehun-
gen im Sinne von „Vitamin B“ und
fachliche Courage als Schlüsselqualitä-
ten voraussetzt. Um an der Außenseite,
im praktischen Tun durch Zulassen un-
terschiedlicher Deutungen und den sich
daraus ergebenden Konsequenzen für

Robin, ein 60-jähriger, hagerer, allein-
stehender Mann mit guten Manieren,
hält sich unangenehme Gespräche
und Leute vom Hals, indem er ihnen
von den schlechten Wellen erzählt,
die er aus jedem Winkel des Uni-
versums erhält, mit dem er ständig in
Verbindung steht. Die Strategie ist so
zu seiner Routine geworden, dass sich
ein normales Gespräch mit ihm fast
nicht mehr führen lässt. Mit Robin ist
man ständig als „Anhalter durch die
Galaxis“ unterwegs. „Normale“ klin-
ken sich irgendwann aus, weil Robins
Geschichten den Alltagsverstand zum
Schwindeln bringen und seine psy-
chiatrische Diagnose dazu einlädt.
Robins neuer Sozialarbeiter war da
eher die Ausnahme. Er notierte die
Geschichten, weil darin Fantasie und
Groteske stecke, aus der man viel-
leicht etwas machen könne. Dann
begannen beide ein Theaterstück zu
schreiben. Der Sozialarbeiter sorgte
für die Gründung einer Theater-
gruppe. Robins Stücke waren erfolg-

Gekonntes Lobbying

Eine kleine Gruppe gehörloser und
geistig behinderter Männer hat den
Traum, in ein eigenes Haus zu ziehen.

gang zu den Ressourcen und Regel-
systemen vor Ort haben, z. B. zu den
Angehörigen (dem mit Abstand wich-
tigsten „Einrichtungstyp“), Nachbarn,
Schulfreunden etc. In der Behinder-
tenhilfe werden oft durch Übersied-
lung in eine stationäre Einrichtung
die Fasern vorhandener Netzwerke
zerschnitten, weil Einrichtungen über-
regionale Einzugsbereiche und keine
raumbezogenen Versorgungsverträge
mit Kostenträgern vor Ort haben.
Hier muss die Frage gestellt werden,
ob der qualitätssteigernde Wettbewerb
der Träger um jeden einzelnen Men-
schen mit Behinderung, egal wo er
herkommt, nicht gleichzeitig ausson-
dernde Effekte produziert, die fachlich
nie mehr richtig auszugleichen sind. 

2. Ein weiterer Vorteil des sozialräum-
lichen Aufbaus von Organisationen
ist die Auflösung der klassischen
Abgrenzung der Hilfen und Wohn-
formen nach „offen“, „ambulant“,
„teilstationär ohne Arbeit“, „WfbM“
und „stationär“, deren Versäulung
ein schwer überwindbares Hindernis
für eine genau auf den Einzelnen
zugeschnittene Hilfe ist. Die not-
wendige Organisationsentwicklung
muss die Voraussetzungen für die
Realisierung der Maximen „alle Hil-
fen aus einer Hand“ und „alle Hilfen
vor Ort“ schaffen (siehe die angebots-
übergreifende und raumbezogene Auf-
bauorganisation in Abb. 1).



reich, und er selbst entpuppte sich als
begabter Schauspieler.

Was in einem Kontext als schizo-
phren gilt, stellt in einem anderen
Kontext enormes Kapital dar. Die
Kunst Sozialer Arbeit besteht darin,
Umwelten so zu verändern, dass vor-
teilhafte Kontexte für die Stärken ihrer
Adressat(inn)en entstehen. Dabei ist 
es ein methodischer Fehler, Adres-
sat(inn)en zu einem vermeintlich guten
Leben zu motivieren. Vielmehr geht es
darum, deren Motivationen zu finden
und daraus neue Optionen für diese
Menschen zu machen.

Die Körperhygiene eines Jugendlichen
war ein erhebliches „Problem“ für eine
Wohngruppe. Alle pädagogischen Be-
mühungen (aufklärend, verstärkend
oder über Verträge) schlugen fehl. Er
wollte sich nicht motivieren lassen,
und wir waren es, die den Schweiß auf
der Stirn hatten, während er interes-
siert, wohlwollend, durchaus koopera-
tiv beobachtete, was sich das Team –
zu seinem Besten – ausgedacht hatte.
Er lies sich stets davon überzeugen, et-
was auszuprobieren, aber nichts hielt
sich außer der Geruch, gegen den das
ganze Bemühen gerichtet war. Plötz-
lich war dieser dann von einem Tag auf
den anderen weg und zwar nachhaltig.
Was war passiert? Der Jugendliche
hatte eine Freundin in einem Tanzkurs
gefunden, auf den ein Kollege ihn auf-
merksam gemacht hatte.

als Handlungswissenschaft“. Es ginge
immer gleichzeitig um ökonomische,
institutionelle, soziale und kulturelle
Ressourcenerschließung, um Nacher-
ziehung, Resozialisierung, Förderung,
Aktivierung und darum, gesellschaftli-
che Ideologien über wünschbare Zu-
stände durchzusetzen. Auf theoretischer
Ebene lässt sich der Ansatz der Sozial-
raumorientierung als transdisziplinär
beschreiben (vgl. KLEVE 2003;
WENDT o. J.). Sozialarbeiterisches und
psychologisch-pädagogisches Wissen aus
der Fallarbeit (Stärkemodell) wird mit
soziologischem (z. B Sozialkapitalmo-
dell oder fallunspezifische Arbeit), öko-
nomischem (lokale Ökonomie, Con-
trolling, Sozialraumbudget), Organisa-
tionsentwicklungswissen (Flexibilisie-
rung, Sozialraumteamarbeit), Wissen
aus der politischen Theorie (Gemein-
wesenarbeit und Community Organi-
zing) kombiniert, um den disziplinären
Reduktionismus, der sich auch in den
klassisch versäulten Arbeitsformen der
Sozialarbeit zeigt, zu überwinden.
Diese Theorieverknüpfung ist das
eigentlich Neue an der Sozialraum-
orientierung. Den Willen von Adres-
sat(inn)en haben auch humanistische
Beratungskonzepte ernst genommen,
Sozialraumorientierung beschäftigt sich
indes auch mit den organisatorischen
und wirtschaftlichen Voraussetzungen
und Implikationen dieser Maxime. Sie
versucht, zur Problemlösung relevantes
Wissen aus unterschiedlichen Theorie-

Das geht am besten, wenn man
„Hilfeplanungs-Heimspiele“ arrangiert.
Wenn Adressat(inn)en nicht kooperie-
ren wollen, ist das immer auch ein
Zeichen dafür, dass sie kein Heimspiel
haben und dass ihnen Expert(inn)en
erklären, wie sie gesund und richtig
leben sollen. Heimspiel hingegen be-
deutet keine non-direktive Beratung,
sondern das Arrangement eines
Settings für die Hilfeplanung, in dem
die Betroffenen „Oberwasser“ haben.
Das kann an der Zusammensetzung 
der Beteiligten liegen oder am Ort des
Treffens oder daran, dass die
Expert(inn)en in den entscheidenden
Planungsphasen ausgeschlossen wer-
den, wie im neuseeländischen Family
Group Conferencing (vgl. FRÜCHTEL
& BUDDE 2003; 2008; 2009).

Das SONI-Schema

„Soziale Arbeit ist ein Beruf am Schnitt-
punkt der Arbeit mit Dingen, Mensch
und Ideen“, schreibt Sylvia STAUB-
BERNASCONI (1986) in „Sozialarbeit

Abb. 2: SONI-Modell der Sozialraumorientierung (vgl. FRÜCHTEL,
CYPRIAN & BUDDE 2009)
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beständen neu zu verknüpfen. Ein sol-
cher Ansatz läuft der theoretischen
Ausdifferenzierung und der beruflichen
Spezialisierung entgegen, um vereinzel-
tem Wissen langsam das Wissen über
seine Verknüpfung hinzuzufügen (vgl.
MÜNCH 1995, 146). 

Das ist das oberflächlich betrachtet
vielleicht eklektisch wirkende, trans-
disziplinäre Konstruktionsprinzip eines
Modells aufeinanderbezogener Hand-
lungsmaximen und Methodiken in den
ansonsten auf sich selbst bezogenen
und um sich selbst kreisenden Arbeits-
feldern von Einzelfallarbeit, Ver-
netzungsarbeit, Sozialmanagement, Or-
ganisationsentwicklung, wirtschaftlicher
Steuerung, Sozialplanung, Gemein-
wesenarbeit und politischem Aushand-
lungsprozess. Sozialraumorientierung
hat als Theorie den Anspruch, den zer-
legten Facettenblick institutioneller
Ordnungen durch das Weitwinkel-
objektiv einer komplexen Sicht auf
komplexe Dinge zu ersetzen. 

Als Handlungsmodell bietet die So-
zialraumorientierung vier Handlungs-
felder an: Sozialstruktur, Organisation,
Netzwerk und Individuum (abgekürzt
durch das Akronym SONI), die in der
praktischen Arbeit zum Methodenmix
von Fallarbeit (I), fallunspezifischer
Arbeit (N), Organisationsentwicklung
(O) und kommunaler Sozialpolitik (S)
kombiniert werden (vgl. Abb. 2).
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Das Zusammenspiel von Struktur,
Handlung und Interessen, oder:
Wie Netzwerke einen Beitrag zur
Veränderung leisten 
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| KURZFASSUNG In Anlehnung an die Strukturelle Handlungstheorie nach BURT
(1982) werden im vorliegenden Beitrag nicht nur sozialpolitische Steuerungsansätze
sowie Handlungen und Interessen der Institutionen in der Behindertenhilfe reflektiert,
sondern auch die der Menschen mit Behinderung selbst. Im Fokus der Betrachtungen ste-
hen soziale Beziehungen und ihre Bedeutung für behinderte Menschen, institutionelle
Beharrlichkeiten und Wege einer Veränderung von Struktur, Handlung und Interessen
durch Brokerage sowie Netzwerkarbeit. 

| ABSTRACT The Interplay of Structure, Action and Interest. Networking and its
Potential for Change. Following BURT's Structural Theory of Action (1982) this article
reflects on regulatory approaches in social policy as well as on actions and interests of
institutions dealing with disability and the interests of people with disabilities themselves.
The article focuses on social interaction and its importance for people with disabilities as
well as on institutional insistence and ways to change structures, actions and interests
through brokerage and networking.

‚Being part of the community' –
Inklusion meint mehr, als Teil einer
Gemeinde zu sein. Menschen mit
Behinderung wollen teilhaben und
„mehr als nur dabei sein“. So fordern
Menschen mit Behinderungen eine ver-
mehrte Orientierung an ihren lebens-
räumlichen Bezügen. „Es ist notwendig,
Brücken zu bauen in die Gesellschaft,
in die Gemeinde. Ratgeber und Brücken-
bauer zu werden ist eine wichtige
Aufgabe“ (WACKER u. a. 2005, 9). 

Die Forderung nach Inklusion und
Teilhabe verändert die Rollen der
Akteure: Menschen mit Behinderung
können und müssen ihre Entschei-
dungsautonomie erhöhen und mehr
Verantwortung übernehmen. Gleich-
zeitig sollen Einrichtungen und Dienste
in der Behindertenhilfe neben der
pädagogischen Begleitung auch in das
Gemeinwesen wirken, um dort die
Voraussetzungen für gelingende Teil-
habe zu gestalten – sie müssen Ratgeber
und Brückenbauer werden.

Eine Sozialraumorientierung erfor-
dert es, stabile und gemeinwesenbezo-
gene Netzwerke zu knüpfen, die Halt
gebend und Sinn stiftend wirken. Men-
schen mit Behinderung verfügen zu-
meist nicht über differenzierte Netz-
werke. Einrichtungen und Dienste in
der Behindertenhilfe haben ihre eigene
Integration in das Gemeinwesen insbe-
sondere aus strukturellen Gründen nur
selten forciert. Mit diesem Beitrag wer-
den die Netzwerke der Akteure in der
Behindertenhilfe kritisch betrachtet. In
Anlehnung an die Strukturelle Hand-
lungstheorie von BURT (1982) werden
darüber hinaus die Möglichkeiten und
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Einschränkungen des jeweiligen Han-
delns der Akteure aufgezeigt. Insbeson-
dere die Netzwerksituation behinderter
Menschen steht bei der Betrachtung im
Mittelpunkt. Der Blick zurück hilft, die
Entwicklung zu verstehen; der Blick
nach vorne fragt nach Möglichkeiten
der Netzwerkerweiterung.

Vorrang ambulanter Hilfen – 
gefordert, nicht gefördert?

Spätestens mit Beginn der Behinder-
tenbewegung der 1980er Jahre und der
späteren Self-Advocacy-Bewegung for-
dern Menschen mit Behinderungen die
Ausrichtung von Hilfen an den jeweils
individuellen Bedarfen. Fachliche Po-
sitionierungen in der Behindertenhilfe
als auch sozialpolitische Grundsätze
zielen seit den 1980er Jahren darauf,
ambulanten Hilfen den Vorrang vor sta-
tionären Hilfen zu geben. Sozialpoli-
tische Forderungen nach einem Ausbau
ambulanter Dienste waren nach der
Einführung des Prinzips „ambulant vor
stationär“ durch die Änderung des § 3
Bundessozialhilfegesetz (BSHG) im
Jahr 1984 vermehrt zu erkennen.
BRADL konstatierte in den 1990er
Jahren, dass Entinstitutionalisierung
der konsequenteste Weg zu mehr
Selbstbestimmung ist, und THIMM sah
ambulante Hilfen als Kernstück der
Behindertenhilfe (vgl. SCHÄDLER
2002, 89 f.). „Betrachtet man vor die-
sem Hintergrund die Angebotsent-
wicklung der Hilfen für geistig behin-
derte Menschen in den verschiedenen
Alters- und Lebensbereichen, dann
weist dies auf ein enormes Auseinan-
derdriften sozialpolitischer Grundsätze
und Fachpositionen einerseits und fak-
tischer Entwicklung des Hilfesystems
andererseits hin“ (ebd., 90).

Mit der UN-Konvention über die
Rechte der Menschen mit Behinderung
wird der Forderung nach Inklusion und
Teilhabe nochmals großen Nachdruck
verliehen. Die Konvention wurde im
Jahr 2008 in Deutschland ratifiziert, ist
seit Frühjahr 2009 verbindlich und in
der Folge in deutsches Recht umzuset-
zen. Besonders bedeutend ist in diesem
Zusammenhang Artikel 19, in dem u. a.
geregelt ist: „Die Vertragsstaaten erken-
nen das gleichberechtigte Recht aller
Menschen mit Behinderungen an, mit
gleichen Wahlmöglichkeiten wie die
anderen Menschen in der Gemein-
schaft zu leben, und treffen wirksame
und geeignete Maßnahmen, um es
Menschen mit Behinderungen zu erlau-
ben, dieses Recht und ihre volle
Teilhabe und Mitwirkung in der Gesell-
schaft uneingeschränkt wahrzunehmen“
(Vereinte Nationen 2006). Aus diesem
Artikel und vielen weiteren Regelungen

der Konvention ergeben sich Heraus-
forderungen für Politik und Verwal-
tung, für die fachliche Diskussion und
insbesondere auch für die Einrichtungen
und Dienste in der Behindertenhilfe. 

Konzepte von ambulanten Hilfen in
der Behindertenhilfe und der Inklu-
sionsgedanke – so unsere These – sind
eng miteinander verzahnt. Im Fokus
stehen die Teilhabemöglichkeiten be-
hinderter Menschen, die – so soll im
Folgenden gezeigt werden – vor allem
durch Netzwerke zu unterstützen sind.

Beziehungen im egozentrierten
Netzwerk behinderter Menschen –
Identität, Stabilität, Lebensqualität

Es ist davon auszugehen, dass von Sei-
ten behinderter Menschen ein Interesse
an informellen Netzwerkstrukturen be-
steht. Untersuchungen zur Netzwerk-
situation behinderter Menschen (vgl. 
z. B. SCHUMANN u. a. 1989) statuie-
ren teilweise einen Überschuss an pro-
fessionellen Hilfesystemen und einen
Mangel an informellen sozialen Kon-
takten im egozentrierten Netzwerk. Im
Durchschnitt wird von 25 bis 40 Per-
sonen im egozentrierten Netzwerk 
ausgegangen (vgl. BULLINGER &
NOWAK 1998, 81; WINDISCH &
KNIEL 1991, 144). Untersuchungen
von ROBERTSON u. a. (2001) ergeben,
dass sich bei Menschen mit einer sog.
geistigen Behinderung sieben bis zehn
Personen im egozentrierten Netzwerk
befinden. Davon handelt es sich bei
zwei von ihnen um Personen des fami-
liären Bereiches, die restlichen Bezie-
hungen bestehen zu professionellen Hilfs-
diensten (vgl. SCHABLON 2009, 240).

Am Beispiel der Netzwerk-Karte
(vgl. Abb. 1) einer weiblichen Person

mit Asperger-Syndrom lässt sich ver-
deutlichen, dass die 17-jährige Svetlana
keinerlei Kontakte zu Nachbar(inne)n,
gleichaltrigen Freund(inn)en oder an-
deren Personen aus ihrem sozialen
Umfeld hat, dabei wünscht sie sich
mehr Kontakt und Beziehungen zu
nichtprofessionellen Personen (vgl.
KIRSCHNIOK 2010). Zu ähnlichen
Ergebnissen kommt auch NIEHAUS
(1993), die in ihrer repräsentativen Stu-
die den sozialen Rückhalt von 227
Frauen mit körperlichen und orga-
nischen Funktionsbeeinträchtigungen
analysiert und feststellt, dass Angebote
zur Stützung des informellen Netz-
werkes von Seiten behinderter Frauen
erwünscht sind. Dieser Wunsch gilt 
jedoch nicht generell für jede(n): 
Bei Menschen mit Autismus beispiels-
weise äußert sich der Wunsch nach
Beziehungen im egozentrierten Netz-
werk höchst unterschiedlich (vgl.
PREISSMANN 2006).

Es besteht ein Forschungsdesiderat
hinsichtlich der Erfassung sozialer
Kontakte von Menschen mit Behinde-
rung, die in stationären und ambulan-
ten Wohnstrukturen leben. Studien zur
Netzwerk- und Social-Support-Situation
behinderter Menschen konzentrieren
sich überwiegend auf eine Fokusgrup-
pe, z. B. auf Väter behinderter Kinder
(vgl. ECKERT 2008), auf Familien 
mit behinderten Kindern (vgl. HECK-
MANN 2004) oder auf behinderte
Frauen (vgl. NIEHAUS 1993) und 
weniger auf die Erfassung sozialer
Kontakte im egozentrierten Netzwerk
behinderter Menschen aus ambulanten
und stationären Wohneinrichtungen.
Eine aktuelle Studie zu Netzwerkstruk-
turen im Kontext von Alter und Behin-
derung unter besonderer Berücksich-
tigung des Inanspruchnahme-Verhal-
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Abb. 1: Netzwerk-Karte einer 17-jährigen Frau mit Asperger-Syndrom
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lässt sich für die Akteure in der
Behindertenhilfe fragen, wessen Inte-
ressen sie jeweils durch ihr Handeln in
den bestehenden Sozialstrukturen ver-
treten und inwiefern in diesen Struk-
turen Beschränkungen und Möglich-
keiten für innovatives Handeln gesehen
werden können. Darüber hinaus kann
die Frage aufgeworfen werden, welche
Auswirkungen die Strukturen und
Handlungen auf die Interessen von
Menschen mit Behinderung in ihren
informellen Netzwerken haben. In
Anlehnung an das BURT'sche Modell
wird im Folgenden diesen Fragen auf
den Ebenen der Institutionen, der
Sozialpolitik und der Menschen mit
Behinderungen nachgegangen.

Sozialstruktur, Interessen und
Handlungen im Kontext von
Behinderung – Rückblick und 
gegenwärtige Entwicklung

Perspektive der Institutionen 
in der Behindertenhilfe

Die im 18. Jahrhundert einsetzende
institutionalisierte Hilfe für Menschen
mit Behinderung war teils sozial-karita-
tiv, teils medizinisch-kurativ und teils
pädagogisch motiviert. Sie galt als
Inklusionsgebot – doch wie historisch
nachzuweisen ist, führte dieses Inklu-
sionsgebot zur systematischen Aus-
grenzung und Benachteiligung und trug 

zur Exklusion bei (vgl. DEDERICH
2007, 10). Am Ende des 19. Jahrhun-
derts wurden zudem die Ziele der Hil-
fen vom psychiatrischen Denkmodell
überlagert. Die Psychiatrie galt bis in
die 1970er Jahre als die Leitdisziplin der
Heilpädagogik (vgl. SCHÄDLER 2002).

Umfassende Veränderungen im Sys-
tem der Behindertenhilfe in einigen
westlichen Ländern (z. B. USA, skandi-
navische Länder) ergaben sich aus der
Forderung seitens Betroffener nach
Normalisierung und Deinstitutionali-
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tens gegenüber Anbietern von Einrich-
tungen der Behindertenhilfe stellt fest,
dass knapp 11% der Bewohner(innen)
keine Freundinnen, Freunde und Be-
kannte haben und bei fast 15 % der
Menschen mit Behinderung keine Exis-
tenz von Netzwerkpersonen besteht,
die ein- bis mehrmals monatlich getrof-
fen werden (vgl. DRILLER u. a. 2008).
BADURA (1981, 21) zufolge ist der Be-
sitz sozialer Beziehungen für die „Ent-
wicklung und Wandlung des Denkens
und Handelns, für die Erhaltung von
Identität und Motivation, für die psy-
chische Stabilität und Lebenszufrieden-
heit von zentraler Bedeutung“. Aus der
psychologischen Netzwerkforschung ist
der Direkteffekt sozialer Unterstützung
durch soziale Beziehungen bekannt: Sie
haben eine schützende Wirkung. 

Aus netzwerktheoretischer Sicht
wird zwischen starken und schwachen
Beziehungen unterschieden. Starke
Beziehungen (sog. „strong ties“ nach
GRANOVETTER 1973) liefern einer-
seits eher emotionale, praktische und
materielle Unterstützung, als dies
schwache Beziehungen (sog. „weak
ties“) vermögen (vgl. DIAZ-BONE
2006), gleichwohl tendieren sie dahin-
gehend, eine Homogenität in den Sicht-
und Verhaltensweisen zu erzeugen.
Schwache Beziehungen, so GRANO-
VETTER (1973), haben den Effekt, dass
Akteure über lose Kontakte zu mehre-
ren Kontakten/Clustern in unter-
schiedliche Informationsflüsse einge-
bunden sind. BOURDIEU (1983) zu-
folge hängt die Höhe des sozialen Ka-
pitals eines Individuums zum einen von
der Ausdehnung des Netzes ab und
zum anderen vom ökonomischen, kul-
turellen und sozialen Kapital der Per-
sonen, mit denen es in Verbindung steht. 

DIAZ-BONE (1997) unterscheidet
drei Typen im egozentrierten Netzwerk:
den desintegrativen, den familial inte-
grativen und den modernen Typus. Der
desintegrative Typus verfügt über zwei
starke Beziehungen im Haushalt und
einer schwachen außerhalb des Quar-
tiers (Stadtteils). Der familial integrier-
te Typus hingegen hat drei Verwandte
und zu zwei von ihnen auch außerhalb
des Haushaltes eine starke Beziehung.
Darüber hinaus hat er eine schwache
Beziehung zu einer nichtverwandten
Person außerhalb des Haushaltes. Der
moderne Typus besitzt drei schwache
Beziehungen außerhalb des Quartiers,
wovon es sich bei zwei der Verbindun-
gen um eine Beziehung zu Nicht-
Verwandten handelt. In Anlehnung an
GRANOVETTER (1973) ist der desin-
tegrative Typus in seinem Netzwerk
nicht an unterschiedliche Informa-
tionsflüsse angebunden. Dies wieder-

um hat eine geringere gesellschaftliche
Partizipation zur Folge. Es ist davon
auszugehen, dass durch die engmaschi-
ge Verflechtung der Kontakte der 18-
bis 50-jährigen Menschen mit Behin-
derung in stationären und ambulanten
Wohnstrukturen weniger lose Kontakte
bzw. schwache Beziehungen außer-
halb der Wohnstruktur bestehen. In
Anlehnung an die INA-Studie von
DRILLER u. a. (2008) ist anzunehmen,
dass vereinzelte Kontakte bestehen
oder dass behinderte Heimbewoh-
ner(innen) überwiegend den desinteg-
rativen Typus widerspiegeln.

Strukturelle Handlungstheorie
nach BURT

In der soziologischen Netzwerkfor-
schung gilt BURTs Strukturelle Hand-
lungstheorie (1982) als äußerst innova-
tions- und kreativitätsförderlich. Das
Besondere an der Theorie ist die Ver-
linkung der Mikro- und Makro-Ebene,
also die Verlinkung der Ebene des di-
rekten Interaktionsbereichs eines Indi-
viduums mit dem übergreifenden ge-
sellschaftlichen Rahmen. Die Struk-
turelle Handlungstheorie basiert auf der
Grundannahme, dass einerseits die
Sozialstruktur und die Position/Interes-
sen des Akteurs die Basis für die
Handlung bilden, anderseits aber auch,
„dass das individuelle Handeln hinsicht-
lich seiner Möglichkeiten und seiner 

Orientierungen durch die Netzwerk-
struktur bedingt wird und im Gegenzug
die soziale Netzwerkstruktur durch die
(vielfachen) Handlungsvollzüge repro-
duziert wird“ (DIAZ-BONE 2006, 14).

Abbildung 2 visualisiert die einzel-
nen Komponenten der Strukturellen
Handlungstheorie. Dem Modell nach
sind die Komponenten stets zusammen
zu denken, und insbesondere ist zu ver-
gegenwärtigen, dass die Komponenten
zugleich Möglichkeit und Einschrän-
kung für die Handlung implizieren. So

Abb. 2: Komponenten der Strukturellen Handlungstheorie
(BURT 1982, 9; eigene Übersetzung)
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sierung. Auch die Kritik am Anstalts-
wesen als „totale Institution“ trug zu
dieser Entwicklung bei. „Nach wie vor
sind Institutionalisierungseffekte bzw.
Hospitalisierungen (geistig) behinder-
ter Menschen zu beobachten (z. B. Auf-
fälligkeiten im Sozialverhalten, Selbst-
bild des Nicht-Könnens, mangelndes
Zutrauen und Selbstwertgefühl, ‚er-
lernte Hilflosigkeit' [Seligman], ‚Ver-
stümmelung des Selbst' [Goffman],
‚excluded identity' [Borland &
Ramcharan], ‚erlernte Bedürfnislosig-
keit' [Theunissen], psychische Störun-
gen u. v. m.)“ (THEUNISSEN 2006, 61).

In West-Deutschland war die Kritik
verhaltener, und das Normalisierungs-
prinzip wurde in einer besonderen Wei-
se rezipiert. Die Geschichte der Eltern-
vereinigung Lebenshilfe zeigt, dass sta-
tionäre Wohneinrichtungen kaum in
Frage gestellt wurden. So favorisierte
man kleinere Wohnheime für Menschen
mit Behinderungen und baute diese aus,
was die Fortführung der stationären
Dominanz bis heute zur Folge hat.

In Anlehnung an das BURT'sche Mo-
dell ist für die Struktur der Institutio-
nen der Behindertenhilfe festzuhalten,
dass diese durch eine Dominanz statio-
närer Wohnangebote geprägt ist bei
gleichzeitig langsamem Ausbau ambu-
lanter Hilfen (bezogen auf Nordrhein-
Westfalen vgl. ZPE 2008). Das Interesse
der Handelnden in den Institutionen
kann im Erhalt eines weitestgehenden
Status quo gesehen werden (vgl. Abb. 3).
THEUNISSEN (2009) führt mehrere
Gründe an: Dem Ausbau ambulanter
Hilfen wurden aus Eigeninteresse zu-
meist keine Prioritäten eingeräumt, z. B.
wegen „Befürchtungen an Macht- und
Einflussverlust, wirtschaftliche Erwä-
gungen wie Auslastung, Mitarbeiterin-
teressen, vermutete Arbeitsplatzgefähr-
dungen, Bindung an Immobilien“
(THEUNISSEN 2009, 377). Die daraus
resultierende Handlung zielt darauf ab,
die Institution ohne tiefgreifende Ver-
änderungen möglichst zu erhalten.
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Abb. 3: Perspektive der Institutionen 

Abb. 4: Perspektive der Sozialpolitik 
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Die Rolle des Staates begünstigte die
oben beschriebene Entwicklung zur
Beharrlichkeit. Der Staat übertrug die
in seiner Verantwortung liegende Auf-
gabe im 19. Jahrhundert an die Anstal-
ten, die vor allem in kirchlicher Träger-
schaft waren, und behielt die Aufsicht
über das Anstaltswesen sowie eine ord-
nungspolitische Steuerungsmöglichkeit.
„Die strukturelle Aufteilung nach dem
Delegationsprinzip und die darauf be-
ruhende Kooperation zwischen Trägern
und Verwaltung sollte die weitere Ent-

wicklung des Feldes der Behinderten-
hilfe maßgeblich prägen“ (SCHÄDLER
2002, 29). Gleichzeitig wurden die
staatlichen Aufgaben zwischen örtli-
chen und überörtlichen Trägern der
Fürsorge aufgeteilt, wobei der überörtli-
che Träger für das Anstaltswesen 
zuständig war. Bis heute ergeben sich
aus dieser Teilung die Dominanz der 
zentralisierten stationären Unterbrin-
gung behinderter Menschen und ein
fehlender Anreiz für die Kommunen,
ambulante Angebote auszubauen. Mit
dem Anstieg der Ausgaben für die
Eingliederungshilfe sehen sich Politik
und die Träger der Sozialhilfe heute
veranlasst, mit neuen Konzepten und
Steuerungen dieser Entwicklung entge-
genzuwirken.

Die Strukturebene kann in Anleh-
nung an das BURT'sche Modell be-
schrieben werden als geprägt von Spar-
zwängen angesichts steigender Aus-
gaben und zu erwartender Minderein-
nahmen (vgl. Abb. 4). Gleichzeitig 
werden Steuerungsmöglichkeiten sei-
tens Politik und Verwaltung seit kur-
zem vermehrt genutzt. Das Interesse
liegt insbesondere darin, den Kosten-
anstieg zu dämpfen und gleichzeitig
Rechtsansprüche behinderter Menschen
zu erfüllen. Auf der Handlungsebene
wurden und werden Hilfen für behin-
derte Menschen möglichst in die Zu-
ständigkeit eines Kostenträgers verla-
gert, was dazu führt, dass vielfach neue
Steuerungskonzepte erprobt werden 
(z. B. das Forschungsprojekt „Indivi-
duelle Hilfen aus einer Hand“ in
Nordrhein-Westfalen; vgl. ZPE 2008).

Perspektive der Menschen 
mit Behinderung 

Die 1980er Jahre waren geprägt durch
eine Aufbruchstimmung und Forderung
nach Demokratisierung sozialer Insti-
tutionen und mehr Selbstbestimmung.
In diesem Zuge entstanden zahlreiche
Initiativen und Organisationen in der
Behindertenselbsthilfe. Insbesondere die
Krüppelbewegung hat sich mit der
Kritik an der Therapeutisierung und der
Forderung nach Selbstbestimmung und
geeigneter Assistenz (z. B. im Arbeitge-
bermodell) für den Aufbau ambulanter
Dienste eingesetzt. Auch Elterninitia-
tiven waren z. B. im Bereich der inte-
grativen Bildung aktiv und forderten
den Zugang zu Regelkindergärten und 
-schulen. Ihre Kritik an Sondereinrich-
tungen bewirkte zahlreiche integrations-
freundliche Veränderungen in Schul-
gesetzen und Verordnungen. „Nichts
über uns ohne uns“ ist ein Schlagwort
der Selbstbestimmt-Leben-Bewegung
von Menschen mit Behinderung, die
die Forderung nach einem neuen
Verständnis der Beziehung zu profes-
sionellen Helfer(inne)n mit dem Fokus
auf Mitbestimmungs- und Entschei-



dungsrechte hinsichtlich der Ausgestal-
tung von Hilfen aufstellen. 

Es ist festzustellen, „dass die Orien-
tierung fachlicher Hilfen für behinderte
Menschen an der Leitidee der Selbstbe-
stimmung und der Entscheidungsrech-
te nicht aus der fachlichen Diskussion
der Sonder- und Heilpädagogik heraus 
entstanden ist, sondern durch die Be-
troffenen selbst eingebracht wurde“
(SCHÄDLER 2002, 88). 

Bezogen auf das BURT'sche Modell
ist die Sozialstruktur auf der Ebene der
Menschen mit Behinderungen von
einem sich langsam verändernden und
diversifizierten Angebot der Behinder-
tenhilfe geprägt, das im Bereich der
Hilfen zum Wohnen weiterhin noch
stationär dominiert ist (vgl. Abb. 5).
Vergleichsweise wenige Initiativen sind
aus dem Gemeinwesen heraus mit
einem inklusiven Ansatz zu erkennen.
Das Interesse der Handelnden liegt vor
allem im Ziel von Selbstbestimmung
und Autonomie in einem Gemein-
wesen, das dann im Sinne des Inklu-
sionsgedankens selbstverständlich und
barrierefrei auch für Menschen mit
Behinderung zugänglich ist. Die Hand-
lung wird bestimmt von der Forderung
nach oder der Initiierung bzw. Nutzung
von Angeboten, die einen möglichst
großen Freiraum bieten. Weil die Rolle
als Kunde für Menschen insbesondere
mit geistiger Behinderung noch relativ
neu ist, werden vielfach die Möglich-
keiten dieser Perspektive noch nicht in
Gänze wahrgenommen. Darüber hi-
naus sind in der Angebotsbreite auch
regional deutliche Unterschiede zu
konstatieren (vgl. THIMM & WACH-
TEL 2002). Dies hat zur Folge, dass
eine Auswahlmöglichkeit als Kunde
nur eingeschränkt gegeben ist.
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Brücken bauen – Möglichkeiten einer
Netzwerkerweiterung

BURT stellt in seiner Strukturellen
Handlungstheorie heraus, dass die
Komponenten Sozialstruktur, Interesse
und Handlung zugleich Möglichkeiten
und Einschränkungen für die Hand-
lung bedeuten können. Um in der
Perspektive des Menschen mit Behin-
derung Möglichkeiten zu eröffnen und
Netzwerke zu fördern, gilt es BURT

zufolge, „brokerage“ zu betreiben, d. h.
Brücken zu bilden. Aus der Netzwerk-
forschung ist bekannt, dass Netzwerke
sozusagen die Infrastruktur für den
Erhalt sozialer Unterstützung bilden
(vgl. DIAZ-BONE 1997). 

Wenn nun das Interesse des Men-
schen mit Behinderung darauf zielt,
Inklusion und Teilhabe im Gemein-
wesen für sich zu ermöglichen (z. B.
WACKER 2005), so ist dies damit ver-
bunden, den Fokus auf informelle
Netzwerkstrukturen zu legen. Wie
zuvor dargestellt, ist davon auszuge-
hen, dass Menschen mit Behinderung
dem desintegrativen Typus zuzuordnen
sind. Somit ist der Aufbau, die Erweite-
rung und Stabilisierung des jeweiligen
Netzwerkes anzustreben, was bei Men-
schen mit insbesondere geistiger Behin-
derung vielfach der Planung und

Stützung durch Personen und/oder
Institutionen bedarf (vgl. SCHABLON
2009, 241).

„Case-Manager(innen)“, „Berater(in-
nen)“, „Assistent(inn)en“ – diese und
andere Begriffe und die mit ihnen ver-
bundenen Konzepte bieten gewinn-
bringende Impulse. Das Konzept der
Schlüsselperson im Gemeinwesen wur-
de bereits in den frühen 1970er Jahren
in gemeindeorientierten Ansätzen der
Sozialen Arbeit diskutiert. Eine Rezep-
tion in der Heilpädagogik erfolgte je-
doch nur punktuell (vgl. BECK 2008,
11). An dieser Stelle wollen wir nun
den Begriff „Netzwerker(innen)“ und
„Brokerage“ verwenden, um die beson-
dere Bedeutung des Aspektes der
Vernetzung zum Ausdruck zu bringen. 

Netzwerker(innen) können mit der
Aufgabe des Brokerage einen Beitrag
zur Veränderung des von institutionel-
ler Beharrlichkeit geprägten Systems
leisten. Hierbei nimmt der/die Netz-
werker(in) die Aufgabe des Ver-
knüpfens zwischen Mensch mit Behin-
derung und den jeweiligen sozialräum-
lichen Bezügen wahr. Die Möglichkeit
der Unterstützung beginnt in der Regel
auf der Ebene der Handlung, also bei
der Nutzung von geeigneten Angeboten
(vgl. Abb. 5). Hierbei handeln Netz-
werker(innen) zuvorderst im Interesse
des Menschen mit Behinderung, wenn-
gleich nicht übersehen werden darf,
dass sie gleichzeitig noch von vielen
weiteren Interessenlagen und von diffe-
rierenden Gegebenheiten in der Sozial-
struktur bestimmt werden.

Die soziale Struktur bietet einerseits
hemmende Faktoren, wie z. B. die oben
beschriebene institutionelle Dominanz
und Barrieren im Gemeinwesen, die
inklusive Ansätze erschweren (vgl.
Abb. 6). Gleichzeitig können diese
auch als Möglichkeit gesehen werden:
Kostendruck und andere Barrieren bie-
ten auch die Chance, Offenheit für
innovative Handlungen zu finden.

Abb. 5: Perspektive der Menschen mit Behinderung 

Selbstbestimmung, Autonomie,
Zugang zum Gemeinwesen

Dominanz stationärer
Angebote, langsame
Veränderung Nutzung geeigneter

Angebote (Kunde)

Abb. 6: Perspektive der Netzwerker(innen) 

Arbeitnehmer(in), Institution,
Kostenträger, Gesetze,
Privatperson u. v. m.

institutionelle Dominanz,
Kostendruck, Barrieren
im Gemeinwesen Netzwerker(in),

Brücken bauen
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Wenn in der Handlung vor allem die
Interessen der Menschen mit Behin-
derung (Inklusion, Selbstbestimmung
usw.) im Vordergrund stehen, so ist es
Aufgabe der Netzwerker(innen), diese
zuvorderst zu betrachten. Gleichzeitig
müssen sie immer in dem Wissen han-
deln, dass institutionelle, sozialpoliti-
sche und auch persönliche Interessen
und Strukturen die Handlung mit
beeinflussen. Nur ein sehr reflektiertes
Handeln vermindert oder verhindert
die damit verbundene Möglichkeit
eines ungleichen Machtverhältnisses
(vgl. SCHABLON 2009, 246).

Die Aufgabe des Brückenbauens
kann auch an anderen Stellen Verän-
derungen bewirken. Politik und Ver-
waltung stehen in der Pflicht, gesetzlich
geregelte Ansprüche wie z. B. die Ein-
gliederungshilfe einzulösen. Sozialraum-
orientierung ist jedoch insbesondere
bei den zuständigen Sozialhilfeträgern
noch nicht als Leitbegriff für kommu-
nales Handeln verankert. KUHN-
FRIEDRICH (2009, 189) zufolge „fällt
es den meisten Akteuren in Politik und
Verwaltung schwer, ihre Kommune als
‚Sozialraum' zu verstehen und daraus
praktische Konsequenzen zu ziehen“.
Netzwerken und Brokerage als Dienst-
leistung sind demnach gesetzlich noch
zu bestimmen. Für die Perspektive der
Institutionen in der Behindertenhilfe
bedeutet Brokerage die Notwendigkeit
einer Öffnung in den Sozialraum und
damit verbunden die Möglichkeit, tra-
dierte und beharrliche Strukturen auf-
zubrechen und neue Konzepte zu im-
plementieren. An dieser Stelle scheint
die Dominanz institutioneller Wirklich-
keit noch zu sehr prägend, und es be-
darf weiterer Anstöße von außen, um
einen Prozess mit dem Ziel der Ver-
netzung und Inklusion anzustoßen und
weiterzuführen.

Ausblick

Die Anbindung an formale und infor-
melle Netzwerkstrukturen im egozen-
trierten Netzwerk behinderter Men-
schen ist zentraler Bestandteil für die
Teilhabe im Sozialraum. Sozialraum-
analysen und Netzwerkförderung sind
„Instrumente zur Durchsetzung und
zur Sicherung von Interessen und zur
Verteilung von Handlungsspielräumen,
von Lebenslagen. Sie sind alle Teil der
personalen Orientierung und gleichzei-
tig Bedingung ihrer Umsetzung“
(BECK 2008, 13). Den Prozess des
Vernetzens aufzubauen, zu begleiten
und zu stützen, ist Aufgabe der Akteure
in der Behindertenhilfe. Es bedarf hier-
zu insbesondere reflektierter, professio-
neller Begleitung durch Netzwer-
ker(innen), um Wege im Sozialraum zu

eröffnen. Um diese Beziehungsarbeit zu
fördern, müssen sich aber auch gleich-
zeitig Politik und Verwaltung ebenso
dem Vernetzungsgedanken verschrei-
ben wie auch die Institutionen in der
Behindertenhilfe. 

Positive Wirkung können sozialpoli-
tische Instrumente haben, wie z. B. das
Persönliche Budget. Es kann als förder-
licher Faktor gesehen werden, wenn
Betroffene durch Geldleistungen statt
Sachleistungen die Möglichkeit haben,
sich Angebote aus eigenen Mitteln fi-
nanziert auszuwählen. Das Persönliche
Budget stärkt zusätzlich die Position der
Leistungsberechtigten (vgl. BECK 2009).
Darüber hinaus ist eine stärkere Ver-
zahnung des stark gegliederten Sozial-
leistungssystems anzustreben, um hin-
derliche Schnittstellen- und Zuständig-
keitsproblematiken zu vermeiden. 

Eine durch unterstützte Vernetzung
und finanzielle Ausstattung gestärkte
Position behinderter Menschen kann
letztlich auch ein Anstoß für eine wei-
tergehende Öffnung von Institutionen
innerhalb des Sozialraumes sein. Eine
enge Zusammenarbeit mit anderen
Einrichtungen und Diensten – nicht
nur in der Behindertenhilfe, sondern
auch z. B. der Jugend- und Altenhilfe –
ist ebenso hilfreich und wirkungsvoll
wie der Blick auf die Möglichkeiten
Bürgerschaftlichen Engagements. 

Brokerage und Netzwerke knüpfen
sind zentrale Anforderungen an die
Akteure in der Behindertenhilfe, um
die Möglichkeiten der Selbstbestim-
mung, Teilhabe und Inklusion für
Menschen mit Behinderungen Wirk-
lichkeit werden zu lassen.
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Kommunikationsbarrieren und
ihre Überwindung
Leichte Sprache und Verständlichkeit in Texten für
Menschen mit Lernschwierigkeiten

| Teilhabe 2/2010, Jg. 49, S. 67–73

| KURZFASSUNG Leichte Sprache und Verständlichkeit von Texten ist für viele
Menschen die Voraussetzung dafür, sich im Alltagsleben orientieren zu können. Für
Menschen mit Lernschwierigkeiten stellt die Umsetzung solcher Prinzipien eine besonde-
re und häufig nicht zu überwindende Kommunikationsbarriere in unterschiedlichsten
Lebenssituationen dar. Auf der Basis der Verständlichkeitsforschung fundiert der Beitrag
in seinem theoretischen Kontext Herausforderungen und Möglichkeiten zur Überwin-
dung solcher Barrieren in der gesprochenen und geschriebenen Sprache. Er verweist
dabei besonders auch auf die Chancen, die in einer inklusiven Erwachsenenbildung liegen. 

| ABSTRACT Overcoming Communication Barriers. The Easy-To-Read Concept
and Comprehensibility of Documents for People with Learning Difficulties. For
many people with learning difficulties easy-to-read material is very important to cope
with everyday life. In different situations they are confronted with communication barri-
ers which are difficult for them to overcome. The article focuses on challenges and pos-
sibilities that lie within easy-to-read material for both spoken and written language.
Besides, it underlines the chances of an inclusive adult education.

Zwischen Werbung und
verständlicher Kommunikation

Werbung tendiert zum Einfachen hin. Zu
dieser Einschätzung kann man bei kriti-
scher Würdigung klassischer Produkt-
werbung kommen. Auch Werbeslogans
der Parteien sind oft bestechend simpel,
Fünf-Wort-Sätze gehören da schon zu
Bandwurmsätzen. Das Superwahljahr
2009 hat dies eindrücklich gezeigt. Das
findet nicht nur Zustimmung. Dieter
Hallervorden formuliert seine Kritik in
einer Talk-Runde der ARD eindeutig: „…
für wie dämlich die Politiker uns doch
halten“ (WDR 2009).

In einem grundsätzlichen Span-
nungsfeld bewegt sich auch leichte
Sprache. Sie will klar und unmissver-
ständlich sein – und sie bedient sich
gern der Methode der Simplifizierung,
das bedeutet nicht zuletzt auch: weglas-
sen. Wer das durchschaut bzw. erkennt,
fühlt sich dann rasch auch einmal „auf
den Arm genommen“.

Alles andere als dies verfolgt aller-
dings der Ansatz der Leichten Sprache
in der Kommunikation mit Menschen
mit Lernschwierigkeiten. In dem An-
spruch, sich dieser Personengruppe ver-
ständlich zu machen, schwingt auch die
Kritik mit, dass es sich eine demokrati-
sche Gesellschaft kaum leisten könne,
bestimmten Personenkreisen Informa-
tionen aufgrund von unverständlichen
Texten zu verweigern (vgl. SAUER 1995,
169). So scheinen gerade Menschen mit
Lernschwierigkeiten davon abhängig zu
sein, dass ihnen Voraussetzungen gebo-
ten werden, auf deren Basis sie ihr
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BÜHLER'schen Originals favorisieren
wir ein modifiziertes Modell (vgl. Abb.
1), in dem die konsequente Einführung
der Forderung nach Leichter Sprache
(„HALT! Leichte Sprache“) dargestellt
wird. Diese Forderung ersetzt das
BÜHLER'sche „Sprachzeichen Z“ und
unterstützt die Übertragung des An-
satzes auf die Kommunikation mit
Menschen mit Lernschwierigkeiten.

Das neue Modell verdeutlicht, wel-
che Funktionen die einzelnen Merk-
male erfüllen müssen, damit keine
Kommunikationsbarrieren entstehen.
Es wird bewusst darauf verzichtet, For-
derungen an den Empfänger zu stellen.
Der Empfänger oder die Zielgruppe las-
sen sich nicht in ihrem momentanen
Zustand beeinflussen oder verändern.
Nur eine gelungene Kommunikation
kann bei dem Empfänger eine Ent-
wicklung oder Veränderung bewirken.
Es ist die Aufgabe des Senders bzw.
Autors eines Textes, sich auf den
Empfänger auszurichten. Er besitzt den
Einfluss auf die Elemente „Gegenstand
und Sachverhalt“ sowie „Sprachzei-
chen: HALT! Leichte Sprache“ und
kann sie nach seinen Vorstellungen ver-
ändern. Die Wortwahl „Halt! Leichte
Sprache“ verwenden wir in Anlehnung
an das Netzwerk Leichte Sprache
(2009), in dem sich verschiedene
Verbände bzw. Gruppen engagieren. Im
veränderten Organon-Modell sind bei
den einzelnen Elementen folgende
Hinweise zu berücksichtigen:

Der Sender

Der „Sender“ stellt eine zentrale Rolle
in der Kommunikation dar. Auf der
Basis eines umfassenden Fachwissens
analysiert er z. B. die Zielgruppe mit
Fragen wie: Wer ist Mitglied dieser
Gruppe? Wo liegen die Interessen die-
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Recht auf Bildung aktiv umsetzen kön-
nen. Eine Möglichkeit, Menschen mit
Lernschwierigkeiten neue Bildungsin-
halte nahe zu bringen, besteht in der
Produktion von Texten in Leichter Spra-
che. Verständliche Texte bieten dieser
Menschengruppe die Chance – so die
Annahme –, selbstständig die eigenen
Interessen zu verfolgen und so ihre Per-
sönlichkeitsentwicklung voranzutreiben.

Verständlichkeit in diesem Sinne
soll aber auch die Integration von Men-
schen mit Lernschwierigkeiten aktiv
fördern. So wird gerade in dem Bereich
der Erwachsenbildung die Möglichkeit
zu einer nachhaltigen Integration gese-
hen, da hier auf professioneller Ebene
unterschiedliche Menschen zu einem
gemeinsamen Thema zusammenfinden
(vgl. SCHÖLER 2000, 9). Das gemein-
same Interesse für ein Thema wird als
Grundstock einer gelingenden Integra-
tion gesehen. Sprache – im Kontext die-
ses Beitrages vor allem auch als ge-
schriebenes Wort – wird in diesem
Zusammenhang als eine Informations-
quelle gebraucht, und demnach ist es
von besonderer Bedeutung, allen Teil-
nehmer(inne)n Informationen auf eine
für sie zugängliche Art und Weise zu
präsentieren.

Wenn wir von „Menschen mit Lern-
schwierigkeiten“ sprechen (anstelle von
„Menschen mit einer geistigen Behin-
derung“), orientieren wir uns am Verein
„Mensch zuerst – Netzwerk People First
Deutschland e. V.“. Diese Selbsthilfe-
Organisation fordert diese Bezeich-
nung für die eigenen Mitglieder und
den Personenkreis an sich, um das
Dilemma des Begriffs „geistige Behin-
derung“ zu überwinden (vgl. KLAUSS
2008, 198). Im Zusammenhang mit
Verständlichkeit ist vor allem die Hete-
rogenität der Gruppe von Menschen
mit Lernschwierigkeiten zu konstatie-
ren. Mit FREYHOFF u. a. (1998, 10)
kann man vermuten, dass Menschen
mit Lernschwierigkeiten aufgrund ihrer
intellektuellen Beeinträchtigung ein
verändertes Verständnis von der Welt
haben. Sie müssen, um z. B. einen Text
zu lesen und zu verstehen, einen höhe-
ren Aufwand betreiben als Menschen
ohne Lernschwierigkeiten.

Umgang mit
Kommunikationsbarrieren

In seinem Organon-Modell, das ur-
sprünglich im Bereich der Sprachent-
wicklung und Sprachtheorie angesie-
delt ist, lässt BÜHLER (1965/1992) das
„Sprachzeichen Z“ mit den drei Ele-
menten Sender, Empfänger sowie
Gegenstand und Sachverhalt kom-
munizieren. Auf der Basis dieses
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ser Gruppe? Welche Informationen
braucht die Gruppe? Auf diesem Wege
gelingt dem Sender eine leserspezifische
Analyse (vgl. RICKHEIT 1995, 19).

Der Empfänger

Im veränderten Organon-Modell be-
steht der „Empfänger“ aus der Gruppe
der Menschen mit Lernschwierigkei-
ten. Hier stellt sich die Herausforde-
rung, die Individualität bei Menschen
mit Lernschwierigkeiten noch speziel-
ler beachten zu müssen als bei anderen
Menschengruppen. Außerdem hat die
Heterogenität unter dem neuen Begriff
„Menschen mit Lernschwierigkeiten“
deutlich zugenommen (vgl. KLAUSS
2008, 198). Mögliche Schwierigkeiten
liegen bei den Kompetenzen im Bereich
Kulturtechniken und dem häufigen
Einsatz spezieller Kommunikations-
systeme, die sehr uneinheitlich sind
und nur bedingt gängige Schriftzeichen
ersetzen können (vgl. FREYHOFF u. a.
1998, 10 f.). Auch ist zu berücksichti-
gen, dass laut WACHSMUTH (2007,
34) ein Zusammenhang besteht zwi-
schen den Kompetenzen in den
Kulturtechniken und der Erwartungs-
haltung der Umgebung. Menschen mit
Lernschwierigkeiten wachsen vermehrt
in einer Umgebung mit geringer Erwar-
tungshaltung auf, was sich negativ auf
ihr Selbstwertgefühl auswirkt. Dies führt
wiederum zu einem ungenügenden
Selbstvertrauen und geringer Motivation.

Gegenstand und Sachverhalt 

Gegenstand und Sachverhalt sollten
immer dem Interesse der Zielgruppe
entsprechen. Hinter dieser Forderung
steht die Annahme, dass das hervorge-
brachte Interesse an einem Lernvor-
gang über die Qualität und Quantität
des Lernvorganges bestimmt. Bei
Desinteresse nehmen beide Faktoren
ab; bei Interesse tritt der umgekehrte
Fall ein (vgl. SCHIEFELE 2004, 136).
Besonders Menschen mit Lernschwie-
rigkeiten, denen das Lesen Mühe berei-
tet, muss ein Thema geboten werden,
das die Lesemotivation ansteigen lässt.
Die Freude am Lesen bzw. am Aufneh-
men von Informationen sollte die Mü-
hen der Rezeption übersteigen. GRAF
(2007, 74) sieht in der lernenden Ver-
besserung der literarischen Kompetenz
eine motivationale Subventionierung.

Die Wahl des falschen Themas hemmt
zum einen die Motivation des Empfän-
gers – und somit auch eine gelingende
Kommunikation. Zum anderen wider-
spricht dies der Empowerment-Bewe-
gung im weitesten Sinne, da die Betrof-
fenen in allen Lebensbereichen selbst-
bestimmt entscheiden wollen und

Abb. 1: Das veränderte Organon-
Modell (KUPKE 2009, 14) 

Gegenstand und Sachverhalt
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u. a. 2002, 32 f.). Der Verstehenspro-
zess selbst kann, so RICKHEIT (1995),
auf mehreren Ebenen erfolgen: auf der
morpho-syntaktischen, der konzeptuel-
len, der referentiellen, der semanti-
schen und der pragmatischen Ebene.
Dabei wird Sprachverstehen als eine
Grundlage von Verständlichkeit ange-
sehen. Die Bedeutung der Aspekte
Motivation sowie Medienspezifik in
Bezug auf Verständlichkeit werden in
diesem Kontext unterschiedlich einge-
schätzt (vgl. MESSELKEN 1996, 196;
RICKHEIT 1995, 18 f.).

Die Textoptimierung unter Verständ-
lichkeitsaspekten entspricht einer Text-
umgestaltung mit dem Ziel, die Brauch-
barkeit eines Textes zu verbessern. Es
besteht die Notwendigkeit einer Text-
optimierung, wenn sich zum einen die
Rezipientengruppe verändert hat oder
zum anderen ein Verständlichkeitspro-
blem aufgetreten ist (vgl. SAUER 1995,
153). Dabei wird gerade auch beim
Personenkreis der Menschen mit Lern-
schwierigkeiten empfohlen, den Text
von einer Person der Zielgruppe lesen
zu lassen und so auftretende Verständ-
nisprobleme durch eine erneute Über-
arbeitung zu minimieren (vgl. FREY-
HOFF u. a. 1998, 16). Die Erstellung
eines optimalen Textes ist eine umfas-
sende Aufgabe, da Textverständlichkeit
fast unerfüllbare Charakteristika um-
schließt (vgl. SAUER 1995, 157). Eine
Individualisierung der Rezipient(inn)en
ist nicht in jedem Fall möglich; daher
erweist sich eine homogene und über-
schaubare Zielgruppe als beste Basis,
um eine maximale Verständlichkeit zu
erreichen. Laut BIERE (1990, 25) sind
beim Gestalten von verständlichen
Texten „generelle verständlichkeitsför-
dernde Texteigenschaften“ und „adres-
satenspezifische Texteigenschaften“ zu
berücksichtigen.

Im Kontext dieser Annahmen und
Erkenntnisse sind in der Vergangen-
heit vier Modelle entstanden, die in
unterschiedlichen Praxisfeldern anzu-
treffen sind:

> das Minimalmodell von SAUER
(1995 und 1997),

> das Verständlichkeitsmodell von
LANGER, SCHULZ VON THUN &
TAUSCH (2002),

> das Modell „Verständlichkeit von
Unterrichtstexten“ von GROEBEN
(1972 und 1978),

> das Modell „Textschwierigkeiten
einschätzen“ von WILLENBERG
(2005).

Gemeinsam ist diesen Modellen,
dass sie eine Art Bündnis zwischen
Autor und Rezipient unterstellen bzw.

anvisieren. Hauptagent ist der Autor,
dessen Fokus auf einem „rezipienten-
spezifische[n] Zuschnitt“ (BUSSMANN
2002, 567) liegen sollte. Seine Aufgabe
besteht zunächst in einer lesergruppen-
spezifischen Analyse, die im Beson-
deren das leserspezifische Vorwissen,
bezogen auf bereits bestehendes Welt-
wissen und Lesekompetenz, beinhalten
sollte (vgl. RICKHEIT 1995, 19; SAUER
1995, 154). Beide Punkte bedürfen
einer sensiblen Behandlung, da in die
eine Richtung eine Überforderung und
in die andere Richtung eine Unterfor-
derung, im äußersten Fall eine Infanti-
lisierung möglich ist. Somit besteht eine
Verbindung zwischen dem Verstehens-
prozess und dem bereits vorhandenen
Wissen (vgl. SAUER 1995, 164;
HERINGER 1984, 58).

Eine besondere Nähe zu Herausfor-
derungen, die mit dem Ansatz der
Leichten Sprache verbunden sind, 
hat das Verständlichkeitsmodell von
LANGER, SCHULZ VON THUN &
TAUSCH (2002). Es ist das wohl
bekannteste Modell und dient bis heute
als Grundlage für andere Modelle. Das
auch als „Hamburger Modell“ bezeich-
nete Verfahren hat die Hamburger
Psychologengruppe in den 1970er
Jahren als ein Rating-Verfahren entwi-
ckelt. Ihnen ging es darum, die Ver-
ständlichkeit von Texten zu analysieren
und schließlich zu optimieren. In ihrem
als psychologisch ausgerichteten Modell
vertreten die Autoren die Meinung,
dass die Verständlichkeit eines Textes
nicht von dessen Inhalt, sondern von
seiner Form und der Wortwahl abhän-
gig ist (vgl. LANGER u. a. 2002, 16).
Verständlichkeit ist für sie eine textim-
manente Eigenschaft, die über Text-
merkmale als Prädikatoren erfasst wird
(vgl. ROSCHLAUB 2007, 4).

Sie haben die folgenden vier Merk-
male der Verständlichkeit festgelegt:

> Einfachheit
> Gliederung/Ordnung
> Kürze/Prägnanz
> Anregende Zusätze 

Neben der jeweiligen Überprüfung
dieser Merkmale in einem sog. Beurtei-
lungsfenster gewichten die Autoren die
Merkmale: Entscheidend ist die Aus-
prägung des Merkmals „Einfachheit“,
darauf folgt das Merkmal „Gliede-
rung/Ordnung“. Beim Merkmal „anre-
gende Zusätze“ ergibt sich eine Grat-
wanderung zwischen diesem Merkmal
und der Ausprägung von „Kürze/
Prägnanz“. Hier gilt es, sich zwischen
einer guten Gliederung und der Stei-
gerung der Leselust und der Verständ-
lichkeit zu entscheiden (vgl. ebd., 13).
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Selbstbestimmung im alltäglichen Le-
ben als ausschlaggebender Maßstab für
die Lebensqualität gesehen wird (vgl.
KNIEL & WINDISCH 2005, 9).

Sprachzeichen Z

Es bedarf einer genauen Analyse der
Zielgruppe, bevor man sich für eine
besondere Symbolwahl entscheidet.
Der Auftrag „Halt! Leichte Sprache“ ist
in seiner Umsetzung und darin gewähl-
ten Darstellungsform stark von der
Zielgruppe abhängig. Je höher die
Kompetenzen auf Seiten der Empfän-
ger sind, desto mehr Variationen stehen
dem Sender in der Wahl der Darstel-
lung und der Symbole zur Verfügung.
In der geeigneten Auswahl entspre-
chender Symbole für eine Leichte
Sprache hinsichtlich der Kommuni-
kation mit Menschen mit Lernschwie-
rigkeiten liegt die primäre und entschei-
dende Aufgabe des Autors bzw. Senders.

Verständlichkeit und Textoptimierung
– was meint das?

Vor dem Hintergrund der Grund-
annahmen bzw. -forderungen des ver-
änderten Organon-Modells gilt es nun,
„Verständlichkeit“ als wesentliches Ziel
in ihrer theoretischen Fundierung
genauer zu erfassen. Hier ist exkursartig
und skizzenhaft ein Einblick in die
theoretische Auseinandersetzung mit
Merkmalen sowie mit der Produktion
und der Bewertung von verständlichen
Texten zu liefern. Beim Blick auf den
aktuellen Stand der Verständlichkeits-
forschung und ihre leserspezifische
Relevanz ist zu berücksichtigen, dass
die Verständlichkeitsforschung lange
Zeit ein Stiefkind der Linguistik war.
Heute lässt sie sich kaum noch einem
speziellen Wissenschaftsbereich zuord-
nen. Den Begriff „Verständlichkeit“
definieren wir – mit Bezug auf die
sprachwissenschaftliche Sicht – als
„zusammenfassende Bezeichnung für
Eigenschaften der Textgestaltung, die
den Verstehensprozess und das Behal-
ten eines Textes beeinflussen“ (BUSS-
MANN 2002, 739). Die Vielfalt von
Verständlichkeit umfasst dabei den
Verstehensprozess beim Rezipienten
(vgl. BALLOD 2001, 63), das erfolgrei-
che Aktivieren eines Verstehenspro-
zesses (vgl. RICKHEIT 1995, 16) sowie
das Eingehen eines Bündnisses zwi-
schen Autor und seinem Leser (vgl.
SAUER 1995). Auch ist der Anteil an
kommunikativ relevantem Wissen für
eine gelingende Kommunikation ent-
scheidend, da eine Gewichtung in die-
ser Hinsicht die Kommunikation
erleichtert und der Gebrauch von
unnötigen Informationen den Verste-
hensprozess erschwert (vgl. LANGER
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Konsequenzen für Leichte Sprache

Trotz einer wesentlichen, wenn auch
skizzenhaften Darstellung des Themas
Verständlichkeit und Textoptimierung
aus wissenschaftlichen Erkenntnissen
und Beobachtungen heraus lässt sich
Leichte Sprache nur schwer bestimm-
ten Merkmalen zuordnen, da diese von
der Individualität der jeweiligen Ziel-
gruppe geprägt werden. Es entscheidet
letztendlich der Leser bzw. die Leserin
darüber, ob ein Text – in Leichter Spra-
che verfasst – für ihn auch leicht ist (vgl.
FREYHOFF u. a. 1998, 9). Diese simp-
le Erkenntnis unterstreicht gleichzeitig
auch die Schwierigkeit, die Modelle zur
Verständlichkeit und zur Textoptimie-
rung in der Praxis „einfach“ anzuwen-
den. Um einen Text auf das Merkmal
Leichte Sprache hin überprüfen zu
können, muss der Verstehensprozess
beim Leser bzw. der Leserin betrachtet
werden, denn nur dieser gibt Auf-
schluss über die Verständlichkeit eines
Textes (vgl. BALLOD 2001, 63). Dieser
Verstehensprozess ist bei Menschen mit
Lernschwierigkeiten durchaus noch
ziemlich unerforscht, was die Notwen-
digkeit eines Dialogs zwischen dem
Autor und einer Person der Zielgruppe
unterstreicht (vgl. FIX 2003, 10).

Dennoch lassen sich – auch vor dem
Hintergrund der Verständlichkeits-Mo-
delle – wichtige Hinweise für Leichte
Sprache aufzeigen. So haben FREY-
HOFF u. a. (1998, 9) allgemeingültige
Merkmale von leichter Lesbarkeit bzw.
Sprache zunächst charakterisiert und
dann in konkrete Handlungsanwei-
sungen übertragen (vgl. ebd., 14 ff.). Die-
se wiederum korrespondieren mit kon-
kreten Tipps zur Gestaltung von Publi-
kationen bzw. Texten hinsichtlich der Ver-
besserung der Lesbarkeit (vgl. ebd., 18 ff.):

Zur Umsetzung von Handlungsan-
weisungen gehört grundsätzlich eine
klare Strukturierung im Vorfeld der
Textproduktion. Dabei geht es im
Besonderen auch um das deutliche
Aufstellen und Eingrenzen von Schlüs-
selwörtern. Schlüsselwörter bestimmen
die Thematik eines Textes, die Diffe-
renzierung in diesem und seine inhaltli-
che Strukturierung. Sie sind maßgeb-
lich entscheidend für die Verständ-
lichkeit und Verstehbarkeit eines Textes
(vgl. BALLOD 2005, 403 f.; FREY-
HOFF u. a. 1998, 13 f.). Aus diesem
Grund sollte man bei der Wortwahl

darauf achten, Wörter aus dem aktiven
und passiven Wortschatz des Rezipien-
ten bzw. der Rezipientin zu nutzen.
Gerade Menschen mit Lernschwierig-
keiten verfügen meist nur über einen
funktionalen Wortschatz, der stark auf
ihr alltägliches Leben begrenzt ist (vgl.
ebd., 10). Daher ist es auch wichtig, die-
ser Zielgruppe neue Wissensbereiche
mit Wörtern aus ihrem alltäglichen
Leben zugänglich zu machen und ab-
strakte Ideen mit konkreten Beispielen
zu verdeutlichen. Außerdem ist eine
visuelle Unterstützung von Texten z. B.
durch Bilder bedeutsam (vgl. ebd., 9).

Ausschlaggebend für die Verständ-
lichkeit eines Textes ist nach CHRIST-
MANN & GROEBEN (1999, 181) und
FREYHOFF u. a. (1998, 9) die Glie-
derung. Auch SAUER (1995, 159) sieht
in der äußeren Struktur eines Textes
eine Unterstützung des Lesers für die
inhaltliche Strukturierung des Textes.
Allerdings birgt die Verwendung von
Leichter Sprache und unkomplizierter
Syntax die Gefahr in sich, einen infanti-
len Text zu gestalten (vgl. FREYHOFF
u. a. 1998, 9). Eine Entwicklung in
diese Richtung widerspricht jedoch in
allen Bereichen dem eigentlichen Sinn
von Leichter Sprache.

FREYHOFF u. a. (1998, 10) sprechen
davon, dass Texte in Leichter Sprache
eine größtmögliche Zielgruppe anspre-
chen sollten. Deswegen sollten auch nur
die wichtigsten Informationen auf eine
sehr direkte Art und Weise dargestellt wer-
den. Dieser Art und Weise des Schrei-
bens ist jedoch mit CHRISTMANN &
GROEBEN (1999, 182) entgegenzuhal-
ten, dass ein Text eine mittlere Verständ-
lichkeit aufweisen sollte, da sich kogniti-
ve „Hürden“ positiv auf die Motivation
des Lesers bzw. der Leserin auswirken.

Hilfreiche Textmerkmale für
Menschen mit Lernschwierigkeiten

Menschen mit Lernschwierigkeiten ver-
fügen oft über einen begrenzten Wort-
schatz, der ihnen häufig nur zur All-
tagsbewältigung dient. Daher sollte
ihnen ihre Umwelt eine Unterstützung
bei dem Brückenschlag zwischen der
eingeschränkten Lesekompetenz und
der „schriftsprachlichen Welt“ (WES-
SELS 2005, 228) bieten. Ihre Leseso-
zialisation verläuft unter erschwerten
Bedingungen, aus diesem Grund ist
ihre erreichte Lesekompetenz nicht

altersentsprechend (im Sinne des
Deutschen Pisa-Konsortiums 2001, 82).
Die Aufgabe von Autor(inn)en aller
Textgattungen liegt darin, sie adressa-
tenbezogen verständlich zu verfassen.
WESSELS (2005, 238) geht so weit zu
sagen, Dokumente jeglicher Art könn-
ten in Leichter Sprache eine Möglich-
keit bieten, Informationen für Men-
schen mit Lernschwierigkeiten zugäng-
lich zu machen. Menschen mit einer
schweren Behinderung, die häufig aus
dem aktiven Leseprozess aufgrund ih-
rer Behinderung ausgeschlossen sind,
benötigen die Hilfe von anderen. Der
Mensch mit Behinderung hat so die
Möglichkeit, als Zuhörer(in) neue In-
formationen zu rezipieren (vgl. FREY-
HOFF u. a. 1998, 10).

Neben den Ansprüchen an inhaltli-
che Merkmale sollte ein Text in
Leichter Sprache auch durch seine
äußere Strukturierung und Darstellung
dem Menschen mit Lernschwierigkei-
ten eine Hilfestellung bieten. In den
zurückliegenden Jahren haben sich
Maßstäbe und Merkmale herauskristal-
lisiert. Dies wurde u. a. durch das ent-
sprechende Engagement von z. B.
„Mensch zuerst – Netzwerk People First
Deutschland“, das „Büro für Leichte
Sprache“, das „Netzwerk Leichte Spra-
che“ oder auch durch Qualitätsstan-
dards zu barrierefreier Information von
„Capito“ 1 möglich. Dabei gilt es, derar-
tige Merkmale und Kriterien an der
Kompetenz der Zielgruppe auszurichten.

Auf europäischer Ebene hat sich die
Vereinigung der „Formely International
League of Societies for Persons with
Mental Handicap“ (kurz: ILSMH) 1998
mit der Herausgabe der „Europäischen
Richtlinien für die Erstellung von leicht
lesbaren Informationen für Menschen
mit geistiger Behinderung“ hervorgetan
(vgl. FREYHOFF u. a. 1998), welche in
allen offiziellen Sprachen der Europäi-
schen Union übersetzt wurden und
auch eine Berücksichtigung fanden in
aktuellen Materialien von Inclusion
Europe (2009a) zur leichten Lesbarkeit
und Verständlichkeit.

Für Menschen mit einer geistigen
Behinderung bzw. mit Lernschwierig-
keiten ist nicht nur eine leichte
Lesbarkeit der Dokumente wichtig,
sondern auch eine leichte Verstehbar-
keit. Da die Fähigkeiten eines jeden
Menschen individuell sind, ist es wich-
tig, die Zielgruppe aktiv in den Schreib-
prozess zu integrieren und sie als Ex-
pert(inn)en in eigener Sache zu Rate zu
ziehen. So können leichter brauchbare
Dokumente entstehen (vgl. Inclusion
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Schlüsselwörter sind maßgeblich entscheidend für die
Verständlichkeit und Verstehbarkeit eines Textes.

1 www.capito.eu  



Europe 2009b). Die Vielfältigkeit der
Medien und ihre stetige Weiterent-
wicklung sollten ebenfalls Beachtung
finden, da eine Reduktion auf textuelle
Medien einen Teil der Zielgruppe kate-
gorisch ausschließen würde (vgl. FREY-
HOFF 1998, 7 ff.).

Im Bereich der Kommunikationser-
leichterung existiert parallel eine Viel-
zahl von Kommunikationssystemen, die
in ihrer Symbol-Bedeutungszuweisung
erhebliche Unterschiede aufzeigt. In der
Regel lernt ein Mensch mit Behinde-
rung den Umgang mit einem bestimm-
ten Kommunikationssystem und ist
demzufolge sehr auf dieses fokussiert.
Daher ist eine Analyse der Zielgruppe
vor dem Schreibprozess notwendig
(vgl. ebd., 10 f.).

Neben der Bedeutung des Einsatzes
von Leichter Sprache im Alltag – zur
lebenspraktischen Bewältigung – zielt
Leichte Sprache besonders auch ab auf
die Weiterentwicklung der eigenen Per-
sönlichkeit. Hier ist die entscheidende
Verbindungslinie zu ziehen zwischen
der Teilhabe von Menschen mit Lern-
schwierigkeiten in der Gesellschaft und
dem Ausbau von Bildungsangeboten.
„Erst das Wissen um die eigenen Fähig-
keiten und die Sicherheit der Nähe 
zu anderen Menschen erlauben eine
autonome Lebenserfüllung und die
Gestaltung der eigenen Vorstellungen
von einem erfüllten und sinnvollen
Leben. Dieses Prinzip gilt für alle
Menschen – sowohl für Menschen ohne
Beeinträchtigungen, als auch für Men-
schen mit einer schweren Schädigung“
(SCHÖLER 2000, 9).

Diese Verbindungslinie ist gleichzei-
tig auch der Wegweiser in Richtung
inklusiver Erwachsenenbildung. Diese
wird hier verstanden als eine Erwachse-
nenbildung, an der Menschen mit und
ohne Lernschwierigkeiten teilnehmen.
Aufgrund ihrer Prinzipien der Freiwil-
ligkeit, Wahlfreiheit und Mitbestimmung
(vgl. BAUMGART & BÜCHELER
1998, 146) eignet sie sich wie kaum ein
anderes Handlungsfeld der Pädagogik
für integratives und Voneinander-Ler-
nen behinderter und nicht behinderter
Menschen. In diesem Sinne stellt inklu-
sive Erwachsenenbildung einen günsti-
gen Nährboden für eine gelingende
Integration im Erwachsenenalter dar.
Anders ausgedrückt: In der Koopera-

Leichter Sprache realisiert. Zu diesem
Zweck hat sie Ausschnitte aus dem Ori-
ginal-Beitrag von Theo KLAUSS (2008)
„‚Geistige Behinderung' – vom Dilem-
ma eines Begriffs“ in zwei Schritten
umformuliert. Der erste Schritt produ-
ziert eine Version, die ihren Fokus auf
den Aspekt der Verständlichkeit legt;
die zweite Version transformiert den
Ursprungstext in Leichte Sprache (sie-
he Beispiel in Tabelle 1). Als Zielgrup-
pen bzw. Leserkreis sind in dem He-
rausgeberwerk, dem der KLAUSS-Text
entnommen ist, angegeben: Interessier-
te Menschen mit und ohne Behin-
derung sowie die Fachöffentlichkeit 
im Bereich Erwachsenenbildung (vgl.
HESS, KAGEMANN-HARNACK &
SCHLUMMER 2008, 10). Die Fragen
nach einer Textoptimierung sind bei der
Bearbeitung für jeden Satz neu zu stel-
len. Beim ganzen Prozess gehen wir
daher kleinschrittig vor.

Erläuterungen der Beispiele:

> Die Überschriften des Ursprungs-
textes und der ersten Version unter-
scheiden sich nicht, da die Über-
schrift für beide Zielgruppen ver-
ständlich ist.

> Die zweite Version der Überschrift
unterscheidet sich von den beiden
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tion und mit professioneller Begleitung
können Menschen mit und ohne Be-
hinderung über gemeinsame Themen
Berührungsängste abbauen und auto-
nomer werden (vgl. SCHÖLER 2000,
9). Die verantwortlichen Organisatoren
und die übrigen Beteiligten haben die

Möglichkeit, einen Rahmen zu schaf-
fen, in dem die von der Sozialpsycho-
logie formulierten Forderungen nach
Abbau von Stereotypien und Vorurtei-
len (vgl. ARONSON u. a. 2004) erfüllt
werden können.

Damit dies gelingt, müssen Informa-
tionen in Leichter Sprache schriftlich
vorliegen und ausgetauscht werden,
Kommunikation muss mit für alle Be-
teiligten verständlichen Mitteln betrie-
ben werden.

Beispiel für eine Textoptimierung

Anhand eines Beispiels hat KUPKE
(2009) eine Textoptimierung unter den
Aspekten von Verständlichkeit und

Neben der Bedeutung im Alltag zielt Leichte Sprache
besonders ab auf die Weiterentwicklung der eigenen
Persönlichkeit.

Tab. 1: Textoptimierung in zwei Schritten (Auszug aus KUPKE 2009, 62)

Der Ursprungstext
von KLAUSS (2008)

1. Version:
Verständlichkeit

2. Version:
Leichte Sprache

„Geistige Behinderung“ – 
vom Dilemma eines Begriffs

„Redet man nun von men-
taler, kognitiver oder intel-
lektueller‚ Beeinträchtigung',
so hebt man auf die orga-
nisch-funktionelle Seite ab.“
(S. 198)

„Da der Begriff eine sozial-
rechtliche Relevanz besitzt,
könnten sich aus einer zu
erwartenden begrifflichen
Aufweichung Nachteile für
behinderte Menschen erge-
ben, wenn es um Gewäh-
rung von Hilfen geht.“
(S. 198)

„Ein neuer Begriff hätte ver-
mutlich bald einen ebenso
stigmatisierenden Charak-
ter wie der bisherige, weil
die mit dem bisherigen
Begriff verbundenen Kon-
notationen auf diesen über-
tragen würden.“
(S. 198)

„Geistige Behinderung“ – 
vom Dilemma eines Begriffs

Es ist nicht die Genetik
allein, welche die Entwick-
lung eines Menschen be-
stimmt. Die Entwicklung
eines Menschen hängt we-
sentlich von der Umwelt
und der Förderung ab. 

Die Veränderung des Be-
griffs hat rechtliche Folgen,
die Nachteile für behinder-
te Menschen bringen. Es
geht um soziale und finan-
zielle Hilfen.

Ein neuer Begriff bleibt
nicht ohne Vorurteile. Die
alten Vorurteile übertragen
sich nach einiger Zeit auf
den neuen Begriff.

Die Probleme mit dem Wort
„Geistige Behinderung“

Es sollen keine Nachteile 
entstehen.

Das neue Wort darf kein
Schimpfwort mehr sein.

Beispiel 1

Beispiel 2

Beispiel 3

Beispiel 4

Zu Beispiel 1:
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anderen, da der Begriff „Dilemma“
als selten benutztes Fremdwort durch
das Wort „Probleme“ ersetzt wurde.
So wird ein Wort aus dem alltägli-
chen Sprachgebrauch verwendet.

> Der Ursprungssatz ist sehr lang und
besteht aus vielen Nebensätzen und
Fachbegriffen.

> Die erste Version besteht aus zwei
kurzen Sätzen. Auf Fachwörter wur-
de verzichtet.

> Die zweite Version besteht aus einem
kurzen Satz, der ausschließlich die
Intention des Ursprungssatzes wi-
derspiegelt. Es wurde darauf geach-
tet, dass die Satzlänge eine übliche
Zeilenlänge nicht überschreitet.

> Der Ursprungssatz ist lang und ver-
bindet zwei inhaltlich schwierige
Begriffe („stigmatisierende[r] Cha-
rakter“ und „Konnotation“) mitei-
nander. Dieser Satz ist im Allgemei-
nen nur für Personen aus der Fach-
welt verständlich.

> In der ersten Version ist der lange
Satz in zwei Sätze gegliedert worden.
Auf die beiden schwierigen Begriffe
ist komplett verzichtet worden. Der
Begriff „stigmatisierende[r] Charak-
ter“ wurde mit dem Wort „Vorur-
teile“ ersetzt, und auf den Begriff
„Konnotation“ wurde komplett ver-
zichtet. Um den langen Satz ver-
ständlicher zu gestalten, wurde ein
zweiter Satz („Die alten Vorurteile
übertragen sich nach einiger Zeit auf
den neuen Begriff“) angefügt, der
den komplizierten Sachverhalt
(„weil die mit dem bisherigen Begriff
verbundenen Konnotationen auf
diesen übertragen würden“) ver-
ständlicher wiedergibt.

> Die zweite Version besteht aus
einem kurzen Satz, der ausschließ-
lich die Intention des Ursprungs-
satzes widerspiegelt. Auch hier wur-
de darauf geachtet, dass die Satz-
länge eine übliche Zeilenlänge nicht
überschreitet.

> Der Ursprungssatz beinhaltet viele
Fachbegriffe und ist nur mit dement-
sprechendem Fachwissen verständ-
lich.

> Die erste Version besteht im Gegen-
satz zum Ursprungstext aus zwei
Sätzen. Es wurde darauf verzichtet,
die fachlichen Begriffe zu verwen-
den; stattdessen wurde ausschließ-
lich die Intention des Ursprungs-
textes übertragen.
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> Es existiert keine zweite Version die-
ses Satzes, da er nicht erheblich für
die Leseaufgabe des Textes in Leich-
ter Sprache ist und nicht zur Erläu-
terung der Grundintention beiträgt.

„Teufelskreis“ von Bring- und
Holschuld

Beim Prozess der Textoptimierung in
Richtung Verständlichkeit bzw. Leichte
Sprache fällt besonders die Schwierig-
keit auf, Fachwörter durch Wörter aus
dem alltäglichen Sprachgebrauch zu
ersetzen. Für manche Wörter gibt es
keine entsprechende konkrete leichte
Bezeichnung. Wörter bzw. Satzteile wie
„organisch funktionelle Seite“ oder
„sozialrechtliche Relevanz“ lassen sich
nicht direkt in Sprache aus dem All-
tagsgebrauch übersetzen, sondern nur
vereinfacht umschreiben. Es wurde an
dieser Stelle deutlich, dass die Fachwelt
bestimmte Sachverhalte isoliert disku-
tiert und aus diesem Grund nur Fach-
termini ganz selbstverständlich zur Er-
örterung des Problems nutzt. Die All-
gemeinheit wird aus diesem Prozess
ausgegrenzt, deswegen besteht auch
keine Notwendigkeit, die Dinge in ver-
ständlicher Sprache auszudrücken. Das
bedeutet dann auch, dass in den Fach-
diskussionen zwar über Menschen mit
Lernschwierigkeiten gesprochen wird,
diese aber nicht in den Prozess einbe-
zogen werden, wie es die Empower-
ment-Bewegung fordert. Ein Einbezie-
hen dieser Menschengruppe hätte zur
Folge, dass sich der Sprachgebrauch
von den Fachtermini weg und hin zur
Leichten Sprache wandeln müsste.

Überträgt man die Erfahrungen in
solchen Fachzirkeln auf die gesamte
Gesellschaft, müsste verstärkt die Not-
wendigkeit deutlich werden, zentrale
Diskussionen in Leichter oder ver-
ständlicher Sprache zu führen. Hier
könnte mehr geäußertes Interesse an
den Diskussionen in der Fachwelt – auf
Seiten der Gesellschaft bzw. von Men-
schen mit Lernschwierigkeiten – dazu
führen, dass diese Fachzirkel durchläs-
siger werden. Natürlich wird an dieser
Stelle auch der „Teufelskreis“ deutlich,
dass Menschen mit Lernschwierigkei-
ten erst Interesse für eine Sachlage ent-
wickeln können, wenn ihnen die nöti-
gen Informationen in Leichter Sprache
vorliegen. Hier sind die Fachleute ge-
fordert, mit dem verstärkten Einsatz
von Materialien in Leichter Sprache als
Vorleistung diesen Teufelskreis zu
durchbrechen. Aber auch allen anderen
Menschen, die mit Menschen mit Lern-
schwierigkeiten kommunizieren, stellt
sich die Herausforderung, die eigene
Kompetenz in Bezug auf Leichte
Sprache und Verständlichkeit auszu-

bauen. Diese Kompetenz trägt letzt-
lich erheblich dazu bei, das Leben 
von Menschen mit Lernschwierigkeiten 
zu verbessern. Öffnet sich z. B. die 
Erwachsenenbildung konsequent der
gleichberechtigten Teilhabe aller Men-
schen an Bildungsprozessen und per-
sönlichen Entwicklungsmöglichkeiten,
wird ein wesentlicher Schritt in unserer
Gesellschaft in Richtung einer Über-
windung von Kommunikationsbarrie-
ren getan. Dabei ist die Wissenschaft –
insbesondere die Disziplin der Geistig-
behindertenpädagogik – verstärkt gefor-
dert, solche Themenfelder intensiv zu
erforschen. Ein Buchtitel wie „Weg mit
den Hindernissen!“ (Bundesvereini-
gung Lebenshilfe 2006) legt zwar die
Vermutung nahe, dass wir die Hinder-
nisse genau beschreiben können. Was
letztlich Barrierefreiheit im Kontext
„Leichte Sprache“ genau meint, ist 
in der Forschung allerdings noch 
ziemliches Brachland. Der z. B. von 
HESS, KAGEMANN-HARNACK &
SCHLUMMER (2008) vorgelegte Band
im Kontext Erwachsenenbildung, In-
klusion und Empowerment könnte da-
für eine Ausgangsbasis sein, wird doch
hier der Versuch unternommen, paral-
lele Textversionen – und somit auch
Erfahrungswelten – unterschiedlichen
Zielgruppen und Leserkreisen anzubie-
ten. Berücksichtigt werden muss dabei
auch, dass im Dialog bzw. in der direk-
ten Kommunikation ein Stoppschild als
Instrument wie „HALT! Leichte Spra-
che“ durchaus als hinweisendes Ele-
ment – ggf. auch als Befreiungsakt bzw.
-geste – Verwendung finden kann. Es
darf aber nicht zum Machtmissbrauch
führen, um sein Gegenüber mundtot zu
machen. Der hinweisende Charakter
eines solchen Instrumentes muss das
authentische und kongruente Verhal-
ten und damit die Eigenarten des Ge-
genübers und Kommunikationspartners
im gegenseitigen Verhältnis respektieren.
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dreigliedrigen „bio-psycho-sozialen Mo-
dell“ der ICF (ebd., 5) halte ich es somit
für angebracht, von „sozialen Feldern
mit Behinderung“ oder von Situationen,
Strukturen „mit Behinderung“ zu spre-
chen anstatt von „Menschen mit
Behinderung“.

Dass sich ein solcher begrifflicher
Wandel nicht schon längst durchgesetzt
hat, dürfte nicht zuletzt auch an dem
Problem liegen, dass wir als professio-
nelle Betreuer(innen) unsere Klien-
t(inn)en irgendwie als eine Gesamt-
gruppe bezeichnen müssen. Mit wel-
chen Menschen arbeite ich? Verzichte
ich auf die individualisierenden Behin-
derungszuschreibungen, dann muss ich
die Problemlagen alle einzeln aufzäh-
len: z. B. mit Menschen, die Hilfe beim
Einkaufen benötigen, die Schwierig-
keiten bei der Zubereitung einer Mahl-
zeit aufweisen, die Unterstützung beim
Umgang mit Geld brauchen usw. Die
Liste wird irgendwann endlos, der ge-
meinsame Nenner fehlt. Was ist also die
Oberkategorie meiner Zielgruppe?

Diese Denkrichtung führt haargenau
an der Intention der ICF vorbei. Es geht
nicht mehr um die Kategorisierung von
Menschen, sondern von Situationen,
Feldern und Strukturen. Als Sozial-
pädagoge arbeite ich folglich in sozia-
len Feldern der Behinderung. In diesen
Feldern werden schließlich auch die
herkömmlichen Kategorien der Behin-
derung (geistig, seelisch, körperlich)
obsolet. Wie wir spätestens seit den
neueren Entdeckungen in den Neuro-
wissenschaften erfahren haben, sind
alle drei Ebenen miteinander verbun-
den und bilden eine Einheit. Es gibt
keine reine körperliche Behinderung,
da die beeinträchtigten Extremitäten
durch ihre Repräsentation im somato-
sensorischen Kortex auch ihr „geisti-
ges“ Abbild finden. Die klassische
„geistige Behinderung“ lässt sich auf
der Ebene der synaptischen Schalt-
kreise, also im Körper, biologisch nach-
vollziehen, obwohl sich jene Schalt-
kreise im Gehirn stets im dynamischen
Verhältnis zur sozialen Interaktion ent-
wickeln und niemals reine Natur sind.
Seelische Behinderungen, die psychi-
atrisch zumeist als Störungen im Neu-
rotransmitterfluss erklärt werden, 
finden darin ihren körperlichen
Ausdruck und stehen jedoch ebenso in
Wechselwirkung mit den kognitiven
oder „geistigen“ Funktionssystemen
und sogar mit der Körpermotorik. Eine
„seelische Behinderung“ ist somit auch
eine „körperliche Behinderung“, weil
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Nicht Menschen, sondern „soziale
Felder mit Behinderung“
Anmerkungen zum Artikel „Behinderungsbegriffe im
Spiegel der ICF“ der Fachzeitschrift „Teilhabe“ 1/09
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| KURZFASSUNG Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) hat in ihrer „Internationalen
Klassifikation der Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit“ (ICF) ein bio-psycho-
soziales Modell der Behinderung entwickelt. Behinderung erscheint danach „als das
Ergebnis oder die Folge einer komplexen Beziehung zwischen dem Gesundheitsproblem
eines Menschen und seinen personenbezogenen Faktoren einerseits und den externen
Faktoren, welche die Umstände repräsentieren, unter denen Individuen leben, anderer-
seits“ (DIMDI 2004, 22). Auf diesem Hintergrund ist es konsequent, nicht mehr von
„Menschen mit Behinderung“, sondern von „sozialen Feldern mit Behinderung“ zu sprechen.

| ABSTRACT Not „People with Disabilities” but „Social Areas with Disabili-
ties”. The WHO's International Classification of Functioning, Disability and Health (ICF)
adopts a bio-psycho-social model of disability. In this sense, a person's functioning or dis-
ability is conceived as a dynamic interaction between health conditions and personal and
environmental factors. As a consequence, instead of using the term „people with disabi-
lities” it is more consistent with the ICF to refer to „social areas with disabilities”.

In seinem Beitrag über „Behinde-
rungsbegriffe im Spiegel der ICF“ hat

Markus SCHÄFERS (2009, 25) den
richtigen Schluss gezogen, „dass das
Behinderungsmodell der ICF nicht auf
eine Klassifikation von Personen, son-
dern von Situationen zielt“. Behinde-
rung ist nach dem Verständnis der ICF
(vgl. DIMDI 2004, 22) ein relationaler
Begriff und bezeichnet die problemati-
sche Wechselwirkung zwischen einer
Person mit bestimmten individuellen
Eigenschaften und einem sozialen Um-
feld, das genau diese besonderen Eigen-
schaften missachtet. Soziale Felder
werden nach den Eigenschaften der
jeweiligen Mehrheit strukturiert, Min-
derheiten finden selten Berücksichti-
gung. Dies trifft nicht nur auf die
Hamburger S-Bahnstationen zu, wo
man einen Fahrstuhl vergeblich sucht,
sondern z. B. auch auf die gewieften
Regeln im Direktmarketing: Wer nicht
schnell rechnen kann und das Klein-
gedruckte nicht versteht, wird „über
den Tisch gezogen“. Meine Klient(inn)en,

STANDPUNKT

die ambulant betreut werden, erleben
dann regelmäßig katastrophale Behin-
derungen und benötigen professionelle
Hilfe bei der Schuldenregulierung.

Obwohl diese Menschen in der intel-
lektuellen Auseinandersetzung im Feld
der Ökonomie auf fremde Hilfe ange-
wiesen sind, verfügen sie aber noch
lange nicht über „eine Behinderung“.
Zur Behinderung gehören nämlich
mindestens zwei Akteure: der skrupel-
lose Verkäufer und der überforderte
Kunde. Die Behinderung ist genau die-
ses Geschehen: das spezifische soziale
Handeln im asymmetrischen Feld der
Macht. Der Begriff „Menschen mit
Behinderung“ hingegen bleibt hinter
dem relationalen Konzept der ICF zu-
rück, denn er schreibt „die Behinde-
rung“ weiterhin dem einzelnen Men-
schen als sein ganz persönliches Eigen-
tum zu und individualisiert damit das
soziale Verhältnis in den typischen so-
zialen Feldern bzw. Situationen der Be-
hinderung. Als Konsequenz aus dem
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biologische Prozesse daran beteiligt
sind. Behinderungen jeglicher Art fin-
den stets in einem bio-psycho-sozialen
Feld statt. Körper, Geist und Seele bil-
den eine dynamische Einheit, und es
bleibt eine Frage der subjektiven

Akzentuierung, welcher Ebene man
den höheren Rang einräumt.

Kategorial folgt aus dieser Ableitung
ein einheitlicher, allgemeiner Behinde-
rungsbegriff, der sich auf soziale Kon-
stellationen bezieht mit Menschen, die
einer professionellen Hilfe bedürfen.
Als behindernd oder als „mit Behin-
derung“ erscheinen jene Konstellatio-
nen, die bei Personen in solchen Situa-
tionen auftreten, die von der Mehrheit
anderer Personen problemlos bzw. oh-
ne lebenspraktische Krisen bewältigt
werden können. Diese Situationen sind
so unterschiedlich wie die betroffenen
Menschen. Dennoch gibt es typische
Situationen, typische Orte und Felder,
wo ein Großteil jener Menschen, die
wir noch immer als behindert bzw. als
„Menschen mit Behinderung“ bezeich-
nen, tatsächlich behindert wird. Die
bereits genannte S-Bahn ist ein solcher
Ort, ebenso der Supermarkt und der
EC-Automat. An diesen Orten des so-
zialen Handelns findet Ausschluss
statt, weil sie von Vertreter(inne)n der
Mehrheitsgesellschaft ohne Rücksicht
auf Minoritäten gestaltet worden sind.
Diese Orte der Behinderung sind gesell-
schaftliche Felder der Auseinander-
setzung zwischen Menschen, die durch
die Struktur jener Felder behindert wer-
den, und der Gesellschaft. 

Sofern es sinnvoll erscheint, die Ka-
tegorie der Behinderung zu unterglie-
dern, erscheint es mir konsequent, sie
feldspezifisch zu differenzieren: Behin-
derung im Bereich der Mobilität, im
Feld der Ökonomie, im Feld sozialer
Beziehungen, im Bereich der eigenen
Haushaltsführung usw. Ob diese jewei-
ligen Behinderungskonstellationen dann
nach dem herkömmlichen Schema
einer körperlichen, geistigen oder seeli-
schen Beeinträchtigung zugeschrieben
werden, bleibt auf der begrifflich allge-
meinen Ebene unerheblich. Aus der
Perspektive der sozialen Teilhabe be-
trachtet, kommt es auf das Gleiche
heraus, ob ein Mensch wegen einer
Querschnittslähmung oder wegen Hö-
henangst die Treppe nicht hochgehen

kann. Die Barriere ist gesellschaftlich
und allgemein. Sie schließt eine Viel-
zahl von Menschen vom Zugang zu
bestimmten Orten aus. Der individuelle
Pol der Behinderung hingegen ist stets
besonders: Gleich, ob körperliche, geis-

tige oder psychische Probleme auf der
individuellen Seite der Behinderung im
Vordergrund stehen, sie sind jeweils
individuell und sperren sich gegen eine
Verallgemeinerung. Hinter dem Prob-
lem beim Treppensteigen steht eine je-
weils ganz persönliche Geschichte, z. B.
eine Krankheit, ein Unfall, Traumata in
der Kindheit, Stress oder Gewalterfah-
rungen. Hier setzt in der Sozialpäda-
gogik die individuelle Hilfeplanung an,
bei der auch Ärzte/Ärztinnen und
Therapeut(inn)en mit herangezogen
werden. Auf dieser Seite der sozialpä-
dagogischen Hilfe muss streng indivi-
duell gearbeitet werden. Verallgemeine-
rungen im Schema des Fall-Denkens,
„ein Fall von Gehbehinderung“, erklä-
ren nichts und helfen niemandem weiter.

Am gesellschaftlichen Pol der Behin-
derung, der Barriere, sind Unterkate-
gorien nach den jeweiligen Feldern
sinnvoll, weil die Barrieren allgemein
sind. Hier muss das System der sozial-
pädagogischen Hilfen um eine gesell-
schaftliche Hilfeplanung oder Teilhabe-
planung als Gegenpol zur individuellen
Hilfeplanung ergänzt werden. Wir kön-
nen uns nicht länger damit begnügen,
unsere Klient(inn)en zweimal pro Wo-
che im Supermarkt zu begleiten und

ihnen bei der Suche nach der preis-
günstigsten Dosensuppe zu helfen. Hier
muss der Handel in die Pflicht genom-
men werden. Er muss genauso wie die
Bahn seine Barrieren abbauen und
einen Service anbieten, damit auch
Menschen, die nicht lesen oder rech-
nen können, ohne staatlich finanzierte
Hilfe problemlos einkaufen können.
Auf dieser bislang allzu sehr vernach-
lässigten Seite muss die Behinderten-
pädagogik endlich politisch werden
und in die sozialen Felder der Behin-
derung intervenieren. Das Gleiche gilt
für die Werbung, Haustürgeschäfte,
Bankautomaten u. a. Es kommt auf der
gesellschaftlich-allgemeinen Seite der
sozialpädagogischen Hilfen darauf an,
die „Felder mit Behinderung“ so zu
arrangieren, dass auch unsere Klien-
t(inn)en trotz ihrer besonderen körper-
lichen, geistigen oder seelischen Eigen-
schaften mit möglichst geringen Prob-
lemen darin partizipieren können.
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Seit Anfang 2009 wird in zwei Re-
gionen in Hessen ein neues und ein-

heitliches Teilhabeplanungs- oder Hilfe-
planungsinstrument erprobt, das unmit-
telbar mit einem neuen Finanzierungs-
konzept verbunden ist. Dieses neue
Instrument – der Integrierte Teilhabe-
plan Hessen (ITP) – wird für alle Men-
schen genutzt, deren Hilfen von der
Eingliederungshilfe (Landeswohlfahrts-
verband Hessen) finanziert werden.

Inhaltlicher Hintergrund dieser
neuen personenzentrierten Leistungs-
systematik ist die Umsetzung von Teil-
habeleistungen in der Region (Grund-
lage für sozialräumliche Hilfen – „Com-
munity Care“), die Aufhebung der bis-
her „versäulten“ Angebote im Bereich
Wohnen und Arbeit (gleiche Finanzie-

rungsregeln für stationäre, teilstationä-
re und ambulante Hilfen) und die mög-
liche, regelhafte Einbeziehung von
Persönlichen Budgets. Das Instrument
ordnet sich in den „Wandel von der
institutionellen zur personalen Per-
spektive“ (BECK 2002, 192 ff.) ein. 

Der ITP Hessen setzt auf eine ver-
bindliche individuelle, alle Hilfen inte-
grierende und zielorientierte Teilhabe-
planung, die sowohl mit den Betrof-
fenen (gegebenenfalls in Abstimmung
mit ihren gesetzlichen Vertretern) als
auch mit allen Diensten und Einrich-
tungen in der Region im Rahmen von
Teilhabekonferenzen abgestimmt wer-
den sollen. Die Empfehlung der regio-
nalen Teilhabekonferenz beinhaltet eine
Zeiteinschätzung (personenbezogenes
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| KURZFASSUNG Der Artikel beschreibt den inhaltlichen Hintergrund eines neuen
Instrumentes zur Hilfeplanung „Integrierter Teilhabeplan Hessen“, das Zugang zu einer
neuen personenzentrierten Leistungssystematik ermöglicht. Grundlage ist die
Umsetzung von Teilhabeleistungen im Rahmen sozialräumlicher Hilfen in der Region, die
Aufhebung der bisher „versäulten“ Angebote im Bereich Wohnen und Arbeit (gleiche
Finanzierungsregeln für stationäre, teilstationäre und ambulante Hilfen) und die mögli-
che, regelhafte Einbeziehung von Persönlichen Budgets. Geschildert werden die einzel-
nen Schritte des Planungsinstrumentes, die Bedeutung gemeinsamer dialogischer
Planung und persönlicher Zukunftsplanung auch für Menschen mit Lernbeeinträchti-
gungen. Diskutiert wird die Bedeutung zielorientierter Teilhabeplanung. Neben regiona-
len Steuerungsfragen und Fragen der Bedarfsfeststellung wird kurz auf die Umsetzung in
Hessen Bezug genommen.

| ABSTRACT Integrated Participation Planning in Hessen. A Way Towards Self-
determined Participation and Local Policies for People with Learning
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use of Personal Budgets. The single steps of the planning instrument, the importance of
a dialogic process and personal futures planning for people with learning difficulties are
described. Besides, the article brings up issues of public management, the assessment of
support needs and the current state of implementation of integrated participation plan-
ning in Hessen.
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Individuelle und integrierte
Teilhabeplanung in Hessen 
Eine Unterstützung von selbstbestimmter Teilhabe 
und regionaler Entwicklung auch für Menschen mit
Lernschwierigkeiten 



Zeitbudget), mit der die Ziele für den
Einzelnen im kommenden Jahr umzu-
setzen sind. Die Zeiten werden be-
stimmten Aufgabengebieten zugeord-
net: übergreifende persönliche Hilfen
(einschließlich Koordination), Selbst-
sorge/Wohnen, Arbeit und Tätigsein,
Teilhabe an Freizeit und gesellschaftli-
chem Leben. Finanzierungsgrundlage
ist folglich nicht mehr die „institutiona-
lisierte“ Hilfeform (z. B. Wohnheim
oder Betreutes Wohnen, Werkstatt oder
Tagesstätte), sondern der zu erbringen-
de Umfang der Leistungen in den Fel-
dern, wo Menschen mit Lernschwierig-
keiten Hilfen benötigen und wünschen. 

Von besonderer Bedeutung für Men-
schen mit Lernschwierigkeiten sind da-
bei folgende Grundsätze:

> Verbindliche, individuelle Planung
der Hilfen des nächsten Jahres im
Dialog: Dieser Dialog mit den Be-
troffenen soll von denjenigen geleis-
tet werden, mit denen die oder der
Beantragende ein Vertrauensverhält-
nis hat (Konzept der koordinieren-
den Bezugsperson/personales Case
Management; vgl. SÄLZER 2008).
Dies sind meist Mitarbeiter(innen)
von Diensten und Einrichtungen, in
denen derzeit gelebt oder gearbeitet
wird (es können jedoch auch andere
sein). In diese Planung des kommen-
den Jahres sollen, wenn nötig, ge-
setzliche Betreuer, immer auch An-
gehörige und Freunde miteinbe-
zogen werden. Der ITP Hessen
schlägt vor, sich zur Gestaltung der
Hilfen an der Lebenssituation wie
den Wünschen und Zielen von
Menschen mit Lernschwierigkeiten
zu orientieren. Dies gilt auch, wenn
diese einen hohen Unterstützungs-
bedarf haben und gegebenenfalls
Kommunikationshilfen benötigen.

Abgefragt werden mit dem ITP fol-
gende Bereiche: Lebensziele, aktuel-
le persönliche Situation, Förderfak-
toren und Barrieren des Umfeldes,
Ziele in den Unterstützungsberei-
chen im kommenden Jahr, eine Ein-
schätzung von Fähigkeiten und Be-
einträchtigungen wie der zu akti-
vierenden Hilfen im Sozialraum. 

> Abgestimmte und individuell ange-
passte Planung der „Dienstleister“:
Aus den im Dialog gewonnenen
Informationen entsteht unterstützt
durch die Bezugspersonen ein „An-
gebot“, das konkret beschreibt, was
im nächsten Jahr mit und für die
betreffende Person getan werden soll
(Vorgehen). Dabei muss Teilhabe-
planung sowohl die professionellen
wie die nachbarschaftlichen Dienst-
leistungen für die Umsetzung von
Teilhabezielen bzw. der Budgetpla-

nung im Rahmen eines Persönlichen
Budgets regelhaft einbeziehen. Da
nachbarschaftliche oder ehrenamtli-
che Hilfen erfahrungsgemäß nicht
„auf den Bäumen wachsen“, son-
dern aktiviert, vereinbart und beglei-
tet werden müssen, ist es wichtig,
dass professionelle Helfer(innen)
auch Zeit für diese Aufgaben mit ein-
planen können. Zu der Umsetzung
von Inklusion muss das Prinzip der
geringstmöglich restriktiven Umge-
bung in jeder Teilhabplanung umge-
setzt werden („least restrictive envi-
ronments“; vgl. LINDMEIER 2009).
Dies fordert auch, dass in der
Planung von der Funktion her be-
schrieben wird, welche Lebens- und
Tätigkeitsorte sich kurz- oder lang-
fristig ändern sollen und welche
Unterstützung hierfür zu planen ist. 

> Regionale koordinierende Vermitt-
lung und Abstimmung: Wunsch-
und Wahlrecht der Antragstel-
ler(innen) erfordert Wahlmöglich-
keiten, Inklusion ermöglicht die
Teilhabe an verschiedenen Lebens-
feldern. Wenn eine solche Abstim-
mung von unterschiedlichen Leis-
tungen (z. B. Wohnen und Arbeiten)
auf regionaler Ebene geschieht, kön-
nen auch regionale Bedarfslücken
und Veränderungsbedarf bei den
Angebotsformen erkannt werden.
Teilhabeplanung setzt folglich vo-
raus, dass ein begleitendes System an
„runden Tischen“ (Teilhabeplanungs-
konferenzen) existiert, in dem Be-
troffene und ihre Vertreter(innen),
Leistungsanbieter und Leistungsträ-
ger einer Region regelmäßig zusam-
menkommen. 

> Zeitbezug und Absicherung der Fi-
nanzierung einer solchen Planung
sind wichtig: Nur so können An-
tragsteller(innen) bzw. Betroffene
selbst eine Einschätzung gewinnen,
in welchem Umfang sie begleitet und
unterstützt werden. Mitarbeiter(innen)
müssen einschätzen können, in wel-
chem Umfang und für was genau sie
tätig werden; für Träger ist die
Inanspruchnahme von Mitarbeiter-
zeit der mit Abstand wichtigste
Kostenfaktor.

Teilhabeplanung im Dialog mit
Betroffenen 

Unabhängig von jedem Hilfeplanungs-
instrument setzt Teilhabeplanung eine
grundsätzliche Bereitschaft von Profes-
sionellen voraus, auf „gleicher Augen-
höhe“ zu verhandeln. Dies ist im Be-
reich der Hilfen von Menschen mit
Lernschwierigkeiten nicht immer vo-
raussetzungslos möglich. Es kann sein,
dass Kommunikation für den Betrof-
fenen nur eingeschränkt möglich ist.
Häufiger kommt jedoch vor, dass Mit-
arbeiter(innen) zur Situation des Pla-
nenden eine eigene Einschätzung ha-
ben oder der „Ablauf auf der Gruppe“
schon seit Jahren gleich ist. Sie halten
es dann nicht für zweckdienlich, wirk-
lich ergebnisoffen zu planen – Routinen
müssen verändert, „Extrawürste gebra-
ten“ werden. Die Abläufe und Möglich-
keiten einer Einrichtung/Lebensge-
meinschaft geben sehr vieles vor, und es
stiftet Unruhe, hier ausgehend von den
Wünschen zu planen, die dann schein-
bar doch nicht umzusetzen sind. Die
Erfahrungen machen deutlich, dass der
„Kernprozess“ von Teilhabe die indivi-
duelle Planung des Lebensalltages ist. 

In der Praxis sollte es Förder-,
Begleitungs- bzw. Assistenzpläne ge-
ben, diese sollten auch im Arbeitsalltag
umgesetzt werden. Die Kritik von
GOFFMANN (1981, 17 ff.), dass „alle
Angelegenheiten des Lebens an ein und
derselben Stelle unter ein und dersel-
ben Autorität“ stattfinden, dass alle Mit-
arbeiter ihre Arbeitstätigkeit in einer
Gruppe von zu Betreuenden ausführen,
„wobei allen die gleiche Behandlung

zuteil wird“, und die Existenz eines
Systems von „expliziten, formalen Re-
geln“, das alle Tätigkeiten auf die „offi-
ziellen Ziele der Institution“ ausrichtet,
ist leider noch heute in vielen Diensten
und Einrichtungen aktuell (vgl. auch
die entsprechende deutsche Untersu-
chung von FENGLER & FENGLER
1985). 

Teilhabeplanung tritt da mit dem kla-
ren fachlichen wie auch gesetzlichen
Anspruch an, zu individuell abge-
stimmten Dienstleistungen zu kommen
– und dies überall. Die Kritik richtet
sich nicht nur auf die „Sozialraumfer-
ne“ besonderer, großer Heime, sondern
an alle Dienste und Einrichtungen in
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allen Arbeitsfeldern. Individuelle, dia-
logische Teilhabeplanung muss hier
folglich „verstören“ und auf einer ziel-
und ergebnisoffenen Planung wie der
Abstimmung mit Betroffenen bzw.
deren gesetzlichen Vertretern bestehen.

Gefährdet ist ein Dialog mit Men-
schen mit Lernschwierigkeiten aber
auch deshalb, weil für Betroffene die
Verständlichkeit des Planungsprozes-
ses und des „Teilhabe-/Hilfeplanungs-
instrumentes“ nicht immer gegeben ist.
Dies betrifft nicht nur Klient(inn)en mit
kognitiven oder Sinneswahrnehmungs-
einschränkungen. Das Bemühen um
Leichte Sprache und Barrierefreiheit ist
im derzeitigen Projektstadium noch
Aufgabe der Vermittlungsfunktion von
Mitarbeiter(inne)n. Langfristig wird
sich die Tragfähigkeit des Konzeptes
jedoch nur daran erweisen, dass auch
ein selbstbestimmter Planungsprozess
mit angepassten Instrumenten gelingt.

Auch für Mitarbeiter(innen) sind
auszufüllende Formulare zunächst un-
angenehm; sie verlangen, die eigenen
Probleme, Einschätzungen und Ziele
offen zu legen, um Hilfen finanziert zu
bekommen. Neben den Datenschutz-
problemen wird der „Sinn“ eines sol-
chen Verfahrens erst offensichtlich,
wenn durch erfolgreiche Beteiligung
„Selbstwirksamkeit“ erfahren wird, d. h.
in der Regel erst nach dem ersten oder
zweiten Planungsprozess. Von beson-
derer Bedeutung ist hier, dass alles
Neue als „zusätzliche“ Arbeit in der Be-
treuung und Begleitung erfahren wird. 

Gemeint ist mit Dialog jedoch, im
Alltag die Übersetzung zu leisten, mitei-
nander zu sprechen, zu verhandeln –
dann ist nur das „Eintragen“ noch
zusätzliche Leistung und selbst das
kann gegebenenfalls gemeinsam erfol-
gen. Grundsätzlich ist in einem Teil-
habeplanungsinstrument erforderlich,
dass unterschiedliche Sichtweisen do-
kumentiert werden können, eigentlich
wäre – ähnlich wie beim Persönlichen
Budget – eine „unabhängige“ Budget-
beratung wichtig. Teilhabeplanung be-
zieht sich so auf die Konzepte von
APPEL & KLEINE-SCHAARS (1999)
aus den Niederlanden und die Arbeits-
weise von Prozess- und Alltagsbegleitung. 

Praktisch alle Teilhabeleistungen/
Hilfen werden beziehungsorientiert
erbracht, deshalb spielt auch im Pla-
nungsprozess für Menschen mit Lern-
schwierigkeiten das Phänomen der
„sozialen Erwünschtheit“ (Anpassung
an die vermeintlichen und ausgespro-
chenen Wünsche der Begleiterin/Be-
treuerin) eine Rolle. Diese „soziale
Erwünschtheit“ wirkt auch auf der Ebe-

ne von Mitarbeiter(inne)n gegenüber
dem Angebot der eigenen Einrichtung
und führt dazu, dass zu Beginn meist
nur wenig Zusammenhang entsteht
zwischen Planung und individuellen
Zielen (im Sinne von „irgendwie
schreibt man eben alles bei allem rein,
was die Einrichtung anbietet“ – vom
Schwimmen gehen bis zur Begleitung
von Angehörigen). 

Eine weitere deutliche Gefährdung
von dialogischer Teilhabeplanung liegt
in dem subjektiven Verständnis von
Mitarbeiter(inne)n, dass gute Hilfe im-
mer viel Hilfe ist und man sich mit
„Zeithorterei“ selbst aufwertet. 

Die Erleichterung der Verwaltung
und der Kommunikationswege durch
EDV-basierte Planungsverfahren kann
den Dialog ebenfalls gefährden: Es
scheint viel einfacher, das Instrument
am PC selbst – ohne begleitende Ge-
spräche – auszufüllen.

Abkehr von einer „defizitorientierten“
Beschreibung – gelingt dies über die
Nutzung der ICF?

Für die Beschreibung von Fähigkei-
ten und Beeinträchtigungen wird im
ITP die ICF (Internationale Klassifi-
kation der Funktionsfähigkeit, Behin-
derung und Gesundheit) der Welt-
gesundheitsorganisation genutzt, die
von einem funktionalen biopsycho-
sozialen Gesundheitsbegriff ausgeht
(vgl. DIMDI 2003). In Deutschland
wird die Nutzung dieser Beschreibun-
gen zunehmende Bedeutung für die
Integration der verschiedenen Rehabili-
tationsträger gewinnen. 

Neben einer allgemeinen Anforde-
rung an Barrierefreiheit baut der ITP
leider über das Nutzen von ICF-Be-
schreibungen eine weitere Stolper-
schwelle auf. ICF-Sprache stellt eine
begriffliche Fassung von Körperstruk-
turen, Aktivitäten des täglichen Lebens
und der sozialen/gesellschaftlichen Teil-
habe dar, es beschreibt über die Funk-
tionen des menschlichen Körpers, der
Alltagsvollzüge von Menschen, ihrer
sozialen Kontakte und ihres Umfeldes
alle Probleme, die mit diesen Funktio-
nen beschrieben werden können. Da-
mit ist es faktisch eine Abkehr von
einem Defizitmodell, ohne die präzise
Beschreibung von Problemen zu ver-

nachlässigen, und löst damit die Prob-
leme von unterschiedlichen Sichtwei-
sen und unterschiedlicher Begriffsver-
wendung. Besonders wichtig bei Teil-
habeplanung ist die Berücksichtigung
der Wechselwirkungen, so gehen in
eine ICF-basierte Einschätzung noch
weiter ein: 

> Persönliche Faktoren, z. B. Alter, ge-
wünschter Lebensstil

> Die gegenwärtige Situation wird als
beeinflusst von Umweltfaktoren ver-
standen: Dies gilt nicht nur für die
materielle, technische und natürli-
che Umwelt, sondern auch für die
soziale. Dabei ist vor allem die Ein-
stellung des Umfeldes mit zu berück-
sichtigen. Ein Beispiel: Die Tatsache,
in einer eigenen Wohnung zu leben,
hat „durchschlagende“ Wirkungen
auf Lebensstil, Hilfebedarf und Selbst-
einstellung wie auch auf Kosten.

> Besonders wichtig ist die Vorschrift,
systematisch die Umweltfaktoren in
der Beschreibung mit zu berücksich-
tigen, das gilt sowohl für die mate-
rielle Lage als auch die Einstellung
von professionellen Begleiter(inne)n
wie auch die von Freunden und An-
gehörigen. 

Gleichwohl schafft die Einbezie-
hung von ICF neue Gefährdungen des
Dialogs in der Teilhabeplanung: 

> Das Einbeziehen von ICF in Pla-
nungsinstrumente verschärft die Fra-
ge der Expertendominanz und der
Verständlichkeit: Die Kodierung (al-
phanumerisch) und die Sprache ist
nicht unmittelbar alltagsverständlich.

> ICF ermöglicht zwar eine Inte-

gration der Anforderungen aller
Rehabilitationsträger, aber auch de-
ren schematisierender Standards:
Zum Beispiel werden im Rahmen
der medizinischen Rehabilitation be-
stimmten Diagnosegruppen die häu-
figsten funktionalen Beeinträchti-
gungen zugeordnet (Core-Set), der
Rehabilitationserfolg wird am Grad
der funktionellen Verbesserung ge-
messen (bei jedem Item muss der
Grad der Beeinträchtigung einge-
schätzt werden; nur Items, die Ver-
besserungen zeigen, weisen auf Re-
habilitationserfolge hin). Die statis-
tische Auswertung der Beeinträchti-
gungen und Rehabilitationserfolge
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Das Einbeziehen von ICF in Planungsinstrumente
verschärft die Frage der Expertendominanz und 
der Verständlichkeit.



(Prädiktoren) ermöglicht günstige
Rehabilitationsprognosen, ein Effekt
den man als „creaming“ (NICAISE
& BOLLENS 2007) bezeichnen
kann. Er bedeutet, dass nur diejeni-
gen „teure“ Programme bezahlt be-
kommen, bei denen sich von den
Prädiktoren „gute“ Erfolge voraussa-
gen lassen.

Die Bedeutung von zielorientierten
Teilhabeplanungsprozessen 

Ein wichtiger Unterschied von Teil-
habeplanung zu Einschätzskalen in der
Hilfeplanung (z. B. Einschätzung des
Hilfebedarfes in der alltäglichen Le-
bensführung) ist, dass Teilhabeplanung
sich als Prozess begreift. Teilhabepla-
nungsinstrumente sind folglich keine
Dokumente, in denen Leistungen fest-
gehalten werden, sondern Arbeitsmittel
in einem fortlaufenden gemeinsamen
Prozess. Die Anforderungen an diesen
Prozess sind wie folgt zu beschreiben: 

Von grundsätzlicher Bedeutung ist
die Zielorientierung im Prozess: Diese
ist gesetzlich verankert und von dem
fachlich-methodischen Vorgehen her
unstrittig. Über gemeinsame Ziele und
gemeinsame Arbeit zur Erreichung der
Ziele kann deutlich mehr erreicht wer-
den als bei einem Vorgehen ohne
Zieldefinitionen. 

Die Erfahrungen aus den bisherigen
Hilfeplanungsverfahren haben gezeigt,
dass es häufig schwer ist, Ziele für das
kommende Jahr in einer kurzen, aktiv
formulierten, realistischen und über-
prüfbaren Form zu beschreiben. Das
grundsätzliche Problem dieser sog.
„SMART-Vorgabe“ (spezifisch, mess-
bar, attraktiv, realistisch, terminiert1)
„beißt“ sich damit, dass meist doch
eher Zielbündel (wie etwa „Umgehen
mit Geld“) benannt werden. Ziele be-
treffen häufig ganze Lebensbereiche
und sind schwer konkret, realistisch
und verständlich zu beschreiben. Um-
gehen mit Geld heißt bei einer Planung
z. B., dass eine Person beim Einkauf
berücksichtigt, nicht das gesamte Geld
für Filme/DVDs auszugeben und auch
an Lebensmittel zu denken. Dies kann
durch geringe Geldauszahlungen, Hil-
fen beim Geld-Einteilen von Seiten des
Begleiters, Begleitung bei Einkäufen,
selbstständiges Abheben von nur gerin-
gen Beträgen, Großeinkäufe von Vor-
ratslebensmitteln u. a. m. erreicht wer-
den (für die Auswahl der Methode ist
entscheidend, auf was der/die Planen-
de sich einlassen kann, ob „gelernt“
oder „nützliche Regeln“ eingehalten

werden sollen und welche Optionen
professionell und vom Umfeld her zur
Verfügung stehen). Freitags noch Geld
für den Wochenendeinkauf von Le-
bensmitteln zur Verfügung oder am
Wochenende noch ausreichend Le-
bensmittel zu Hause zu haben, wäre
hier ein geeigneter „Anzeiger“, der
unterschiedliche Hilfestellungen – auch
in wachsender Selbstständigkeit – zu-
lässt, ohne sich für ein Jahr genau fest-
zulegen, wie Hilfe erbracht werden soll.
Ein „smartes“ Ziel müsste von der
Formulierung hier sehr viel mehr festle-
gen, z. B.: „mindestens 15 Euro an
jedem Tag noch im Geldbeutel haben“. 

Die im ITP Hessen umgesetzte Idee
ist, neben der Angabe von Zielen ergän-
zend Stichworte zu Indikatoren/An-
zeigern in diesem Bereich zu formulie-
ren, die Hinweise auf Gelingen geben.
Diese sollen der Regel folgen: Woran
würde die planende und betreffende
Person erkennen, dass der Zielbereich
im obigen Beispiel – mit Geld umgehen
können – auf die Verhältnisse des
Planenden umgesetzt erreicht wurde. 

Von noch größerer Bedeutung ist,
dass Ziele im Hilfeprozess sich auf
Lebensziele von Menschen mit Beein-
trächtigungen beziehen. Teilhabe ge-
schieht vor dem Hintergrund eigener
Lebensentwürfe, es geht um die Zu-
kunft des jeweiligen Menschen und
nicht nur um den Ausgleich von Be-
einträchtigungen oder das Wohlverhal-
ten in einer Gruppe.
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Exkurs: Zukunftsplanung 
unterstützen – was bedeutet das? 

Nicht alle Menschen mit Unterstüt-
zungsbedarfen haben Vorstellun-
gen, wie ihr Leben, ihre Zukunft
aussehen soll. Ein übliches Hilfe-
planverfahren reicht oft nicht aus,
um dies herauszufinden – es bietet
nur Platz, die langfristigen Ziele
einer Person aufzuschreiben. Es ist
insbesondere für Menschen mit er-
heblichen Beeinträchtigungen zu
empfehlen, eine persönliche Zu-
kunftsplanung (siehe hierzu auch
www.people1.de) zusammen mit
Freunden und Bezugsmitarbei-
ter(inne)n zu machen. Die Planung
eines solchen Prozesses kann aber
Inhalt eines ITP sein (vgl. EMRICH,
GROMANN & NIEHOFF 2009).

Um diese Optionen in Teilhabeplä-
nen umzusetzen, benötigt man an her-
vorgehobener Stelle Freitext in einem
Instrument, um den „Leitstern“ – eigene
Lebens(stil)ziele – unabhängig von Hil-

1 Online-Verwaltungslexikon:
www.olev.de/xyz/ziele.htm  

Integrierte Teilhabeplanung versus
Bedarfsfeststellung

Ob der – nicht nur bei Leistungsträ-
gern – verbreiteten Wünsche nach einer
wissenschaftlichen, „normorientierten“
Einschätzskala ist deutliche Warnung
angezeigt: Bei integrierter Teilhabepla-
nung ergeben nicht die Beeinträch-
tigungen fest zugeordnete „Hilfepa-
kete“ (z. B. Hilfebedarfsgruppen). Es
kann z. B. der Wunsch des Betroffenen
sein, für das Kochen keine Hilfe zu
erhalten. Weiter kann auch der Hilfe-
bedarf bei gleichem Ausprägungsgrad
einer Beeinträchtigung je nach sozia-
lem Umfeld und den Lebensverhältnis-
sen sehr weit auseinander liegen. Nor-
morientierte Verfahren schreiben so
Betreuungspraxis stationärer Einrich-
tungen fest: Jede Person, die nicht
kochen kann, benötigt Zentralversor-
gung, gekoppelt mit einer bestimmten
Gruppengröße. 

Es gilt jedoch auch: Ohne Einschät-
zen der erforderlichen Hilfen für die
Grundlagen des täglichen Lebens läuft
Hilfeplanung auf ein „Sparprogramm“
hinaus. Die Voraussetzungen für die
Umsetzung der Ziele von Menschen
mit Lernschwierigkeiten müssen mit
eingeschätzt werden. 

Das grundsätzliche Problem von
Bedarfsfeststellungsverfahren ist, dass
diese quasi die derzeitige Lebenssitua-
tion abbilden; ein Heim bietet eben
zentrale Essensversorgung und damit
kaum eine realistische Einschätzungs-
grundlage, ob und wie die planende
Person ihr Essen organisieren will und
kann. Bedarfsfeststellung als unmittel-
barer „Kurzschluss“ von Problem und
Umfang des professionellen Hilfe-
bedarfs vernachlässigt Lebenszusam-
menhänge und führt zur Sammlung von
Defiziten, um diese mit Standardset-
tings und Standarddienstleistungen zu
beantworten. 

Teilhabe als gesellschaftlicher An-
spruch stellt aber noch weitere Anfor-
derungen: Welche Hilfen im Umfeld
können/sollen vorrangig in die Teil-
habeplanung einbezogen werden? Fach-
lich gehen wir von einer „Subsidiarität“
aus, d. h. dem Vorrang natürlicher vor
professionellen Hilfen. Dies bedeutet
konkret, dass auch die Identifizierung
von möglichen Hilfen, die nur mit pro-
fessioneller Unterstützung Bestand
haben, in der Teilhabeplanung berück-
sichtigt werden muss. Wenn etwa ein

fezielen aufzuschreiben. Der ITP Hes-
sen setzt dies quasi als „Überschrift“ an
den Beginn der Seiten zur Teilhabe-
planung.



Nachbar Behördengänge gerne mit
übernimmt, wenn dafür sein Dackel
alle zwei Tage ausgeführt wird, ist hier
gegebenenfalls begleitende Assistenz
erforderlich. Dies kann Anleitung und
Nachbesprechung auf beiden Seiten
sein, sollte jedoch als Zeitbedarf für die
Betreuung vermerkt werden können,
egal ob es sich um die Unterstützung
des Nachbarn oder des Menschen mit
Lernschwierigkeiten handelt. 

Der ITP Hessen setzt darauf, dass
keine standardisierten Übertragungen
von den Ergebnissen der Hilfeplanung
zum Vorgehen geschehen. Wenn grund-
sätzlich von vielfältigen Wechselbezie-
hungen zwischen Person, Umfeld und
professionellen Hilfen auszugehen ist,
kann eine lineare Übertragung von Punkt-
werten nur in einer Festschreibung des
gegenwärtigen Zustandes und der an
Maßnahmen oder Leistungstypen orien-
tierten Erbringung münden. Damit wer-
den die Chancen auf eine flexiblere 
und zielorientierte Hilfeleistung vertan.
Folglich ist die offene Beschreibung des
geplanten Vorgehens unerlässlich. 

Das notwendige Einbeziehen des
Bereichs Arbeit und Beschäftigung

Ich habe schon mehrfach die Anfor-
derung an „integrierte“ Hilfen erwähnt.
In der Praxis läuft dies direkt auf die
grundsätzliche Fragestellung hinaus:
Wie integriere ich die Planung von
Hilfen im Bereich Arbeit/Tätigkeit?

Die bisherigen Erfahrungen zeigen:
Bedarfsfestellungsverfahren sind „wohn-
lastig“, die Bereiche Selbstsorge/Woh-
nen und Arbeit/Beschäftigung werden
getrennt geplant, im Arbeits- bzw.
Tagesstrukturbereich entsteht – wenn
überhaupt – ein doppelter Plan. Die Lö-
sung in dem neu entwickelten Verfah-
ren ITP Hessen verfolgt ein Konzept
der „Extra-Seite“: Die Seite 4 enthält
alle für den Arbeitsbereich wichtigen
Items der vorherigen und folgenden
Seiten wie zusätzliche Freifelder zur
genauen Planung. Falls Betroffene ge-
trennte Planungen wünschen, werden
eben zwei getrennte ITPs erstellt und
nicht unmittelbar miteinander abge-
stimmt. 

Teilhabeplanung geht damit über die
Planung des Vorgehens im eigenen
Dienst bzw. der eigenen Einrichtung
hinaus, die Ebene der Koordinierung
und Abstimmung von Teilhabeleistun-
gen in der Region muss bei der gemein-
samen Beschreibung des Vorgehens
berücksichtigt werden. 

Aus Erfahrung wissen wir, dass es
nicht ohne gemeinsame Absprachen

funktioniert. Treffen der „Bezugsmitar-
beiter(innen)“ aus verschiedenen Teams
und verschiedenen Anbietern mit der
planenden Person und ihres persönli-
chen Netzwerkes, ggf. den Fallmana-
ger(inne)n der Eingliederungshilfe oder
der Sozialversicherungen, sind z. B. bei
neuen oder schwierigen Hilfeplanun-
gen unbedingt nötig.

Darüber hinausgehend kann Steue-
rung und Abstimmung von Bedarfen im
Lebensraum nur über einzelfallüber-
greifende regionale Teilhabekonferen-
zen gelingen: Hilfeplanung/Teilhabe-
planung erfordert ein regionales Steue-
rungsgremium unter Beteiligung der
Leistungsträger (vgl. NERLICH &
STEINHART 2009). Hier gibt es vielfäl-
tige Möglichkeiten, die schon etablier-
ten Eingangsverfahren der Werkstatt in
Teilhabeplanungsprozesse einzubeziehen.

Regionale Steuerungsrunden

Im Bereich der Hilfen für Menschen
mit sog. geistigen Behinderungen gibt
es solche Zusammenkünfte bisher
eigentlich nur im Sinne von „Bele-
gungskonferenzen“. Vor Ort gibt es,
selbst im gleichen Bundesland, unter-
schiedliche „Realitäten“. So sind Re-
gionen, in denen wenige oder sogar nur
ein traditionell verwurzelter Anbieter
Leistungen für alle Lebenslagen einer
Zielgruppe anbieten, deutlich zu unter-
scheiden von Regionen, in denen eher
das Bild eines „Marktes von Anbietern“
zutrifft. Es gibt sowohl unterschiedliche
Träger wie auch unterschiedliche Ver-
treter dieser für bestimmte Angebots-
segmente (z. B. Arbeit/Tätigwerden).

Im Entstehen ist ja quasi auch ein
„neuer Markt“ von personenbezogenen
Dienstleistungen für Persönliche Bud-
gets. Dies betrifft sowohl privatwirt-
schaftlich gefasste Träger wie auch das
Hinzukommen privater oder nachbar-
schaftlicher Einzelpersonen, die be-
stimmte vereinbarte Dienstleistungen
selbst erbringen. Teilhabeplanung steht
hier folglich für Koordinierung als
inhaltliche Prozessverantwortung.

Mit der Forderung des Teilhabepla-
nungsinstrumentes, dass ohne konti-
nuierliche verantwortliche „Beziehungs-
person“ kein Teilhabeplan genehmigt
wird, ist folglich eine konkrete Person
als Prozessbegleitung zu verankern:

Diese erarbeitet mit der Klientin bzw.
dem Klienten die Zielplanung für einen
festgelegten Zeitraum (Care, „sorgen für“).
Dies schließt die kontinuierliche Beg-
leitung und persönliche Evaluation/
Dokumentation des Rehaprozesses und
der erbrachten Dienstleistungen (Case
Management/Alltagsbegleitung) ein.

Diese Bezugsperson soll sich zur
„unabhängigen Person“ entwickeln
können, die eine professionelle Infor-
mations- und Regiefunktion bei der
„Passung“ der Hilfen wie der Sicherung
von Qualitätsstandards der Erbringung
übernimmt. Sie stellt folglich nicht nur
mit ihrer Klientin bzw. ihrem Klienten
die integrierten Hilfen in der Teilhabe-
konferenz vor, sondern unterstützt mit
den individuellen Erfahrungen auch die
kollektive Verantwortung der regiona-
len Steuerung/Teilhabekonferenzen.

Eine Anwaltschaft für „bedarfsge-
rechte Angebote“, die Umsetzung der
Erkenntnisse aus der Nichtverfügbar-
keit von gewünschten Hilfen, fehlen-
den Ressourcen und fehlender Flexi-
bilität muss individuell gewichtet wer-
den mit dem persönlichen Prozess.
Dies kann zu einer deutlicheren Ver-
antwortungsübernahme der Leistungs-
anbieter führen und die Verfügbarkeit
schneller Lösungen in der Region för-
dern. Die wichtigste Erfahrung mit
allen bisher eingesetzten Hilfe- oder
Teilhabeplanungsverfahren ist: Sinn-
hafte Lösungen sind nur im Konsens zu
erreichen.

Folgender Zusammenhang ist deut-
lich zu machen: Personenzeit wird für
vereinbarte Leistungsziele erbracht. Sie
wird nicht über die dokumentierte
erbrachte Zeit oder die dokumentierten
Leistungen, sondern über das Errei-
chen der Ziele überprüft (Prinzip der
Wirkungsorientierung – etwa bei Per-
sönlichen Budgets schon vorgesehen). 

Kritische Einschätzung des
Gesamtprozesses 

Dialog findet immer im Spannungsfeld
Selbsteinschätzung/Fremdeinschätzung
statt, und das grundsätzliche Ungleich-
gewicht zwischen Professionellen und
Betroffenen, den „Expert(inn)en in
eigener Sache“, ist nicht zu umgehen:
Es geht um Menschen, die auf Unter-
stützung angewiesen sind. 
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Teilhabeplanung erfordert ein regionales
Steuerungsgremium unter Beteiligung der
Leistungsträger.



Die Gefahren einer offenen Ab-
schätzung liegen auf der Hand: Mitar-
beiter(innen) können Teilhabeplanung
zur eigenen Stellenabsicherung nutzen.
Ein Gegengewicht bilden hier transpa-
rente Planungsprozesse, die Funktion
der koordinierenden Bezugsperson und
ein Klima der Offenheit im Rahmen der
regionalen Teilhabekonferenzen. 

Auch mit individuell abgestimmter
Teilhabeplanung wird die Routine der
Einrichtungen weiter die erbrachten
Dienstleistungen weitgehend festlegen.
Mit einer transparenten Evaluation und
koordinierenden Bezugspersonen, die
sich nicht nur im eigenen Team für den
Entwicklungsprozess der Person enga-
gieren, kann im Sinne von lernenden
Systemen langfristig auch Einrichtungs-
praxis individueller werden. 

Die grundsätzliche Haltung, dass
Dokumentation von Mitarbeiter(inne)n
abgelehnt wird („das geht doch von der
Zeit mit den Klientinnen ab“), könnte
sich hin zur Wertschätzung des gemein-
samen Planens, des gemeinsamen Be-
sprechens und Überprüfens entwickeln
– mit einem Instrument, das relativ
schnell Ergebnisse festhalten kann. 

Die „offene“ Evaluation von Leis-
tungen („hat es was gebracht – was soll
sich ändern“) ist schwierig und interes-
sengeleitet, aber die klare Orientierung
an Zielen wird hier nützen. Insgesamt
ist die Frage des Umgangs mit Be-
schwerden (Nutzerkontrolle) wichtig:
Wie sind betroffene Menschen zu un-
terstützen, um die qualitative und nicht
nur quantitative Überprüfung der
Dienstleistungen selbst vorzunehmen
(vgl. HOFMANN & NIEHOFF 2008). 

Das Ziel von Teilhabeplanung sind
individuelle Lebensräume und Nischen
– Inklusion muss nicht nur von der
Einstellungsveränderung der Gesell-
schaft, sondern auch von den Akteuren
selbst entwickelt werden. Die eigene
Beteiligung, die eigene Lebenserfah-
rung von Menschen mit Beeinträch-
tigungen, auch für andere eine Bedeu-
tung zu haben, schafft am besten ein

Gegengewicht zum Phänomen der
„erlernten Hilflosigkeit“.

Die Option der Koordinierung auf
örtlicher Ebene schafft Möglichkeiten
und Anknüpfungspunkte – gerade auch
für Persönliche Budgets. Dabei bleibt
eine auf die Person bezogene Teilhabe-
planung wichtigstes Element, das ge-
zielt genutzt werden kann, um den
Sozialraum für diese Person zu stärken. 

Stand der Umsetzung

Derzeit arbeiten in Hessen fünf Regio-
nen mit dem neuen Instrument ITP;
Dienste und Einrichtungen für Men-
schen mit Lernschwierigkeiten sind je-
doch nur in drei Regionen einbezogen.

Nach der Erprobungsphase in Wies-
baden wurde das Instrument ITP evalu-
iert und umgestaltet, es wird jetzt
erneut in der Umsetzung in Fulda und
im Werra-Meißner-Kreis evaluiert und
steht dann als vielfach praxiserprobte
Version zur Verfügung. Erfahrungen,
insbesondere mit der Finanzierungs-
umstellung, sind unter KUNZE u. a.
(2008) veröffentlicht worden.2 Der
Landeswohlfahrtsverband Hessen wird
in der nächsten Zeit entscheiden, ob
und wann die personenzentrierte Leis-
tungssystematik in ganz Hessen einge-
führt wird.
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2 Weitere Berichte lassen sich unter 
www.lwv-hessen.de herunterladen.  

Anzeige

Lassen Sie sich nicht
abhängen!

Abonnieren Sie unseren
kostenlosen  Online-Newsletter
unter www.Lebenshilfe.de



Zu Beginn der Beratung füllt der
Anfragende einen Anmeldebogen aus.
In diesem erfragen wir einige Basis-
informationen:

> Wer fragt an? 
> Für wen wird um Unterstützung

angefragt?
> Wie lässt sich das Problem beschrei-

ben?
> Welche Versuche der Problemlösung

wurden schon unternommen?
> Welche Unterstützung erwarten Sie

durch das LVR-Institut Kompass? 
> Welche Personen könnten an der

Problemlösung beteiligt werden?

Innerhalb der einmal wöchentlich
stattfindenden Institutsbesprechung wird
die Anfrage bzw. das Anliegen des
Menschen mit Behinderung, der Eltern,
der WfbM-Betreuer(innen) oder Assis-
tent(inn)en im Betreuten Wohnen be-
sprochen. Es werden offene Fragen für
einen ersten Termin formuliert und die
Anfrage wird einem Berater bzw. einer
Beraterin aus unserem Team zugeordnet.
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Das Institut Kompass bietet Men-
schen mit geistigen und mehrfa-

chen Behinderungen Hilfe in schwieri-
gen Lebenssituationen. Dabei ist es das
Ziel, Menschen mit Behinderungen an
ihrem Lebensort eine neue Orientie-
rung zu ermöglichen. An das Institut
Kompass, in Trägerschaft des Land-
schaftsverbands Rheinland1, können
sich Menschen mit Behinderungen in
eigener Sache wenden, aber auch ihre
Angehörigen, Bezugspersonen und ge-
setzlichen Betreuer(innen) ebenso wie
persönliche Assistent(inn)en, Mitarbei-
ter(innen) und Fachkräfte aus Diensten
der Behindertenhilfe. In den Jahren
2006 bis 2009 war das Institut für über
360 Anfragen zuständig.

Aufgrund von Verhalten, welches als
unverständlich oder herausfordernd er-
lebt wird, kommt es zur Hilflosigkeit
der Betreuungspersonen und zu Situa-
tionen, in den die Persönlichkeitsrechte
und die Selbstbestimmung der Men-

schen mit Behinderung eingeschränkt
werden. In solchen Situationen stehen
die Betreuungspersonen „mit dem Rü-
cken zur Wand“ und brauchen Unter-
stützung und Beratung. Beides bietet
Kompass: Die Mitarbeiter(innen) von
Kompass beraten und informieren im
Institut in Jülich, im Elternhaus, in der
Wohneinrichtung oder in der Werkstatt
für behinderte Menschen (WfbM).
Dieser Service wird in den 14 kreisfrei-
en Städten und 13 Landkreisen der bei-
den Regierungsbezirke Köln und Düs-
seldorf angeboten. Das Institut wird
vom Landschaftsverband Rheinland
pauschal finanziert und soll zukünftig
einzelfallbezogen finanziert werden.
Diese Dienstleistung ist für die einzel-
nen Träger kostenfrei.

Beginn der Beratung

In vielen Fällen wenden sich Menschen
an uns, die sich in ihrem Leben oder in
ihrer Arbeit an einem Punkt befinden,
an dem sie „feststecken“. Hier bietet
unsere Beratung Anregungen und
Hilfestellung, das Blickfeld wieder zu
erweitern. 

Externe Beratung in festgefahrenen
Situationen 

| Teilhabe 2/2010, Jg. 49, S. 82–88

| KURZFASSUNG Die Erfahrungen der niederländischen und der deutschen Konsu-
lentenarbeit belegen, dass es sehr wohl möglich ist, massive Verhaltensprobleme bei
Menschen mit geistiger Behinderung, die teilweise schon seit Jahrzehnten bestehen, zu
lösen oder zu reduzieren. Die Hauptwirkfaktoren hierbei sind fachliche Kompetenz,
Verbindlichkeit und Transfer sowie Vernetzung. Der Hauptvorteil der externen Beratung
besteht darin, dass die externen Berater(innen) nicht in das Beziehungsgeflecht der
Institution mit eingebunden sind, demzufolge aus der Distanz heraus Fragen stellen kön-
nen, die innerhalb der Institution nicht mehr gestellt werden. 

| ABSTRACT External Consulting in Gridlocked Situations. Experiences with
external consultancy services in the Netherlands and in Germany show, that it is possible
to reduce problem behaviour of people with intellectual disabilities, even when the chal-
lenging behaviour was persisting for decades. Effective factors are professional compe-
tence, commitment, efforts to transfer strategies as well as networking. The main advan-
tage of an external consulting is that the counsellor works independently and is not part
of the institutional system, so that he or she is able to give rise to questions from anoth-
er point of view.

Es wenden sich z. B. die Mitarbei-
ter(innen) einer WfbM an uns, weil
ein Beschäftigter in der Werkstatt bei
Anforderungen aggressiv reagiert und
mit Arbeitsmaterial wirft. Dadurch
entsteht eine Gefahr für die Arbeits-
kollegen, die evtl. zum Verlust des
Arbeitsplatzes führen kann.

Die Mitarbeiter(innen) einer Wohn-
gruppe haben Probleme damit, dass
eine Bewohnerin sich selbst verletzt,
indem sie sich mit den Fäusten an den
Kopf und ins Gesicht schlägt, so dass
starke Rötungen und Schwellungen
im Gesicht auftreten.

In der Vergangenheit wurden wir bei
sehr unterschiedlichen Fragestellungen
um Rat gebeten, z. B. bei Selbstverlet-
zungen, aggressivem Verhalten, sexuel-
lem Missbrauch, Zwangssymptomen,
Depressionen und Ängsten, Süchten,
Traumata, Belastungsreaktionen, bei
Demenz. Neben klar umschriebenen
Verhaltensproblemen oder psychischen
Störungen fanden sich häufig auch
Fragestellungen, die eine Störung der
Kommunikation zwischen den Beteilig-
ten kennzeichneten, z. B. zwischen El-
tern und den Unterstützer(inne)n am
Wohnort, zwischen der Wohngruppe
und der Werkstatt, zwischen den Eltern
und der WfbM. 

Unsere Erfahrung zeigt, dass Ver-
haltensprobleme einzelner Menschen
mit Behinderung fast immer Ausdruck
einer Störung der Interaktion zwischen
dem Individuum und seiner Umwelt

1 Der Landschaftsverband Rheinland (LVR)
erfüllt als Kommunalverband rheinlandweit
Aufgaben in der Behinderten- und Jugendhilfe,
in der Psychiatrie und der Kultur. Er ist der
größte Leistungsträger für Menschen mit
Behinderung in Deutschland (www.lvr.de).  

Reinhold Braun Ingrid Elger Betty Thimianidou



sind, also Signal einer Beziehungsstö-
rung, die die betreffende Person durch
ein bestimmtes Problemmuster zu be-
wältigen sucht, das von anderen als so-
zial normabweichend und sozial uner-
wünscht eingestuft wird (vgl. HEIJ-
KOOP 2007; WÜLLENWEBER 2009).

Informationssammlung – 
„Runder Tisch“

Der Berater bzw. die Beraterin verein-
bart einen ersten Beratungstermin. Bei
diesem Termin stellen alle an der Prob-
lemstellung beteiligten Personen ein-
schließlich des betroffenen Menschen
mit Behinderung ihre Sichtweise des
Problems dar (vgl. GRABBE 2007).
Konkret bedeutet dieses, dass am
Runden Tisch im Idealfall, sofern von
Bedeutung, folgende Personen sitzen: 

> betroffene(r) Klient(in),
> Eltern, Angehörige, 
> gesetzliche(r) Betreuer(in),
> zuständige Ärzte/Ärztinnen,
> Wohngruppenmitarbeiter(innen),
> zuständige Abteilungsleitung,
> WfbM-Betreuer(innen),
> Fachdienstmitarbeiter(innen),
> Therapeut(inn)en.

Zu Beginn der Beratung geht es
zunächst darum, sich ein Bild vom
Klienten bzw. der Klientin, seinem/

ihrem Umfeld und der Problemsicht der
Beteiligten zu machen. Dabei greifen
wir auf den von uns entwickelten Fra-
gebogen zurück, der Informationen zur
Lebensgeschichte, zur Diagnose, Medi-
kation, aktuellen Lebenssituation und
Problemanalyse enthält.1

Die drei wichtigsten Fragestellungen
aus dem Fragebogen lauten:

> Detail-Beobachtung: Wie äußert
sich das stagnierende Verhalten 
auf der konkreten Verhaltensebene?
Beispiel: Statt „Herr Schmidt verhält
sich fremdaggressiv gegenüber Herrn
Müller“ muss es heißen: „Herr
Schmidt schlägt mit den Händen in
das Gesicht von Herrn Müller“.

> Rollentausch: Wie ginge es mir an-
stelle des Klienten bzw. der Klien-
tin? Welches schlechte Gefühl hätte
ich an seiner/ihrer Stelle in der Kon-
fliktsituation? Welches bessere Ge-
fühl könnte mich aus der Situation
herausholen? Zurück in die eigene
Rolle: Was kann ich tun, um im
Klienten bzw. in der Klientin das
angenehmere Gefühl zu erzeugen?

> Variation: Variiert das stagnieren-
de Verhaltensproblem im Lauf der 

Lebensgeschichte, bei unterschiedli-
chen Personen, unter unterschiedli-
chen situativen Bedingungen? Wenn
ja, was sind die Ursachen hierfür? 

Für die gemeinsamen Schritte „De-
tail-Beobachtung“, „Rollentausch“ und
„Variation“ ist eine Dokumentation
verschiedenartiger Situationen hilf-
reich, in denen das stagnierende Ver-
halten aufgetreten ist. Kompass hat des-
halb einen Beobachtungsbogen ent-
wickelt, der schnell und einfach auszu-
füllen ist (vgl. Abb. 1). Anhand des
Bogens können wir gemeinsam Lö-
sungswege aus verfahrenen Situationen
finden (vgl. SULZ 2000).

Bisher vorliegende Berichte von
Ärzt(inn)en oder stationären Aufent-
halten oder Erfahrungsberichte von El-
tern werden ebenso herangezogen. Die
Frage nach somatischen Ursachen wird
im Sinne einer Ausschlussdiagnose
regelmäßig gestellt (vgl. KNUF 2001;
SWEDO 1998). 

Wenn der Klient bzw. die Klientin
sich zu seinem/ihrem Problem äußern
kann, beteiligen wir ihn/sie regelmäßig
an den Gesprächen. Wenn das nicht der
Fall ist, bitten wir die Mitarbeiter(in-
nen), sich in die Situation der betreffen-
den Person zu versetzen und die Be-
dürfnisse stellvertretend zu formulieren.
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Abb. 1: Aufzeichnungsbogen für Herrn G. für die Mitarbeiter(innen) im Arbeits- und Förderbereich und den Gruppendienst

Datum Mitarbeitername Fremdagressionen Reaktion des
Mitarbeiters

Ursachen,
insbesondere im
emotionalen
Bereich

Ursache für
problemfreies
Verhalten

Durchgeführte
Aktivitäten und
zeitlicher Umfang

Erläuterung zum Aufzeichnungsbogen:

In die Spalte „Fremdaggressionen“ wird ein senkrechter Strich eingetragen, sobald Herr G. mit der Hand Mitbewohner
oder Mitarbeiter ins Gesicht schlägt.

In die Spalte „Reaktion des Mitarbeiters“ wird eingetragen, wie der Mitarbeiter auf das fremdaggressive Verhalten reagiert
hat, also zum Beispiel: „Herr G. wurde verbal zurechtgewiesen“ usw.

In die Spalte „Ursachen, insbesondere im emotionalen Bereich“ soll eingetragen werden, welche Ursache, sofern 
ersichtlich, aus Sicht des Mitarbeiters für das fremdaggressive Verhalten vorlag. Beispiel: Herr G. fühlte sich unsicher,
überfordert, orientierungslos, vernachlässigt, gegängelt, er wollte mehr Zuwendung, als möglich war.

Wenn Herr G. kein fremdaggressives Verhalten bei einem bestimmten Mitarbeiter zeigt, soll in die Spalte „Ursache für
problemfreies Verhalten“ eingetragen werden, was eventuell die Ursache hierfür war, wie z. B. das Stimmungsbild von
Herrn G., das eigene Stimmungsbild, die Ausgeglichenheit der Mitbewohner usw.

In die Spalte „Durchgeführte Aktivitäten und zeitlicher Umfang“ soll der Mitarbeiter kurz eintragen, welche Einzelaktivi-
täten er mit Herrn G. in welchem zeitlichen Umfang durchgeführt hat. Beispiel: Fußball spielen von 14.00 bis 14.30 Uhr.

1 Dieser Fragebogen steht auf der Homepage
vom LVR-Institut Kompass zum Download 
zur Verfügung: www.konsulenten.lvr.de  
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Im oben beschriebenen Beispiel der
Klientin, die sich selbst schlug, wurde
klar, dass sie ein Bedürfnis nach
Information und Kontakt hatte, wenn
sie die Mitarbeiterinnen bis zu 30 Mal
am Tag fragte: „Wer ist morgen im
Dienst?“ Erst nachdem dieses klar
war, konnten die Mitarbeiterinnen
auf dieses Bedürfnis eingehen, und
die Selbstverletzungen reduzierten
sich deutlich.

Herr L. wurde in der Werkstatt für be-
hinderte Menschen durch aggressives
Verhalten gegenüber Gruppenleitun-
gen und Mitarbeiter(inne)n auffällig.
Der Beobachtungsbogen zeigte, dass
das aggressive Verhalten durch das
hohe akustische Reizniveau in der Ar-
beitsgruppe begünstigt wurde. Nach-
dem Herr L. in eine Gruppe mit weni-
ger akustischen Reizen gewechselt
war, zeigte er kein aggressives Verhal-

Außer gegenüber dem Klienten bzw.
der Klientin fühlen sich die Kompass-
Mitarbeiter(innen) gegenüber nieman-
dem verpflichtet. Auch bestehen keine
institutionellen Verbindlichkeiten. So
können auch Fragen gestellt werden,
die vielleicht niemand mehr stellt. Als
Mitarbeiter(in) einer Institution kön-
nen manchmal eingefahrene Bezie-
hungsstrukturen nicht mehr unbefan-
gen hinterfragt werden, wenn institu-
tionelle Zwänge existieren. Um als Be-
rater(in) die Fähigkeit zu offenen Fra-
gen nicht zu verlieren, ist eine Distanz
zur Einrichtung unbedingt notwendig;
aus diesem Grund setzen die niederlän-
dischen CCE (Centrum voor Consul-
tatie en Expertise), die das holländische
Pendant zu Kompass sind, Konsu-
lent(inn)en nicht mehr als dreimal in
der gleichen Einrichtung ein.

Zielvereinbarung

Im Anschluss an die Informationserhe-
bung wird zusammen mit den beteilig-
ten Personen überlegt, welches Verhal-
ten im Fokus der Arbeit stehen soll und
welche realistischen Veränderungsziele
angestrebt werden sollen. Wenn Verhal-
tensweisen nicht von außen durch
Konsequenzen gesteuert werden kön-
nen (vgl. SCHULTHEISS 2007; THEU-
NISSEN 2008), sondern aufgrund in-
nerer Spannungszustände oder Wahr-
nehmungsverarbeitungsprobleme auf-
treten, muss überlegt werden, welche
Möglichkeiten die Assistent(inn)en
überhaupt haben, das Problemverhal-
ten zu beeinflussen. Oft ist dann nur
eine indirekte Beeinflussung über Ver-
änderungen im Umfeld möglich.

ten mehr. Erst als auch dort ein sehr
lauter Beschäftigter aufgenommen wur-
de, traten die Aggressionen wieder auf.

Für die Zielbestimmung ist ebenfalls
wichtig zu klären, welche Ressourcen im
Umfeld zur Verfügung stehen, um an der
Veränderung des Problemverhaltens zu
arbeiten. Gibt es eine Bezugsperson, die
die Verantwortung für die Koordination
der weiteren Arbeit übernimmt, wird das
Team ausreichend durch die Leitung un-
terstützt, sind die personellen Ressour-
cen ausreichend und gut koordiniert?
Gibt es Fortbildungsbedarf zu bestimm-
ten Themen, die das Problemverhalten
betreffen, z. B. Demenz, Kommunika-
tion, Deeskalation? 

Erst wenn klar ist, dass alle Beteilig-
ten an einem gemeinsamen Verände-
rungsziel arbeiten wollen und dieses
Ziel auch realistisch ist, kann mit der
konkreten Planung der Veränderungs-
schritte begonnen werden. 

Planung der Veränderungsschritte 

Ausgehend von der Zieldefinition be-
ginnen wir dann, mit den Beteiligten
ein Konzept für die Intervention zu
erarbeiten. Der Interventionsplan, aus
dem hervorgeht, was die nächsten
Schritte sind und wer für was verant-
wortlich ist, hat oft nur vorläufigen
Charakter und wird immer wieder der
aktuellen Situation angepasst.

Durch die Fokussierung der Auf-
merksamkeit der Beteiligten auf die
Person mit Behinderung und ihr Prob-
lem kommt es oft schon zu einer Ver-
änderung der problematischen Situa-

Bei Herrn G. wurde ein Aufzeich-
nungsbogen benutzt. In der ersten
Sitzung war den Mitarbeiter(inne)n
vom Berater des Instituts Kompass
erklärt worden, was im verhaltensthe-
rapeutischen Sinn unter Verstärkung
und Löschung von Problemverhalten
und unter der Verstärkung unproble-
matischer Verhaltensweisen verstan-
den wird. 

Obwohl der Aufzeichnungsbogen
zunächst nur einen diagnostischen
Zweck erfüllen sollte, setzten die
Mitarbeiter(innen) ihn bereits zur
Löschung des Problemverhaltens und
zur Verstärkung unproblematischer
Verhaltensweisen ein, was dazu führ-
te, dass das Problemverhalten erheb-
lich reduziert werden konnte.

Die Erfahrung hat gezeigt, dass
Verhaltensprobleme häufig Folge einer
Störung der Interaktion zwischen dem
Menschen mit Behinderung und sei-
nem Umfeld sind, deshalb wird großen
Wert darauf gelegt, die Interaktion zu
verbessern und die Begleiter(innen)
darin zu unterstützen, die Fähigkeiten
des Menschen mit Behinderung zu ver-
bessern, seine Situation positiv zu be-
einflussen. Videoanalyse ist dabei ein
gutes Instrument, um zusammen mit
den Begleiter(inne)n das Handeln zu
reflektieren. Oft wird bei der Betrach-
tung der Videosequenzen deutlich, wie
der Mensch mit Behinderung selbst
versucht, seine Umgebung positiv zu
beeinflussen, und es ergeben sich neue
Ansatzpunkte und Perspektiven, die
dann weiter verfolgt werden können.

tion, bevor erste Interventionsschritte
umgesetzt werden. So kann allein
schon die Beobachtungsaufgabe dem
Team wichtige Hinweise auf Bedin-
gungen für problematisches Verhalten
geben, das dann vielfach schon spontan
verändert wird. 

Herr H., der wegen starker Unruhe
und Schubsen von Mitbewohnern
beim Institut Kompass angemeldet
wurde, zeigt sich z. B. beim morgend-
lichen Rasieren sehr ruhig und ko-
operativ. Er hält den Kopf ruhig und
hat Blickkontakt zu der Mitarbeite-
rin. Im Team entstand bei der Beo-
bachtung der Szene die Idee, dass 
die Mitarbeiter(innen) häufiger auf
Blickkontakt achten wollten, um 
zu prüfen, ob dann Interaktionen
ruhig verlaufen.

Bei Frau R. wurde schon in der Kind-
heit ein atypischer Autismus festge-
stellt. Sie zeigte bereits in früher Ju-
gend aggressive Ausbrüche, die u. a. die
Zerstörung ihrer Zimmereinrichtung
zur Folge hatten. Sie wurde häufig in
psychiatrische Behandlung eingewie-
sen, da sich die Mitarbeiter(innen) in
der Wohngruppe nicht mehr zu helfen
wussten.

Die Informationserhebung kam zu
dem Ergebnis, dass Frau R. sehr emp-
findlich auf Überforderung reagiert und
dass eine klare Strukturierung des
Tagesablaufs und Rituale ihr Sicherheit
und Orientierung geben. Die Einfüh-
rung eines Tagesplans, der immer wie-
der mit ihr besprochen und mit ihr
zusammen aktualisiert wird, sieht Zei-
ten mit Aktivitäten und Zeiten für Ent-
spannung vor. Je nach Bedarf wird er
angepasst.



Wenn Frau M. von ihrem Stiefvater in
der frühen Kindheit und Jugend perma-
nent entwertet und nach jedem Wo-
chenendbesuch bei ihm ihre Brille zer-
stört wurde, geht es darum, dass sie die
bisher verdrängte Aggressivität gegen-
über dem Stiefvater spürt, ihn begrenzt,
wenn er sie abwertet, generell spürt, in
welchen Lebensbereichen sie wertvoll
ist, ihm gegenüber zum Ausdruck bringt,
dass sie aus vielerlei Gründen sehr
wohl ein sehr wertvoller Mensch ist.

leises Kind, heulte immer heimlich
auf ihrem Zimmer, wenn es ihr
schlecht ging, und setzte sich nie zur
Wehr. Als Jugendliche betreute sie
dann häufiger die Kinder ihrer
Schwester. Im Rahmen dieser Be-
treuung wurde sie dann von ihrem
Schwager sexuell missbraucht. Sie
redete mit niemandem über diesen
sexuellen Missbrauch, betreute die
Kinder ihrer Schwester weiterhin und
wurde weiter sexuell missbraucht. Sie
ließ diesen Missbrauch über sich
ergehen, wie sie die bedürfnisfeindli-
che Atmosphäre in ihrem Elternhaus
über sich ergehen ließ, behielt alles
für sich und blieb leise. 

Mit Playmobilfiguren war es mög-
lich, die Szenen aus ihrem Elternhaus
darzustellen, ihr Verhalten in der
Missbrauchsszene, wie sie sich heute
gegenüber einem Mann verhalten
würde, der versucht, sich ihr gewalt-
sam zu nähern. Es war für Frau G.
möglich, die Wut und Aggressivität zu
spüren, die mit den Erfahrungen im
Elternhaus und mit dem Missbrauch
verbunden waren. Sie realisiert heute,
dass sie sich als erwachsene Frau
durchaus zur Wehr setzen kann und
laut werden darf und kann dies auch
auf der Verhaltensebene umsetzen.
Die Einzeltherapie wurde beendet, als
sich die Symptome auf ein für sie
erträgliches Maß reduziert hatten.

Frau G. mit geistiger Behinderung lei-
det an Schlafstörungen, da sie immer
wieder von dem sexuellen Missbrauch
in ihrer Jugend träumt. Außerdem fällt
es ihr schwer, gegenüber ihrem mo-
mentanen Lebenspartner ihre Bedürf-
nisse zu äußern. Im Rahmen der Ein-
zeltherapie kristallisiert sich heraus,
dass sie in einem sehr autoritären El-
ternhaus groß wurde. Ihr Vater war der
„Kommandant“, dem sich auch ihre
Mutter unterordnete. Sie ließ alle „An-
ordnungen“ über sich ergehen, war ein
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Oft wird bei der Besprechung im
Team deutlich, dass die Mitarbei-
ter(innen) nur sehr wenig über das Le-
ben der ihnen anvertrauten Menschen
wissen. In solchen Situation bitten 
wir darum, mit Bezugspersonen, Freun-
d(inn)en oder Angehörigen Kontakt
aufzunehmen, um mehr über die Le-
bensgeschichte der Person zu erfahren.
Bei Herrn F. wurden folgende Infor-
mationen zusammengetragen:

Herr F., der aus der Wohngruppe in
ein neues Appartementhaus umgezo-
gen war, fiel dort durch sein übermä-
ßiges Bedürfnis nach Kontakt auf. Er
lief den Mitarbeiter(inne)n immer
wieder hinterher und nahm auch
keine Rücksicht auf die Intimsphäre
seiner Mitbewohner. Wenn diese z. B.
bei der Körperpflege unterstützt wur-
den, drängte er sich ins Bad und woll-
te seine Wünsche sofort erfüllt haben.
Die Betrachtung der Lebensgeschich-
te ergab, dass er in der Vergangenheit
immer wieder Beziehungsabbrüche
erlebt hatte, schon sehr früh aus dem
Elternhaus in ein Kinderheim aufge-
nommen worden war und sich wäh-
rend seiner Heimkarriere immer wie-
der an neue Bezugspersonen ge-
wöhnen musste. Seine langfristigen 
Beziehungen bestanden am Arbeits-
platz, wo er seinen angestammten
Platz lange Jahre innehatte. Auch dort
forderte er viel Aufmerksamkeit,
konnte sich aber eher zurücknehmen
und abwarten als in der Wohngruppe,
wo er immer sehr drängte und sich in
den Vordergrund zu stellen versuchte.
Es wurde im Team deutlich, dass er
langfristige Beziehungen braucht und
kontinuierliche Bezugspersonen ver-
misst, die ihm Sicherheit geben. Durch
die Angst, die Beziehung zu den Mit-
arbeiter(inne)n zu verlieren, sucht er
immer wieder deren Aufmerksamkeit,
und sein Verhalten wird zum Problem
für sein neues Umfeld.

Die Kenntnis der Lebensgeschichte
und der biografischen Umstände ist ein
wichtiges Instrument und für den Men-
schen mit Behinderung ein Anzeichen
für Akzeptanz und Wertschätzung (vgl.
WEINBERGER 1980), das allen Betei-
ligten hilft, in eine Beziehung auf
Augenhöhe einzutreten. Vielfach fin-
den sich in den Lebensgeschichten der
Menschen mit Behinderung und
schwierigen Verhaltensweisen Informa-
tionen über Vernachlässigung in der
Kindheit, Gewalterfahrungen, Bin-
dungsstörungen und sehr frühe Institu-
tionskarrieren, die Auswirkungen bis
ins Erwachsenleben haben. 

Immer wiederkehrende Fragestel-
lungen in Bezug auf das stagnierende
Verhaltensproblem sind: 

> War der Klient bzw. die Klientin be-
reits früh emotional unterversorgt?

> Liegen traumatische Erlebnisse vor
(vgl. REDDEMANN 2001)?

> Wie früh begann seine/ihre Institu-
tionskarriere? 

> Welche emotionalen Grundbedürf-
nisse wurden bereits in der frühen
Kindheit nicht erfüllt?

> Wurden ihm/ihr vielleicht aufgrund
der Behinderung zu wenig Grenzen
gesetzt? 

> Fühlte er/sie sich bereits früh einsam
oder hatte zu wenig Rückzugsmög-
lichkeiten? 

> Konnte er/sie aufgrund des Verhal-
tens der Eltern und des Umfeldes ein
Selbstwertgefühl entwickeln?

> Gibt es ein Lebensthema im Sinne
eines unerfüllten Wunsches, das den
Klienten bzw. die Klientin schon
lange Zeit beschäftigt? 

> Verhielt sich der Klient bzw. die
Klientin in bestimmten Lebens-
bereichen schon immer ambivalent?
Hatte er/sie z. B. Sehnsucht nach
Nähe und gleichzeitig Angst davor? 

Es geht darum herauszufinden, wel-
che emotionalen Erlebnisse die Lebens-
geschichte des Klienten bzw. der Klien-
tin bis heute so geprägt haben, dass sie
bedeutsam sind für sein/ihr stagnieren-
des Verhaltensproblem (vgl. MENT-
ZOS 1984; LORENZER 2002). 

In der Lebensgeschichte finden sich
aber auch Anhaltspunkte für Ressour-
cen, wie frühere Interessen, Hobbys
oder Erfolge.

Die frühere Lehrerin von Frau R.
berichtet, dass Frau R. schon immer
das Sorgenkind der Gruppe gewesen
sei, dass sie in der Schule sehr schöne
Kreuzsticharbeiten gemacht und Tier-
filme sehr gern gehabt habe.

Diese Informationen lassen sich nut-
zen, um zu prüfen, ob diese Interessen
evtl. wieder aktiviert werden und dem
Menschen mit Behinderung so Erfolgs-
erlebnisse ermöglicht werden können
oder an gute vergangene Zeiten ange-
knüpft und erinnert werden kann. 

Die unterschiedlichen Konzepte und
Interventionspläne werden immer wie-
der im Team des LVR-Instituts Kom-
pass besprochen, reflektiert und er-
gänzt. Wo dies sinnvoll erscheint, zieht
Kompass auch noch externe Ex-
pert(inn)en hinzu.



Da Herr K. in der Wohngruppe, in der
er lebt, immer wieder auffälliges
Verhalten gegenüber Mitarbeitern
zeigt, wie Brillen herunter schlagen,
an den Händen kratzen, an den
Haaren ziehen, am Hals festklam-
mern und würgen, schlagen oder tre-
ten, ist er über lange Zeiten am Tag in
seinem Zimmer isoliert. 

Als die  Mitarbeiter gefragt werden,
welche Bedürfnisse sie bei Herrn K.
vermuten, kommen sie zu folgenden
Aussagen: 
> Ich wünsche mir ein intensives

und spannendes Leben
> Ich will das, was ich will, jetzt und

so lange ich es will
> Ich will zufrieden sein mit mir, aber

lasst mich in Ruhe
> Ich will hier und jetzt leben
> Ich würde gerne die Dinge in mei-

nem Leben besser verstehen und
benötige da viel Hilfe
Hieraus folgt: Autonomie im „Hier

und Jetzt“, Abwechslung und Unter-
stützung sind die zentralen Bedürf-
nisse.

Bei der Konzeptentwicklung wird
versucht, ihm diese Bedürfnisse zu er-
füllen und seine Teilhabe am Grup-
penleben sukzessive zu verbessern.
Die Zeiten, die er mit ausgewählten
Aktivitäten in der Gruppe verbringt,
werden geplant, dokumentiert und
verbindlich eingehalten. Ein Tages-
plan mit TEACCH-Elementen wird
mit ihm erarbeitet, der ihm Sicherheit
und besseres Verständnis garantiert.
Es gibt eine Person im Team, die
darauf achtet, dass das Anliegen von
Herrn K. im Bewusstsein des Teams
bleibt und Vereinbarungen eingehal-
ten werden.

Nach unserer Erfahrung sind Ver-
bindlichkeit und Transfer die wichtigs-
ten Voraussetzungen für das Gelingen
der Intervention in Wohneinrichtun-
gen oder Werkstätten für behinderte
Menschen. Auf der konkreten Ebene
ausgedrückt bedeutet dies Folgendes: 

Für Herrn S., der vor einem Jahr einen
Mitarbeiter in einer eskalierten Situa-
tion mit dem Messer bedroht hatte,
wurden im Team in der Beratung

Verbindlichkeit und Transfer,
fachliche Kompetenz 

Wie schon zuvor beschrieben sind die
einzelnen Schritte des Beratungspro-
zesses in der Praxis nicht immer scharf
zu trennen. Kompass versucht jedoch,
mit den beteiligten Personen klare
Handlungsvereinbarungen zu treffen,
die in der Praxis erprobt werden. Dabei
hat es sich als positiv erwiesen, wenn
eine Person im Umfeld des Klienten
bzw. der Klientin die Regie und Verant-
wortung für die Umsetzung übernimmt,
z. B.:

1. sollte ein(e) Mitarbeitende(r) im zu-
ständigen Team die Hauptverant-
wortung tragen für die Bearbeitung
des vorliegenden Verhaltenspro-
blems. Diese Person sollte ebenso
Sorge dafür tragen, dass dieses
Thema regelmäßig in den einzelnen
Teamsitzungen behandelt wird. Eine
Voraussetzung hierfür ist, dass die
Teamsitzungen regelmäßig, für alle
Beteiligten verbindlich und in einem
Abstand von höchstens vier Wochen
stattfinden. 

2. sollten im Alltagsleben der Wohn-
gruppe eine kontinuierliche Doku-
mentation bezüglich der Umsetzung
der Interventionsstrategien und eine
Erfolgskontrolle stattfinden. Diese
Dokumentation muss täglich pro
Schicht nicht mehr als fünf Minuten
in Anspruch nehmen. Wenn es
Schwierigkeiten gibt: Was waren z. B.
die Gründe dafür, dass die Doku-
mentation nicht stattfand? Lassen
sich diese Ursachen beseitigen? 

3. sollte ein fachlicher Input bezogen
auf das Problem stattfinden. An jeder
Teamsitzung sollte ein(e) Mitarbei-
ter(in) in Leitungsfunktion teilneh-
men, der/die ein bestimmtes fachli-
ches Qualifikationsniveau mitbringt.
Dies kann eine Diplom-Pädagogin,
ein Diplom-Psychologe oder ein
Sozialpädagoge, eine Sozialarbeite-
rin oder eine Heilpädagogin sein,
der/die gegebenenfalls auch über
eine pädagogische oder therapeuti-
sche Zusatzqualifikation verfügt.
Wenn diese Voraussetzung nicht er-
füllt ist, leisten Berater(innen) des
Instituts Kompass die fachliche
Information. 

Überprüfung des Konzepts und
Anpassung 

Nachdem mit den Beteiligten Ziele ver-
einbart worden sind, das Konzept erar-
beitet worden ist und mit der
Umsetzung begonnen wurde, gibt es
weitere Termine mit dem Institut
Kompass, in denen die Ergebnisse
reflektiert werden. In der Regel werden
Termine im Abstand von vier bis sechs
Wochen im Team vereinbart, um die
weitere Arbeit zu reflektieren, anzupas-
sen und weiterzuentwickeln.
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Herr P. hat seit einiger Zeit große
Schwierigkeiten, seinen Arbeitsplatz in
der WfbM zu erreichen, da er, nach-
dem er aus dem Bus ausgestiegen ist,
zwanghaft bestimmte Wege auf dem
Hof abgehen muss. Er kommt dann oft
erst nach anderthalb Stunden an seinen
Arbeitsplatz. Zum Arbeitsende braucht
er ebenfalls sehr lange, um zum Bus zu
gelangen, so dass die übrigen Mitfah-

rer(innen) auf ihn warten müssen.
Wenn er am Arbeitsplatz ist, arbeitet
er zügig und motiviert. Er äußert sich
positiv über die Arbeit und die
Gruppenleiter. 

Zunächst werden Interventionen
zur Beeinflussung seines Verhaltens
durch die Mitarbeiter der WfbM aus-
probiert. Es wird versucht, ihn verbal
zu motivieren, es wird eine Begleit-
person für ihn abgestellt, es wird ihm
angeboten, einen anderen Ausgang zu
benutzen. Es wird versucht, das Ver-
halten über Konsequenzen zu beein-
flussen. Diese Interventionen führen
jedoch nicht zum gewünschten Er-
folg. Er holte die Rituale zu einem
späteren Zeitpunkt nach, und die
Dauer verlängert sich soweit, dass er
für seine reguläre Arbeit keine Zeit
mehr hat. 

Nach nochmaliger Abklärung der
Diagnose in einer Fachambulanz, mit
dem Ergebnis, dass Herr P. mit der
kognitiven und emotionalen Bearbei-
tung seiner Probleme überfordert ist,
wird die intensive Einbeziehung der
Eltern als letzte Möglichkeit erwogen. 

Die Werkstatt beantragte einen
Einzeltransport, der den Eltern die
Möglichkeit gibt, ihren Sohn vom Bus
zum Arbeitsplatz und am Feierabend
wieder zum Bus zu begleiten. In An-
wesenheit der Eltern kann Herr P.
zügig die Wege bewältigen und ist
rechtzeitig am Arbeitsplatz und am
Bus. 

Nach und nach wird die Anwesen-
heit der Eltern wieder reduziert, und
Herr P. ist in der Lage, seine Wege
wieder ohne Hilfe zu bewältigen.

Erfolgskontrolle

Die Überprüfung der Ergebnisse führt
häufig dazu, dass Handlungspläne an-
gepasst werden müssen. Oft müssen die
Beteiligten dazu einen Schritt zurück-
gehen und noch einmal reflektieren, bis
wohin es gut ging und an welcher Stelle
es wieder schwierig wurde. Was hat zur
Veränderung der Situation beigetra-
gen? Gab es Veränderungen im Be-
treuerteam, im häuslichen Umfeld, am
Arbeitsplatz? Was hat zu einer positi-
ven Veränderung der Situation beige-
tragen? Können die Mitarbeiter(innen)
die Problematik jetzt mit anderen
Augen sehen, haben sie neue Erkennt-
nisse gewonnen, wissen sie in zukünfti-
gen schwierigen Situationen besser,
was zu tun ist?



noch einmal die Handlungsalterna-
tiven zusammengestellt, die die Mitar-
beiter als hilfreich in Krisensituation
erachten.

Dabei entstand folgende Liste: 
> Herrn S. empfehlen, eine Runde

ums Haus zu laufen,
> ihn bestärken, wenn er selbst den

Wunsch äußert rauszugehen,
> mit den anderen Bewohner(inne)n

den Raum verlassen, 
> sich sofort dem Problem von Herrn

S. zuwenden, sein Problem hat
Vorrang,

> scharfe Messer nicht liegen lassen,
gleich wegräumen,

> Kollegen zur Unterstützung dazu-
holen,

> ihn ablenken oder verwirren, z. B.
indem man ihn auffordert, die Poli-
zei zu rufen, 

> für die Mitteilung unangenehmer
Dinge einen ruhigen Ort und eine
entspannte Zeit wählen sowie auf
die eigenen Körpersignale achten.

xen Fragestellungen die Ressourcen
einer Region optimal genutzt werden.
Je nach Fragestellung organisieren 
wir die Zusammenarbeit mit Beratungs-
stellen, z. B. Pro Familia, den Koordi-
nierungs-, Kontakt- und Beratungs-
stellen des LVR, Fachärzt(inn)en, Am-
bulanzen und Kliniken, Logopä-
d(inn)en, Ergotherapeut(inn)en, Ju-
gendhilfe etc. 

Die Beratungen des Instituts Kom-
pass werden entweder von den beiden
Psychologen oder der Heilpädagogin
selbst geleistet, es werden externe Be-
rater(innen) engagiert oder mit Case-
manager(inne)n kooperiert. Ein Case-
manager ist eine langjährig in der
Unterstützung von behinderten Men-
schen erfahrene Person mit einer Zu-
satzqualifikation, z. B. Video-Home-
training, TEACCH, Heilpädagogik,
Biografiearbeit u. a. Die Aufgabe des
Casemanagers besteht darin, den
Personen vor Ort bestimmte Fähigkei-
ten im Alltag zu vermitteln und deren
Anwendung in Form eines „Training on
the job“ zu unterstützen.

Kompass wird in Zukunft nicht nur
die eigenen Dienstleistungen beständig
fachlich weiterentwickeln, sondern auch
durch Leistungsbeschreibung und Ver-
netzung den bedarfsgerechten Zugang
behinderter Menschen und ihrer Be-
treuer(innen) zu anderen Fachdiensten
im Rheinland erleichtern. 

Evaluation und Qualitätssicherung

Die Universität zu Köln in Person von
Frau Professor Monika SEIFERT hat
die Arbeitsweise des Konsulenten-
teams wissenschaftlich untersucht und
die Wirksamkeit bestätigt (vgl. SEI-
FERT 2004). Vor allem stagnierende
fremd- und selbstverletzende Verhal-
tensweisen konnten in Häufigkeit und
Intensität verringert werden.

Das Institut Kompass sichert seine
Qualität durch die Vernetzung mit den
niederländischen CCE, die über 18
Jahre Erfahrung in der Konsulenten-
arbeit verfügen. Bei gemeinsamen Fall-
konferenzen werden schwierige Fälle
und Dilemmata in der Beratung bespro-
chen, und es wird gemeinsam im Eu-
regio-Projekt Hand in Hand an der
Weiterentwicklung der Konsulenten-
arbeit gearbeitet. Das Deutsch-Nieder-
ländische Euregioprojekt Hand in
Hand verfolgt das Ziel, die Lebens-
situation von Menschen, die sozial auf-
fällige Verhaltensweisen zeigen, zu ver-
bessern.3
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Die Liste gibt den Mitarbeiter(inne)n
die Sicherheit, dass sie auch in eskalie-
renden Situationen verschiedene Hand-
lungsalternativen haben und auch
schwierige Situationen meistern kön-
nen. Der Mensch mit Behinderung hat
ebenfalls gelernt, dass er Dinge tun
kann, um ein Eskalieren von Konflik-
ten zu verhindern. Die Beteiligten sind
aus der Handlungsverlegenheit wieder
zum Handeln gekommen und konnten
sich aus der festgefahrenen Situation
befreien. 

Leider stellen wir häufig fest, dass
die Ergebnisse der Beratungen inner-
halb des Teams nur unzulänglich kom-
muniziert werden und dass die erarbei-
teten Erfahrungen in einigen Teams
nach einer Zeit wieder verloren gehen.
Eine neue, festgefahrene Situation
kann entstehen. Manchmal hat dies
damit zu tun, dass die Teamzusammen-
setzung wechselt oder andere The-
men in den Vordergrund treten, dass
die Aufmerksamkeit und Achtsamkeit
nachlässt und sich alte Gewohnheiten
wieder einschleichen. Deshalb ist es
wichtig, nach einer Zeit die Verein-
barungen zu überprüfen und evtl. zu
ergänzen oder anzupassen. 

Vernetzung 

Das Institut Kompass vernetzt alle
Personen, die an der Problemstellung
beteiligt sind. Häufig sitzen diese
Personen zum ersten Mal an einem
gemeinsamen Tisch, wenn der erste
Beratungstermin vereinbart wird. Der
Rückgriff auf Unterstützungsangebote
vor Ort trägt dazu bei, dass bei komple-

Fazit

Die Erfahrungen der niederländischen
und deutschen Konsulentenarbeit bele-
gen, dass es sehr wohl möglich ist, fest-
gefahrene Verhaltensweisen zu verän-
dern und neue Perspektiven zu schaf-
fen. Die Lebensqualität der Menschen
mit geistiger Behinderung und speziel-
lem Unterstützungsbedarf wird verbes-
sert und ihre Chancen zur Teilhabe
gestärkt. 

Oft geht es nicht darum, mehr des-
selben zu tun, sondern mit Abstand das
anzusehen, was getan wird, und zu prü-
fen, wie es anderes getan werden kann,
um zu einem besseren Ergebnis zu
kommen. Die Hauptwirkfaktoren hier-
bei sind fachliche Kompetenz, Vernet-
zung, Verbindlichkeit und Transfer.
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> Gemeindenahe Ansprechbarkeit und
Dienste (z. B. Beratung der Familien,
Bildung, Freizeit) werden eingefor-
dert. Menschen mit Behinderung
müssen darin gestärkt werden, zu
Gestalter(innen) ihres eigenen Le-
bens zu werden, und die Chance
erhalten, ihr soziales Umfeld selber
auszuwählen. Wir brauchen mehr
Unterstützer für als Bevormunder
von Menschen mit Behinderung.
Eine verstärkte Mitgestaltung im po-
litischen Raum ist auf Dauer erfor-
derlich. Gesundheitsfördernde und
soziale Netzwerke müssen aufgebaut
und begleitet werden.

> Gemeindenahe Dienste sollen die
tatsächliche Wahlfreiheit (z. B. Woh-
nen, Arbeiten) unterstützen und
Wohn- und Arbeitsplätze in der
Gemeinde schaffen.

> Aktives bürgerschaftliches Engage-
ment lebt die Lebenshilfe aktiv vor,
muss jedoch um „nicht betroffene“
Bürger(innen) ergänzt werden, um
Unterstützungsangebote erweitern
zu können. Das bürgerschaftliche
Engagement der Menschen mit Be-
hinderung ist ebenso netzwerkartig
auszubauen.

Zur Umsetzung der Lebenshilfe
Center

Aufgrund dieser Überlegungen haben
wir als Lebenshilfe NRW „Regionale
Bürgerzentren“ eingefordert, für die wir
nach verbandlicher Diskussion den
Begriff „Lebenshilfe Center“ gewählt
haben. Lebenshilfe Center sind zu ver-
stehen als strukturelle Zusammenfas-
sung von zurzeit über 20 ambulanten
Maßnahmen, die Schritt für Schritt auf-
gebaut werden und vor allem miteinan-
der verzahnt werden. Drei Aufträge
haben die Lebenshilfe Center: Infor-
mation, Beratung und Service.

Die Lebenshilfe Center müssen sich
in Top-Lage und stadtzentral befinden
und barrierefrei sein. Es ist nicht not-
wendig und finanzierbar, großflächige
Geschäftsräume in teuren Lagen einzu-
richten, sondern eher ein „Front-Of-
fice“- und ein „Back-Office“-Bereich.
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Information – Beratung – Service
Die Idee der Lebenshilfe Center
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| KURZFASSUNG Lebenshilfe Center sind ein struktureller Zusammenschluss von über
zwanzig ambulanten Diensten. Lebenshilfe Center sollen Wegweiserfunktion in der
Region übernehmen. Sie sind im engen Netzverbund zu gestalten und gemeindenah zu
organisieren. Der Ausbau des Bürgerschaftlichen Engagements und die Unterstützung
zur Teilhabe der Menschen mit Behinderung ist Grundvoraussetzung für Lebenshilfe
Center. Lebenshilfe Center sind stadtzentral und barrierefrei.

| ABSTRACT Information, Counselling, Service: The Idea of the Lebenshilfe
Center . „Lebenshilfe Center“ combine more than twenty ambulant services under one
roof. Lebenshilfe Center should have the task to guide the persons with disabilities, to
provide information about and coordinate between services in the region. They should
act in close cooperation with other institutions in the community, build up civic engage-
ment and citizenship as well as support people with disabilities to participate in society.
Lebenshilfe Center should be accessible and close to the city.

Zur Entwicklung der Lebenshilfe
Center

In einer Vorsitzenden-, Geschäftsfüh-
rer- und Lebenshilferatkonferenz des
Landesverbandes Lebenshilfe Nord-
rhein-Westfalen 2007 mit über 80 Ver-
tretern der Orts- und Kreisvereinigun-
gen haben wir uns intensiv mit Fragen
beschäftigt, wie Menschen mit Behin-
derung künftig leben wollen, welchen
Beitrag wir von der Gesellschaft erwar-
ten, welche Ziele wir auch als Selbst-
hilfeorganisation ins Auge fassen müs-
sen und wie wir die Ziele, vor allem in
unserer Netzstruktur, bundes-, landes-
weit und regional umsetzen können.

Dabei kristallisierten sich insbeson-
dere folgende Punkte heraus:

> Wir benötigen ein breites Netzwerk
vor Ort, das über viele ambulante
Maßnahmen für Menschen mit
Behinderung und andere Angebote
informiert, berät und unterstützt.

> Die Teilhabe der Menschen mit
Behinderung an der Bürgergesell-
schaft muss aktiv gewollt und unter-
stützt werden. Unterstützerkreise
müssen verstärkt aufgebaut und pro-
fessionelle „Brückenbauer“ aus- und
fortgebildet werden, unter Einbezie-
hung des bürgerschaftlichen Engage-
ments. Die Verschiedenheit aller
Mitbürger(innen) – egal welcher
Nationalität, behindert oder nicht-
behindert – ist ein Reichtum unserer
Gesellschaft. Die Lebenshilfe muss
aufklärend arbeiten, Bewusstseins-
bildung betreiben, selber vorleben
und initiativ wirken.
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Lebenshilfe Center sind „offene
Foren“ für zentrale Themen der
Gemeinden. Ressourcen sind in der
Gemeinde zu erschließen und regionale
Partnerschaften mit Übernahme von

Verantwortung aufzubauen. Lebens-
hilfe Center

> sind „Brückenbauer“ in die Gemeinde.
> suchen und kooperieren mit Part-

nern der Lebenshilfe (z. B. Betriebe,
Kommunen).

> kooperieren mit allen interessierten
Vereinen, Schulen, Behörden, Kir-
chen u. a.

> initiieren das Gemeinsame, die Teil-
habe in der Gemeinde.

> bieten allen Bürger(inne)n eine Platt-
form für ein Bürgerschaftliches En-
gagement als Basis der Lebenshilfe
Center.

> fördern Bürgerschaftliches Engage-
ment von Menschen mit geistiger
Behinderung.

> vernetzen die regionalen Akteure
und vermitteln Angebote (z. B.
Betriebspraktika für Menschen mit
Behinderung, Berufsvorbereitendes
Soziales Jahr).

Informations-, Beratungs- und
Serviceangebote der Lebenshilfe
Center

Die Angebote der Lebenshilfe Center
sind vielfältig:

> Beratung von Familien und Men-
schen mit Behinderung

> Familienunterstützende Dienste
> Bildung, Erholung, Kunst, Musik,

insbesondere auch in Vernetzung
mit regionalen und landesweiten
Anbietern

> Rechtsberatung in Zusammenarbeit
mit Juristen der Landesverbände und
der Bundesvereinigung Lebenshilfe

> Aus-, Fort- und Weiterbildungs-
angebote für haupt- und ehrenamtli-
che Mitarbeiter(innen), insbesonde-
re durch Vernetzung

> Unterstütztes Wohnen in der Ge-
meinde

> Berufliche Qualifizierung, Weiterbil-
dung und Schaffung von gemeinde-
nahen Arbeitsplätzen für Menschen
mit Behinderung

> Durchführung von Gesprächen, Dis-
kussionen mit betroffenen und
nichtbetroffenen Personen

> Herausgabe einer eigenen Zeitung
(in NRW: Lebenshilfe journal): Über
diese Zeitung, die in NRW in über 30
Orten mit Auflagen zwischen 10.000
und 30.000 Exemplaren viermal im

Jahr erscheint, wird breite Öffent-
lichkeitsarbeit betrieben. Ein großer
Teil wird über Lebenshilfe-Partner
(z. B. Bäcker, Metzger, Cafés) ver-
teilt, zum Teil auch über regionale
Agenturen direkt in die Haushalte.
Über die Gewinnung der Lebens-
hilfe-Partner sollen verstärkt Kon-
takte in die Unternehmerschaft und
zu Mitarbeiter(inne)n der Betriebe
hergestellt sowie langfristig das kon-
krete bürgerschaftliche Engagement
gefördert werden. Die Firmen kön-
nen andererseits im Rahmen ihrer
Unternehmensphilosophie deutlich ma-
chen, dass sie sich sozial engagieren.

> Unter „Lebenshilfe-TV“ werden
auch Web-TV-Auftritte gestaltet.

> Durchführung generationsübergrei-
fender Veranstaltungen (als Projekte
des Miteinanders von Jung und Alt),
z. B.:
- Jugendliche helfen Senioren z. B. im

Umgang mit modernen Medien
- Schüler(innen) wirken als „Tande-

mer“ in Wohneinrichtungen oder
im Unterstützten Wohnen mit (z. B.
zum Unterhalten, Spazierengehen
usw.)

- Miteinander sprechen, voneinan-
der lernen, zusammen in der Ge-
meinde leben und gemeinsam krea-
tiv werden

- Sozialpraktika in der Schule
Ab 2020 wird in Deutschland Hoch-
rechnungen zufolge ein Drittel der
über 65-Jährigen keine eigenen Kin-
der oder Enkel mehr haben. Soziale
Kontakte sind in der Gemeinde also
nicht nur für Menschen mit geistiger
Behinderung aufzubauen, sondern zu-
nehmend für breitere Bevölkerungs-
schichten (z. B. Rentner, Singles). Ge-
rade die Unterstützung zum Aufbau
von gemeindenahen bzw. nachbar-
schaftlichen Kontakten ist vonnöten.

> Ansprechstelle für ausländische Bür-
ger(innen) (Lebenshilfe NRW hält 
z. B. Informationsmaterial in türki-
scher Sprache vor)

> Programmangebote („Lebenshilfe for
you“) für junge Menschen, um sie für
unsere Arbeit zu gewinnen (bei
Ausstellungen in Schulen mitwir-
ken, Schülerpraktika u. a.)

> Berufsvorbereitende Praktika für
Schüler(innen) von Förderschulen
vermitteln und gemeindenah mit den
Schulen initiieren (siehe Konzept
Lebenshilfe NRW, Institut für beruf-
liche Weiterbildung NRW)

> Angebote im Rahmen der Pflegever-
sicherung vermitteln oder selbst auf-
bauen (z. B. Verhinderungspflege)

> Vorhalten niederschwelliger Ange-
bote (z. B. Haushalts-, Reinigungs-
hilfen, Kinderbetreuung, Senioren-
betreuung, Haushütung, Hausmeis-
terdienste, Gartenarbeiten, Fami-
lienhilfen im Rahmen des Unter-
stützten Wohnens)

> Kurzzeitunterbringung von behin-
derten und nicht behinderten Kin-
dern und erwachsenen Menschen
mit Behinderung aufbauen und orga-
nisieren

> Mobilität schaffen, um Menschen
mit Behinderung mehr Teilhabe in
der Gemeinde zu ermöglichen

> Reha- und Breitensportangebote
> Sozial- und Rechtsberatung
> Selbsthilfeförderung (z. B. Aufbau

und Begleitung von Lebenshilferäten
vor Ort), Präventionsmaßnahmen

> Unterstützte Kommunikation
> Vermittlung von Ausbildungsmög-

lichkeiten und Praktika (z. B.
Sozialhelfer(innen), Heilerziehungs-
pfleger(innen))

> Landesweite und regionale Vermitt-
lung vom Berufsvorbereitenden So-
zialen Jahr (BSJ) und Zivildienst-
leistungen, Freiwilliges Soziales Jahr

Lebenshilfe Center mit
Wegweiserfunktion in der Region

Das Netzwerk in NRW soll EDV-unter-
stützt arbeiten, so dass von jedem Le-
benshilfe Center viele regionale und
landesweite Serviceangebote abgerufen
werden können. Wenn z. B. in Olpe
nach einem BSJ-Angebot oder einer
Zivildienststelle in Bielefeld nachge-
fragt wird, soll es über das EDV-System
schnell möglich sein, entsprechende
Angebote zu vermitteln. 

Auch wenn Eltern häufig in letzter
Minute nach einem Freizeitangebot fra-
gen, soll ihnen schnell und zuverlässig in
jedem Lebenshilfe Center in NRW die
offenen Angebote aller Anbieter der Le-
benshilfe dargeboten werden. Die „am-
bulanten“ Angebote können auch um
„stationäre“ Angebote erweitert werden.

Wir müssen uns deutlich machen,
dass wir Eltern von Menschen mit
schweren Behinderungen auf dem Weg
nicht alleine lassen dürfen und sie
ebenso in „inklusive“ Netzwerke einbe-
ziehen müssen. Unterstütztes Wohnen 
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Ressourcen in der Gemeinde erschließen, 
regionale Partnerschaften aufbauen.



z. B. muss es auch für Menschen mit
schwerer Behinderung geben.

Eltern suchen heute bewusst nach
Alternativen zu den bestehenden Ange-
boten, teils auch in Abgrenzung zu den
traditionellen Angeboten. Von allen
gewünscht ist mehr Individualität für
ihr Kind, mehr Selbstbestimmung,

räumliche Nähe zu den Eltern und ein-
gebettete Angebote in eine gesellschaft-
liche Gemeinschaft vor Ort. Deshalb
brauchen wir Lebenshilfe Center als
strukturellen Zusammenschluss in der
Gemeinde bzw. Stadt, um flankierende
Nahräume und persönliche Netzwerke
von Menschen mit Behinderung aufzu-

bauen, kurzum: „Brückenbauer“, „Un-
terstützer auf Augenhöhe“. Bürger-
schaftliches Engagement ist ein not-
wendiges Element aller ambulanten
(und auch stationären) Angebote.

Inklusion dürfen wir nicht nur dem
großen Engagement einzelner Mitar-
beiter(innen) überlassen, sondern müs-

sen dies konzeptionell und strukturell
verankern. In diesem Zusammenhang
ist die Qualität unserer Unterstüt-
zungsleistungen daran zu messen, ob
diese tatsächlich zu mehr Teilhabe-
chancen für Menschen mit geistiger
Behinderung führen.

Lebenshilfe Center sollen ein Bei-
spiel dafür sein, wie es gelingen kann,
Wegweiserfunktion in der Region zu
übernehmen. Ein solches Angebot, das
Information, Beratung, Service ver-
eint, kann auch einen Beitrag dazu 
leisten, Menschen mit geistiger Be-
hinderung von der gesellschaftlichen
Unsichtbarkeit zu befreien, ein positi-
ves Bild von Menschen mit Behinde-
rung zu vermitteln und aufzuzeigen,
dass Vielfalt im menschlichen Zu-
sammenleben notwendig und gewinn-
bringend ist.

Der Autor:

Hans Jürgen Wagner

Landesgeschäftsführer Landesverband
Lebenshilfe NRW e. V.,
Abtstr. 21, 50354 Hürth

landesverband@lebenshilfe-nrw.de@

i
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Flankierende Nahräume und persönliche Netzwerke
von Menschen mit Behinderung sind aufzubauen.
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„Um Menschen mit Behinderungen eine unabhängige Lebensführung und die volle Teilhabe in

allen Lebensbereichen zu ermöglichen, treffen die Vertragsstaaten geeignete Maßnahmen mit

dem Ziel, für Menschen mit Behinderungen den gleichberechtigten Zugang zur physischen

Umwelt, zu Transportmitteln, Information und Kommunikation, einschließlich Informations-

und Kommunikationstechnologien und -systemen, sowie zu anderen Einrichtungen und 

Diensten, die der Öffentlichkeit in städtischen und ländlichen Gebieten offenstehen oder für 

sie bereitgestellt werden, zu gewährleisten.“

Aus der UN-Behindertenrechtskonvention

„Da die Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe ihre volle Wirkung nur dann entfalten kann,

wenn sie sozialräumlich unterstützt wird, ist für die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen

und Senatoren für Arbeit und Soziales der Länder bedeutsam, die inklusive Sozialraum-

gestaltung zu fördern.“

Aus dem Beschlussprotokoll der Arbeits- und Sozialministerkonferenz in Berchtesgaden (2009)

„Berücksichtigung von Selbsthilfe und Sozialraum: Instrumente und Verfahren der Bedarfs-

ermittlung und Hilfeplanung müssen sich auf die Mobilisierung der Ressourcen des behinderten

Menschen fokussieren und nicht an seinen Defiziten orientieren. Dies bedeutet, dass sie 

zum Ziel haben müssen, eigene Ressourcen des Menschen mit Behinderung (Selbsthilfe)

und/oder seines sozialen Umfelds (Ehrenamt, Bürgerschaftliches Engagement, Nachbarschaft,

Bürgerhilfe, Familienselbsthilfe) wahrzunehmen und nach Möglichkeit in die Hilfegestaltung

einzubeziehen.“

Aus den Empfehlungen des Deutschen Vereins für öffentliche und private Fürsorge e. V. zur

Bedarfsermittlung und Hilfeplanung in der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen (2009)

Aus den Empfehlungen des Deutschen Vereins für öffentliche und private Fürsorge e. V. zur 
Bedarfsermittlung und Hilfeplanung in der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen (2009)



Im Auftrag des Bundesministeriums
für Arbeit und Soziales wird am Be-

rufsbildungswerk St. Franziskus Abens-
berg (Bayern) ein Modellprojekt zum
Persönlichen Budget durchgeführt un-
ter dem Titel: „Einsatzmöglichkeiten
des Persönlichen Budgets bei der sozia-
len und beruflichen Inklusion von
Menschen mit autistischen Syndromen
anhand konkreter Beispiele aus der
beruflichen Rehabilitation“.

Die Ergebnisse der bisher durchge-
führten Projekte zur beruflichen Teil-
habe (vgl. BAUMGARTNER, DAL-
FERTH & VOGEL 2009) haben
gezeigt, dass die Nachhaltigkeit der
Rehabilitationsmaßnahmen in Abhän-
gigkeit von einem Arrangement der Le-
bensumstände und passgenauer indivi-
dueller Unterstützung steht. Im Rah-
men der Laufzeit des Projekts (3/2009
bis 12/2010) soll erkundet werden, in-
wieweit das Persönliche Budget nutz-
bar gemacht werden kann, um behinde-
rungsbedingte Barrieren bei der Inklu-
sion von Menschen mit autistischen Be-
hinderungen überwinden zu können.

Das Untersuchungsdesign sieht vor,
im Rahmen einer bundesweiten Befra-
gung von Nutzer(inne)n und Interes-
sent(inn)en Hemmschwellen bei der
Beantragung und Inanspruchnahme
des Persönlichen Budgets und hinsicht-
lich ihres Unterstützungs- und Bera-
tungsbedarfs ausfindig zu machen.
Gleichfalls gilt es zu erkunden, in wel-
chen Lebensbereichen (Arbeit, Woh-
nen, Lebenspraxis, Freizeit, Schule,
soziale und berufliche Integration)
Menschen mit Autismus Hilfen benöti-
gen, die sich in einem Persönlichen
Budget bündeln lassen. 

Etliche Fragebögen für Budgetneh-
mer(innen) und Budgetinteressent(inn)en
wurden bereits versandt und werden
gegenwärtig ausgewertet. Ein Hand-
lungsleitfaden zur Beantragung eines
Persönlichen Budgets für Personen mit
Autismus in verständlicher Sprache
wurde erstellt und steht zum Versand
bereit. Interessent(inn)en können bei
der Beantragung des Persönlichen Bud-
gets Unterstützung finden. Im Verlauf
der nächsten Wochen wird ein Chat
Room zur Onlineberatung eingerichtet.

Es ist beabsichtigt, eine Übersicht
der relevanten budgetfähigen Leistun-

gen zu erstellen und Interessent(inn)en
zugänglich zu machen. Die Ergebnisse
werden bis Jahresende in einem Ab-
schlussbericht abgebildet sowie in
Fachzeitschriften publiziert.

Personen aus dem autistischen
Spektrum, die an einem Persönlichen
Budget interessiert sind, sind weiterhin
aufgerufen, sich an das Projektteam zu
wenden, ebenso wie Angehörige und
Personen, die bereits ein Persönliches
Budget beantragt haben oder erhalten.
Die Fragebögen können unter www.
bbw-abensberg.de (Projekt Autismus)
heruntergeladen werden.

LITERATUR:  

BAUMGARTNER, Frank; DALFERTH,
Matthias; VOGEL, Heike (2009):
Berufliche Teilhabe für Menschen aus
dem autistischen Spektrum (ASD).
Heidelberg: Winter.

Kontakt:

Projektleitung:
Heike Vogel

Dipl.-Sozialpäd. (FH)

heike.vogel@bbw-abensberg.de

Projektkoordination:
Kathrin Hainzlmeier

Dipl.-Sozialpäd. (FH)

kathrin.hainzlmeier@bbw-abensberg.de

Wissenschaftliche Begleitung: 
Prof. Dr. Matthias Dalferth

Hochschule für angewandte
Wissenschaften Regensburg, 
Fakultät für angewandte
Sozialwissenschaften

matthias.dalferth@soz.fh-regensburg.de

Weitere Informationen:

www.bbw-abensberg.de@
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Persönliches Budget für Menschen 
mit autistischen Syndromen



Epilepsien kommen bei Menschen
mit geistiger Behinderung in einer

Häufigkeit von ca. 16 bis 20% vor.
Allerdings sind die Ergebnisse entspre-
chender Studien keineswegs einheit-
lich, oft werden sie von Auswahlfak-
toren beeinflusst, wie eine Literatur-
übersicht und jüngste Erfahrungen von
MAYER & FINZEL (2009) zeigen.

Bei Menschen mit geistiger Behinde-
rung ist das Risiko, zusätzlich zur Epi-
lepsie eine psychische Krankheit zu be-
kommen, etwa zehnmal größer. Für das
Auftreten paranoider Psychosen mit
wahnhaften Symptomen gibt es bei
Menschen mit Epilepsie mehrere Risi-
kofaktoren, wie lange Krankheitsdauer,
fehlende Anfallsfreiheit, komplex-
fokale Anfälle oder therapieresistente
Absencen; auslösend können aber auch
bestimmte Medikamente sein (z. B.
Ethosuximid, Phenytoin oder Vigabatrin).

Darüber hinaus ist relativ oft mit
dem Auftreten von Persönlichkeitsver-
änderungen, affektiven Störungen und
Verhaltensauffälligkeiten zu rechnen.
Auch nichtepileptische (psychogene)
Anfälle sind nicht selten und bereiten
dann besondere diagnostische und the-
rapeutische Schwierigkeiten. Die psy-
chiatrische Versorgung dieser Patienten
ist vielfach noch unzureichend und
muss dringend verbessert werden – ent-
sprechend den „Potsdamer Forderun-
gen“ (siehe Teilhabe 3/09).

Auch bei Kindern ist die Häufigkeit
des Auftretens psychischer Störungen
im Verlauf von Epilepsien wegen der
zugrunde liegenden Hirnfunktionsstö-
rung gegenüber gesunden Kindern er-
höht. Die Komorbidität, d. h. das Vor-
kommen zusätzlicher Erkrankungen,
bezieht sich dann vor allem auf autisti-

sche Syndrome, Zwangs- und Angst-
störungen sowie auf das heute so oft
diagnostizierte Aufmerksamkeitsdefizit-
syndrom (vgl. ERNST 2009).

Für die Behandlung von Epilepsie-
patient(inn)en mit geistiger Behinderung
gibt es eine Reihe neuer Medikamente,
die z. T. gewisse Vorteile gegenüber den
seit Jahren gebrauchten Mitteln bieten
(vgl. FRÖSCHER & UHLMANN 2009;
MARTIN & BERGER 2009) und damit
eine bedenkenswerte Alternative dar-
stellen, vor allem wenn es zum Auftreten
psychischer Störungen kommt.

Wesentliche Kriterien für die Aus-
wahl der Antiepileptika sind ggf. Zu-
lassungsbestimmungen (auch in Ab-
hängigkeit vom Alter), Verabreichungs-
form (Tabletten, Saft, Injektion) und
Kosten (neu entwickelte Mittel sind
meist besonders teuer). Bei fokalen
Epilepsien gelten Carbamazepin, neuer-
dings Lamotrigin und Levetiracetam,
als Mittel der ersten Wahl, ihre Wirkung
unterscheidet sie nach verschiedenen
Studien nicht wesentlich voneinander.
Bei generalisierten und unklassifizier-
ten Anfällen wird nach den „Leitlinien
für Diagnostik und Therapie in der
Neurologie“ weiterhin Valproat emp-
fohlen, das nur geringe, dann meist
günstige bzw. keine Veränderung im
Verhalten bewirkt. 

Allgemein ist festzustellen, dass die
Wirksamkeit der Antiepiletika bei
Patient(inn)en mit geistiger Behinde-
rung der bei anderen Epilepsie-
patient(inn)en entspricht und dass
auch die möglichen Nebenwirkungen
ganz ähnlich sind. Offensichtlich haben
sich bisher vor allem Lamotrigin und
Topiramat sowie Levetiracetam und
Stiripentol als Alternative zu den bisher

gebräuchlichen Medikamenten (Phe-
nobarbital, Phenytoin, Carbamazepin,
Ethosuximid) bei Menschen mit geisti-
ger Behinderung bewährt. Bei diesen ist
es jedoch oft nicht einfach, Verän-
derungen von psychischen Funktionen,
Verhalten und geistiger Leistungsfähig-
keit sicher zu beurteilen. Neue Medi-
kamente sollten deshalb immer sehr
langsam, vorsichtig eindosiert und be-
züglich ihrer Wirkung besonders gut
beobachtet werden, falls möglich mit
geeigneten Testverfahren bzw. durch
Videodokumentation. Zuerst wird im-
mer eine Monotherapie angestrebt, bei
schwer behinderten Menschen sind
aber nicht selten mehrere Mittel nötig,
was die Beurteilung dann zusätzlich
erschwert (vgl. MARTIN & BERGER
2009). Gute Erfahrungen im Umgang
mit den Patient(inn)en und eine kriti-
sche Indikationsstellung sind deshalb
wesentliche Voraussetzungen dafür,
mögliche Vorteile neuer Medikamente
richtig zu nutzen, ohne auf altbewährte
Mittel zu verzichten.

LITERATUR:  

ERNST, J.-P. (2009): Psychiatrische
Komorbidität bei Kindern mit Epilepsie.
In: Zeitschrift für Epileptologie 22 (3),
138–142.
FRÖSCHER, W.; UHLMANN, C. (2009):
Neue Antiepileptika in der Behandlung
von Epilepsiepatienten mit geistiger
Behinderung im Jugendlichen- und
Erwachsenenalter. In: Nervenheilkunde 
28 (8), 540–547.
MARTIN, P.; BERGER, A. (2009):
Antikonvulsive Behandlung erwachsener
Epilepsiepatienten mit geistiger
Behinderung. Zusatztherapie mit
Stiripentol. In: Zeitschrift für Epileptologie
22 (3), 170–174.
MAYER, T.; FINZEL, M. (2009):
Psychiatrische Störungen bei Menschen
mit Epilepsien und Intelligenzminderung.
In: Zeitschrift für Epileptologie 22 (3),
143–151.

Gerhard Neuhäuser, Linden
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Erhöhtes Risiko für psychische
Erkrankung bei Menschen mit 
geistiger Behinderung und Epilepsie

Das Wissenschafts- und Kompetenz-
zentrum der Stiftung Leben pur

prämiert im Rahmen seiner Jahrestagung
2011 eine Arbeit, die sich mit einem der
Themen Wohnen, Freizeit oder Arbeit
bei Menschen mit schwersten Behin-
derungen auseinandersetzt. Der Preis

steht unter dem Motto: „Erwachsen
werden – Zukunft gestalten“.

Als schwerstbehindert gelten Men-
schen, die zur Befriedigung ihrer Grund-
bedürfnisse in allen Lebensbereichen in
hohem Maß auf umfassende Hilfe und

das Verständnis ihrer Mitmenschen an-
gewiesen sind. Basale, körpereigene
Kommunikation ist oftmals die einzige
Ausdrucksmöglichkeit, die dieser nicht-
sprechenden Personengruppe zur Ver-
fügung steht. 

Zur Einsendung aufgerufen werden: 

> herausragende wissenschaftliche Ar-
beiten oder solche, die besonders
innovativ oder anwendungsorien-

Förderpreis Leben pur 2011
ausgeschrieben
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Sehen Sie Engagement mal von der
anderen Seite

Der ehrenamtliche Einsatz engagierter
Bürger(innen) für Menschen mit

geistiger Behinderung stellt einen wertvol-
len Beitrag für diesen Personenkreis dar.
Aber Menschen mit Behinderung sind
nicht nur Hilfeempfänger(innen), sondern
können und möchten auch selbst Unter-
stützung leisten. Sie werden für andere
oder für eine gute Sache aktiv, arbeiten in
der Freiwilligen Feuerwehr, helfen im Na-
turschutz oder im Stadteil-Café.

Dieses Engagement von der anderen
Seite zu zeigen, ist die Intention des

Werbematerials, das die Bundesver-
einigung Lebenshilfe gemeinsam mit
der Gesellschafter-Initiative der Aktion
Mensch entwickelt hat: Wechselbild-
Karten, bei denen sich je nach Blick-
winkel des Betrachters das Bild verän-
dert, lassen eine andere Perspektive auf
Menschen mit Behinderung entstehen.

Weitere Informationen:

Bestellmöglichkeit unter:

www.lebenshilfe-aktiv.de

@

i

Online-Galerie und
Ausdrucksforum

Die Online-Galerie für „Insider Art“
(www.insiderart.de) stellt Werke von

Künstlerinnen und Künstlern mit Behin-
derung aus und gibt ihnen Möglichkeiten,
ihre Arbeiten einem breiten interessierten
Publikum zu zeigen. Die Galerie versteht
sich als Kunstvermittler und will durch
prominente Kuratoren und Gastautoren
sowie zahlreiche andere Aktivitäten die-
ser Kunst Zugänge eröffnen, Begeisterung
wecken und Diskussionen entfachen. 

Mit „Insider Art“ wird ein Begriff
eingeführt, der ein modernes und wert-
schätzendes Menschen- und Kunstver-
ständnis ausdrücken, eine große Band-
breite künstlerischen Schaffens ver-
einen will und das zentrale Anliegen
signalisiert: Teilhabe von Künstlerinnen
und Künstlern mit Behinderung am
Kunstgeschehen.

Auch das Internetportal forum-
lichtblick.ch möchte Menschen mit und
ohne Behinderung ein leicht zugängli-
ches Ausdrucksforum zur Verfügung
stellen. Zu vorgegebenen Themen wer-
den Autor(inn)en ermutigt, Ihre Werke
einzureichen und sich einzubringen:
malend, schreibend, fotografierend,
sprechend, diktierend usw. 

Projekte und Themen der Seite werden
im Redaktionsteam von Menschen mit
und ohne Behinderung gemeinsam fest-
gelegt. Das sog. „aktuelle Thema“ wech-
selt alle zwei Monate und wird im Vo-
raus angekündigt. Zu bisherigen Themen
gehörten u. a.: Liebe, Reise, Gesundheit/
Krankheit, Träume, Himmel und Hölle.

Über das Ausdrucksforum soll der
Austausch von Menschen mit und ohne
Behinderung gefördert und ein Beitrag
zur weiteren Verankerung der wert-
schätzenden Sicht auf Menschen mit
Behinderung als kompetente Mitglieder
der Gesellschaft geleistet werden.

Kontakt:

Online-Galerie für Insider Art
„Kunst kennt keine Behinderung“ 

Geschäftsleitung: Bea Gellhorn
c/o PublicCreations
Hans-Otto-Str. 5, 10407 Berlin

gellhorn@insiderart.de

www.insiderart.de

Redaktion forum-lichtblick.ch 

Rätusstr. 19, CH-7000 Chur 

info@forum-lichtblick.ch

www.forum-lichtblick.ch

@

@

i

Fotos: Hans D. Beyer 

tiert sind und damit eine hohe prak-
tische Relevanz aufweisen,

> Konzepte oder Projektbeschreibun-
gen aus Einrichtungen, Schulen etc.,
die sich mit der theoretischen und/
oder praktischen Erarbeitung oder
Umsetzung des Themas beschäftigen.

Mit der eingereichten Arbeit soll ein
Beitrag zur Verbesserung der Lebens-
qualität von Kindern, Jugendlichen
oder Erwachsenen mit schwersten Be-
hinderungen geleistet werden. Der

Preis ist mit 3.000 € dotiert. Einsende-
schluss ist 30. November 2010.

Kontakt:

Wissenschafts- und Kompetenzzentrum
der Stiftung Leben pur

Dr. Nicola Maier-Michalitsch
Adamstr. 5, 80636 München

michalitsch@stiftung-leben-pur.de

www.stiftung-leben-pur.de

@

i
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BUCHBESPRECHUNGEN

Autorinnen und Autoren bearbeitet
worden sind, bleibt es nicht aus, dass
die einzelnen Beiträge sowohl von ihrer
inhaltlichen Darstellung wie auch vom
Umfang her sehr unterschiedlich aus-
fallen. Sie reichen von einer sehr kur-
zen zwei- bis vierseitigen Vorstellung
eines Konzeptes bzw. einer Methode
bis hin zu umfänglichen, 16-seitigen
Darstellungen. Auf jeden Fall bieten
alle Skizzen einen guten kurzen bis län-
geren Überblick über die 74 Hand-
lungskonzepte und Methoden. Allen
Skizzen ist eine Literaturauswahl bei-
gegeben, über die sich Möglichkeiten
zu weiteren Vertiefungen ergeben.

Der Darstellung der einzelnen Hand-
lungskonzepte und Methoden wird eine
Einführung der Herausgeber vorange-
stellt, in der es im Wesentlichen um Be-
griffsklärungen unterschiedlicher Art
und um eine kurze Skizzierung der Zie-
le von heilpädagogischen Handlungs-
konzepten und Methoden geht. Eine Be-
trachtung über die Bedeutung der auf-
gezeigten Methoden und Konzepte hin-
sichtlich der Professionalität heilpäda-
gogischen Handelns schließt das Buch ab.

Das vorliegende Buch ist nach den
Vorstellungen der Herausgeber als

Nachschlagewerk konzipiert. Es soll
einen Überblick über Handlungskon-
zepte und Methoden vermitteln, die in
der heilpädagogischen und sozialen
Arbeit mit Kindern, Jugendlichen, Er-
wachsenen und alten Menschen zur
Anwendung kommen. Zudem soll mit
diesem Buch auch der immer wieder
beklagten Unübersichtlichkeit hin-
sichtlich von Konzepten, Methoden
oder Verfahren in der Behindertenhilfe
entgegengewirkt werden. Dabei begren-
zen die Herausgeber ihre Betrachtung
nicht nur auf das traditionelle Metho-
denrepertoire der Heilpädagogik, son-
dern beziehen Konzepte mit ein, die
aus der Sozialen Arbeit hervorgegangen
sind oder aber in anderen Ländern eine
große Beachtung finden.

Immerhin werden in dem Buch 74
unterschiedliche Handlungskonzepte
und Methoden vorgestellt, die unter elf
Themenschwerpunkten zusammenge-
fasst zur Darstellung kommen. Da diese
Handlungskonzepte und Methoden
von einer großen Gruppe verschiedener

Georg Theunissen, Ernst Wüllenweber (Hg.)

Zwischen Tradition und Innovation
Methoden und Handlungskonzepte in der Heilpädagogik
und Behindertenhilfe

2009. Marburg: Lebenshilfe. 496 Seiten. 29,50 €. ISBN 978-3-88617-211-5

Leider setzen sich die Herausgeber
nicht mit der Bedeutung bestimmter
Konzepte und Methoden an sich ausei-
nander. So hatte Georg Feuser schon
vor vielen Jahren betont, dass Integra-
tion in ihrer Konsequenz die Absage an
das bestehende segregierende Erzie-
hungs- und Bildungssystem bedeutet.
In diese Absage bezog er auch die in
diesem System entfalteten didaktischen,
methodischen und therapeutischen
Prozesse mit ein, denn vielen in der
Segregation herausgebildeten und prak-
tizierten Maßnahmen seien segregie-
rende Akzente eigen. Infolgedessen las-
sen sich bestimmte Maßnahmen dieser
Art nicht so ohne Weiteres in eine inte-
grative pädagogische Praxis transformie-
ren, vielleicht müssten sie auch ganz
aufgegeben werden. Leider wird die Be-
deutung dieses Aspektes im Umgang
mit Konzepten und Methoden nicht
von den Herausgebern aufgegriffen. In
einzelnen Beiträgen sind jedoch durch-
aus entsprechende Aspekte zu finden.

Das vorliegende Buch ist auf jeden
Fall empfehlenswert – nicht nur, um als
Grundlage für eine an diesen und viel-
leicht auch noch anderen Konzepten
und Methoden ausgerichtete Professio-
nalisierung zu dienen, sondern auch für
eine kritische Auseinandersetzung mit
diesen Handlungskonzepten und Me-
thoden im Einzelnen. Auch eine derar-
tige kritische Auseinandersetzung muss
Bestandteil professionellen Handelns
sein bzw. werden.

Norbert Störmer, Görlitz

Deutscher Kinderhospizverein (Hg.)

Begleiten – Abschiednehmen – Trauern
Kinder mit lebensverkürzender Erkrankung

2008. Düsseldorf: Selbstbestimmtes Leben. 174 Seiten. 14,90 €. ISBN 978-3-910095-73-1

Verschiedene Erkrankungen, wie z. B.
Krebs, Muskeldystrophie oder Stoff-

wechselstörungen, können die Ursache
für eine Lebensverkürzung von Kindern
und Jugendlichen sein. Sie stellen die be-
troffenen Kinder, ihre Familien und die
Menschen, die sie z. B. in der Schule
begleiten, vor die Aufgabe, sich mit die-
ser gravierenden Lebensveränderung aus-
einanderzusetzen. Oft bringt diese er-
zwungene Um- und Neuorientierung die
Beteiligten an ihre physischen und psy-
chischen Grenzen. 

Dem deutschen Kinderhospizverein
ist mit dem vorliegenden Buch eine
Verknüpfung verschiedener Perspek-
tiven und Anregungen gelungen, die
sowohl für eine erste als auch vertiefen-
de Auseinandersetzung mit der Be-
gleitung, dem Abschiednehmen und
Trauern um ein betroffenes Kind oder
einen Jugendlichen sehr hilfreich und
wertvoll sind.

Diese Verbindung von Forschungs-
ergebnissen z. B. aus einer themenbe-

zogenen Befragung von Lehrkräften an
Förderschulen (Jennessen) oder von
betroffenen Männern mit Muskeldys-
trophie (Daut) mit wissenschaftlichen
Reflexionen über die Bedingungen und
Möglichkeiten der Begleitung (Leyen-
decker) bzw. die Auseinandersetzung
mit Spiritualität als einer existenziellen
Dimension der Begleitung (Haupt) so-
wie weiteren Anregungen zur Selbst-
reflexion als unabdingbare Bedingung
der Begleitung (Weber) bietet vielfältige
Anregungen, sich dem Thema anzunä-
hern und damit differenziert zu befassen.

Die hohe Praxisrelevanz des Buches
liegt in den verschiedenen Erfahrungs-
berichten und fundierten Vorschlägen
für das (schulische) Tätigkeitsfeld. Mit
dem Fokus auf Abschieds- und Trauer-
prozesse werden sehr überzeugende
und umsetzbare Ideen für Kollegien
und Lehrkräfte gegeben, die deutlich



machen, dass neben der persönlichen
Weiterentwicklung der Lehrkräfte die
Gesamtkonzeption einer Schule das
Thema der Sterbe- und Trauerbeglei-
tung aufnehmen muss.

Die Begegnung mit einem lebensver-
kürzend erkrankten Kind oder Jugend-
lichen bedeutet immer auch die Begeg-
nung mit dessen Familie. Die Beiträge

der Väter und Mütter sowie Geschwis-
ter der Betroffenen sind ein wertvoller
Baustein des Buches, der eigentlich am
Anfang hätte stehen müssen. Durch
ihre offen dargelegten Gedanken und
Gefühle kann noch einmal ein authen-
tischer Zugang zur Lebensveränderung
durch lebensverkürzend erkrankte Kin-
der und Jugendliche erlangt werden.

Dem Kinderhospizverein ist ein Buch
gelungen, das eine sehr gute Voraus-
setzung für die Verbesserung der Le-
benssituation der betroffenen Kinder
und Jugendlichen sowie deren Familien
darstellt.

Barbara Ortland, Münster
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sie, dass so manche Schwierigkeit bei
einer gut fundierten, fachübergreifenden
Betrachtung frühzeitig erkannt, nicht
selten vermieden und oft wirksam be-
handelt werden kann. 

Der Text ist seinem Anliegen ent-
sprechend medizinisch orientiert, nimmt
aber darauf Rücksicht, dass stets auch
andere Fachleute im Team mitarbeiten,
vor allem Psycholog(inn)en sowie Heil-
und Sonderpädagog(inn)en. So hilft die
Leitlinie bei der notwendigen inter-
disziplinären Kooperation und beim
Bemühen, dem einzelnen Menschen
gerecht zu werden: in der Diagnostik
durch eine sinnvolle Auswahl geeig-
neter Untersuchungsverfahren, bei der
Behandlung mit einem individuell ab-
gestimmten, multimodalen Konzept, das
nicht zuletzt Umweltsituation, inter-
personale Beziehungen und Inter-
aktionen einbezieht.

Man findet Hinweise auf die aktuelle
Diskussion zum Begriff der geistigen
Behinderung, auch kritische Bemer-
kungen zu Theorie und Praxis von
Integration und Inklusion im Hinblick
auf ICF und UN-Behindertenrechts-
konvention – geht es doch jeweils da-
rum, nach den nötigen diagnostischen
Feststellungen die für einzelne Men-
schen mit Intelligenzminderung und
zusätzlichen Störungen am besten ge-
eigneten Maßnahmen zu planen und
durchzuführen, dabei aber auch falsch
verstandene Forderungen und unrea-
listische Erwartungen zu vermeiden.

Leitlinien gibt es seit mehreren Jah-
ren für viele diagnostische und the-

rapeutische Maßnahmen in der Medi-
zin. Es handelt sich dabei nicht um
(rechts)verbindliche Anweisungen, wohl
aber um wertvolle Hilfen für Klinik und
Praxis im Interesse der Ärzteschaft, be-
sonders aber ihrer Patient(inn)en. Leit-
linien beruhen auf einem fachlichen
Konsens und werden jeweils von kom-
petenten Mitgliedern der Fachgesell-
schaften oder Berufsverbände formu-
liert. Sie haben das Ziel, mit klar be-
gründeten Empfehlungen einen gemein-
samen, vergleichbaren Standard zu ge-
währleisten, und tragen zu der heute
geforderten Qualitätssicherung bei.

Die vorliegende S1-Leitlinie der
DGKJP wurde von einem Gremium
erfahrener Spezialisten erarbeitet und
kann in verschiedener Hinsicht als bei-
spielhaft gelten: Sie befasst sich aus-
führlich mit Diagnostik und Therapie
bei Menschen mit Intelligenzminde-
rung bzw. geistiger Behinderung, was in
den üblichen Lehrbüchern nur kurz
oder überhaupt nicht der Fall ist. Sie
geht speziell auf Probleme der Komor-
bidität ein, also auf psychische Störun-
gen und Verhaltensauffälligkeiten, die
bei Menschen mit geistiger Behinde-
rung häufig vorkommen; sie nimmt
Bezug auf die aktuelle Forderung nach
Teilhabe und Inklusion, stellt somit
Stärken und Ressourcen in den Vorder-
grund, ohne dabei Defizite und Schwä-
chen zu vernachlässigen, die es bei je-
dem Menschen gibt. Schließlich zeigt

Klaus Hennicke, Michael Buscher, Frank Häßler, Gotthard Roosen-Runge

Psychische Störungen und Verhaltens-
auffälligkeiten bei Kindern und
Jugendlichen mit Intelligenzminderung
Empfehlungen zur Diagnostik und Therapie. S1-Leitlinie 
der Deutschen Gesellschaft für Kinder- und Jugendpsychiatrie,
Psychosomatik und Psychotherapie e. V. (DGKJP)

2009. Berlin: Medizinisch Wissenschaftliche Verlagsgesellschaft. 74 Seiten. 16,95 €.
ISBN 978-3-939069-91-1

Für die Verständigung unter den
beteiligten Disziplinen sind Grund-
kenntnisse von Häufigkeit oder Ätiolo-
gie und eine terminologische Klarheit
erforderlich. Es muss bekannt sein, wie
psychische Störungen entstehen kön-
nen; sie sind von Verhaltenauffälligkei-
ten abzugrenzen, die unmittelbar mit
der Intelligenzminderung zusammenhän-
gen. Dies erfordert eine mehrdimensio-
nale Diagnostik, deren verschiedene Fa-
cetten z. B. im multiaxialen Klassifika-
tionsschema (MAS) gut zu dokumen-
tieren sind, das sich in der Kinder- und
Jugendpsychiatrie seit Jahren bewährt hat. 

Bezüglich der erforderlichen Interven-
tionen ist zu differenzieren zwischen
Maßnahmen, die wegen der Intelligenz-
minderung angezeigt sind („geistige Be-
hinderung braucht keine Therapie!“),
und jenen, die psychische Störungen und
Verhaltensauffälligkeiten bessern sollen:
Verhaltensmodifikation, Psychotherapie,
Heilpädagogik und andere Verfahren
stehen hier gleichberechtigt nebeneinan-
der. Auch die Behandlung mit Psycho-
pharmaka muss den ihr gebührenden
Platz haben, dem die übliche Verord-
nungspraxis leider vielfach (noch) nicht
entspricht, können doch Medikamente
eine wichtige und gut wirksame Hilfe
sein, wenn sie kritisch, gezielt und spar-
sam eingesetzt werden; die Eigenschaften
der einzelnen Stoffgruppen, ihre Neben-
wirkungen und mögliche Langzeitfolgen
sind natürlich stets zu berücksichtigen.

Beim abschließenden Ausblick beto-
nen die Autor(inn)en: „Gerade im Dia-
log mit behinderten Kindern und Ju-
gendlichen erleben Therapeutinnen und
Therapeuten eigene Grenzen und Be-
hinderung, angemessene Zugangswege
zu finden. Lässt man sich jedoch vorur-
teilsfrei auf eine Begegnung (…) ein, er-
geben sich für alle Beteiligten überra-
schend kreative Chancen, Freude und ge-
genseitige Bereicherung“. In diesem Sinn
sollte das (ge)wichtige Büchlein bald für
alle Fachleute zu einem ständigen Beglei-
ter werden und wird dann sicher in Pra-
xis wie Klinik eine gern benutzte Orien-
tierungshilfe sein. Es ist auch interessier-
ten Eltern sehr zu empfehlen.

Gerhard Neuhäuser, Linden

Buchbesprechungen



Kaiser, Astrid u. a. (Hg.)

Bildung und Erziehung
Behinderung, Bildung, Partizipation.
Enzyklopädisches Handbuch der
Behindertenpädagogik, Band 3.
2010. Stuttgart: Kohlhammer. 294 Seiten.

Moss, Gabriele; Klug, Wolfgang

Basiswissen Wohlfahrtsverbände
2009. München: Reinhardt UTB. 155 Seiten.

Möwisch, Anja; Hons, Caren

Der Heimvertrag
2010. 2. Aufl. Heidelberg: C.F. Müller. 
128 Seiten.

Nüchter, Oliver u. a.

Der Sozialstaat im Urteil der
Bevölkerung
2010. Opladen: Budrich. 143 Seiten.

Rothenburg, Eva-Maria

Das Persönliche Budget
Eine Einführung in Grundlagen, Verfahren und
Leistungserbringung.
2009. Weinheim: Juventa. 208 Seiten.

Sarimski, Klaus

Frühförderung behinderter
Kleinkinder
Grundlagen, Diagnostik und Intervention.
2009. Göttingen: Hogrefe. 242 Seiten.

Schwalb, Helmut; Theunissen, Georg (Hg.)

Inklusion, Partizipation und
Empowerment in der
Behindertenarbeit
Best-Practice-Beispiele: Wohnen – Leben –
Arbeit – Freizeit.
2009. Stuttgart: Kohlhammer. 254 Seiten.

Walter, Jochen; Basener, Dieter

Werkstätten am Markt – Von der Idee
zur Marke

2009. Hamburg: 53° Nord. 168 Seiten.

Wüllenweber, Ernst

Soziale Konflikte als pädagogisches
Problem
Eine Studie zum pädagogischen Handeln in kri-
tischen Situationen in den Einrichtungen der
Behindertenhilfe.
2009. Hamburg: Elbe-Werkstätten. 326 Seiten.

96

INFOTHEK Teilhabe 2/2010, Jg. 49

Anken, Lars

Konstruktivismus und Inklusion im
Dialog
Radikal-konstruktivistische Epistemologie als
mögliche Grundlage für inklusive Erziehung.
2010. Heidelberg: Carl Auer. 218 Seiten.

Baumgartner, Frank; Dalferth, Matthias; 
Vogel, Heike

Berufliche Teilhabe für Menschen aus
dem autistischen Spektrum (ASD)
2009. Heidelberg: Winter. 189 Seiten.

Früchtel, Frank; Cyprian, Gudrun; 
Budde, Wolfgang

Sozialer Raum und Soziale Arbeit
Textbook: Theoretische Grundlagen, 
Fieldbook: Methoden und Techniken.
2010. 2. Aufl. Wiesbaden: VS Verlag für
Sozialwissenschaften. 335 und 228 Seiten.

Hennings, Frauke u. a.

contec Arbeitshilfe Inklusion
Teil 2: Exklusiv & Mittendrin. Strategie:
Wohnangebote für Menschen mit Behinderung
im Sozialraum.2009. Bochum: Contec.
200 Seiten (plus CD).

Horster, Detlef; Jantzen, Wolfgang (Hg.)

Wissenschaftstheorie
Behinderung, Bildung, Partizipation.
Enzyklopädisches Handbuch der
Behindertenpädagogik, Band 1.
2010. Stuttgart: Kohlhammer. 327 Seiten.

Hummel, Konrad

Die Bürgerschaftlichkeit unserer
Städte
Für eine neue Engagementpolitik in den
Kommunen.
2009. Berlin: Deutscher Verein für öffentliche
und private Fürsorge. 96 Seiten.

Ianes, Dario

Die besondere Normalität
Inklusion von SchülerInnen mit Behinderung.
2009. München: Reinhardt. 172 Seiten.

29. Mai – 20. Juni, Kassel 

„Ich sehe was, was du nicht siehst“
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Kultur“ – eine Initiative von Autismus
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2. Juni 2010, Bad Honnef

Einführung in das Konzept
Unterstützte Beschäftigung
Was brauchen Fachdienste und
MitarbeiterInnen zur Umsetzung? Fachtag der
Bundesarbeitsgemeinschaft für Unterstützte
Beschäftigung (BAG UB) in Kooperation mit
Hamburger Arbeitsassistenz und Lüneburger
Arbeitsassistenz. Tel. (0 40) 432 53 12-3,
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10. – 11. Juni 2010, Marburg

Brücken bauen – Neue Wege zur
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in beschützenden Werkstätten. Internationale
Tagung des Vereins Arbeit und Bildung e. V.
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www.ifbfb.de
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interdisziplinärer Perspektive. Universität zu
Köln, Humanwissenschaftliche Fakultät, 
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Pädagogische Perspektiven und Handlungs-
ansätze. Fachtagung. institut@ifbfb.de,
www.ifbfb.de

8. – 10. November 2010 (Starttermin), Berlin

Fall- und Teamberatung in
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Weiterbildung/Zertifikatskurs. institut@ifbfb.de,
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14.–16. Juni 2010, Schmitten/Taunus
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Arnoldshain, office@evangelische-akademie.de,
www.evangelische-akademie.de

16. Juni 2010, Herne
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www.wittekindshof.de/pws
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Einführung in das Konzept
Unterstützte Beschäftigung
Was brauchen Fachdienste und
MitarbeiterInnen zur Umsetzung? Fachtag der
Bundesarbeitsgemeinschaft für Unterstützte
Beschäftigung (BAG UB) in Kooperation mit
ACCESS Integrationsbegleitung Erlangen
(Erfurt). Tel. (0 40) 432 53 12-3, info@bag-ub.de,
www.bag-ub.de

18. – 19. Juni 2010, Ingolstadt

UN-Recht statt Unrecht
1. Inklusions-Symposium Bayerns.
Landesarbeitsgemeinschaft Bayern Gemeinsam
Leben – Gemeinsam Lernen e. V., Förderkreis für
integrierte Erziehung in Kindergarten, Schule
und Beruf e. V., Montessori-Landesverband
Bayern. www.pizh.de/aktuelles.php

29. Juni 2010, Berlin

Handlungsstrategien zum Auf- und
Ausbau eines inklusiven Sozialraums
Deutscher Verein für öffentliche und private
Fürsorge e.V., www.deutscher-verein.de

10. Juli 2010, München

Akut – Die Versorgung erwachsener
Menschen mit Behinderung im
Krankenhaus
Lebenshilfe München, Tel. (0 89) 693 47-102,
akut@lebenshilfe-muenchen.de, 
www.lebenshilfe-muenchen.de/akut

25. August 2010, Herne

Hormonelle Besonderheiten bei
Prader-Willi-Syndrom
Interview und Diskussion. Vortragsreihe der
Diakonischen Stiftung Wittekindshof, 
Tel. (0 57 34) 61-12 88, pws@wittekindshof.de,
www.wittekindshof.de/pws

6. – 7. September 2010, Berlin

Inklusive Bildung in Kitas und
Schulen
Möglichkeiten zur verbesserten Teilhabe behin-
derter Kinder. Deutscher Verein für öffentliche
und private Fürsorge, www.deutscher-verein.de 

Aus dem Fortbildungsprogramm des
Instituts inForm, Fortbildung für
Selbsthilfe, Fachpraxis und Manage-
ment der Bundesvereinigung Lebens-
hilfe für Menschen mit geistiger
Behinderung e. V., Raiffeisenstr. 18,
35043 Marburg, Tel.: (0 64 21) 4 91-0,
Fax: (0 64 21) 4 91-1 67,
institut-inform@lebenshilfe.de.

Weitere Veranstaltungen und
Informationen finden Sie unter
www.inform-lebenshilfe.de

14. – 16. Juni 2010, Marburg 

Frauen in der Führung
Management-Lehrgang für weibliche
Führungskräfte aus dem Non-Profit-Bereich.
Seminarreihe. Kursnummer 10802

Der Anteil von weiblichen Führungskräften
liegt in Deutschland bei geringen 9,8%.
Unternehmen, die gar keine weiblichen
Führungskräfte beschäftigen, liegen bei
39%.  Auch der soziale Bereich bildet
hier keine Ausnahme. Experten und
Expertinnen sind sich jedoch einig:
Frauen können und sollten sich weitere
Führungspositionen erobern, und Unter-
nehmen wie soziale Einrichtungen zeigen
Weitsicht, wenn sie sie dabei unterstützen.
Frauen für eine Führungsrolle noch bes-
ser zu qualifizieren, ist Anliegen dieses
Seminars.

22. – 23. Juni 2010, Marburg 

Hospizkultur und palliative
Kompetenz in der Behindertenhilfe
Marburger Gesprächstage. Kursnummer 10065

Für viele Mitarbeitende in der Behinder-
tenhilfe ist der Wunsch der ihnen anver-
trauten Menschen, auch bei einer schwe-
ren Erkrankung und im Sterben in der
gewohnten Umgebung bleiben zu kön-
nen, verständlich. Jedoch bedeutet die
Umsetzung eine große Herausforderung:
Sie als Begleiter und Begleiterin werden
konfrontiert mit körperlichen Schmer-
zen, mit der Trauer des Abschiedneh-
mens von Fähigkeiten, geliebten Men-
schen, Orten und Dingen. An diesen
zwei Tagen erhalten Sie einen Einblick,
welche Voraussetzungen nötig sind,
damit eine Hospizkultur und palliative
Kompetenz in Ihrer Einrichtung gestaltet
werden können.



28. – 29. Juni 2010, Marburg

Sexuelle Aufklärung für Menschen
mit geistiger Behinderung
Fachtagung. Kursnummer 10312

Viele Menschen mit geistiger Behinde-
rung kennen Sexualprobleme, und viele
Betreuerinnen und Betreuer wissen
nicht, wie sie mit manchen Situationen
umgehen müssen. Haben wir eine klare
Meinung, ein gemeinsames Verständnis
von Sexualität, Intimität und Beziehungen
im Leben von Menschen mit geistiger
Behinderung? Erfahrungen aus der Praxis
der Teilnehmer(innen) spielen eine wich-
tige Rolle in der interaktiven Tagung. 

30. Juni – 02. Juli 2010, Marburg 

Berufswegeplanung und
Teilhabekonferenz
Forum Berufliche Bildung 2010. Fachtagung.
Kursnummer 10193

In etlichen Bundesländern gibt es Ent-
wicklungen hin zu selbstbestimmter Teil-
habe am Arbeitsleben, die für sich gesehen
bruchstückhaft erscheinen. Fügt man
diese positiven Entwicklungen zusammen,
entsteht ein neues Bild. Mit dem Forum
Berufliche Bildung 2010 wollen wir erst-
mals versuchen, Ansätze aus verschiede-
nen Bundesländern und länderübergrei-
fenden Projekten zusammenzuführen, so
dass Sie als Fachleute vergleichend beur-
teilen können, was möglich sein kann,
wenn es politisch gewollt wird. 
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06. – 07. Juli 2010, Marburg 

Onkologische Versorgung bei
Menschen mit geistiger Behinderung
Marburger Gesprächstage. Kursnummer 10064

Viele Menschen mit geistigen Behinde-
rungen erkranken an Krebs. Bislang ist
nur wenig darüber bekannt, in welchem
Maße Personen mit geistiger Behinde-
rung ihre Krebserkrankung verstehen,
wahrnehmen und welche Informationen
über Krebserkrankungen sie benötigen.
Im Rahmen der Marburger Gesprächs-
tage sprechen wir mit Mediziner(inne)n
und Fachkräften der Onkologie und be-
schäftigen uns mit Fragestellungen im
Bereich Diagnostik, Therapie und Beglei-
tung von geistig behinderten Menschen
mit onkologischen Krankheitsbildern. 

02. – 03. September 2010, Marburg 

Personenkreismanagement –
Menschen mit psychischer
Behinderung in der WfbM
Seminarreihe. Kursnummer 10192

Menschen mit psychischer Erkrankung
oder Behinderung stellen die am schnells-
ten wachsende Gruppe derer dar, die
eine WfbM-Aufnahme nachfragen. Die
klassische WfbM ist auf die zunehmende
Veränderung ihres angestammten Perso-
nenkreises häufig nicht ausreichend aus-
gerichtet. Vorhandene Bildungsangebote
und Konzepte, entwickelt für den Perso-
nenkreis der Menschen mit geistiger Be-
hinderung, lassen sich nur teilweise oder
gar nicht auf Menschen mit psychischer
Behinderung übertragen. Andere Lösun-
gen und Konzepte sind gefragt, in vielen
Einrichtungen müssen sie erst noch ent-
wickelt werden.      
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Vor über
30 Jahren…
… in der Lebenshilfe –

Vierteljahresschrift für die 

Probleme geistig Behinderter 

in Familie und Gesellschaft

„Integration muß (…) stets 

zweigleisig gesehen werden. 

Es geht nicht nur darum, 

den Behinderten an unsere 

‚normale’ Gesellschaft ab-

zupassen. Auch die Umwelt 

müßte, und darum sollten 

wir uns bemühen, sich dem 

Behinderten anpassen.“

Aus dem Bericht zum Studientag der 

Lebenshilfe „Hilfen für geistig Schwerst-

behinderte – Eingliederung statt Isolation“



 

 

 

Mehr Rechte beim Wohnen mit Betreuung   

Infos zu einem neuen Gesetz 

 

Seit 1. Oktober 2009 gibt es ein neues Gesetz.  

Es heißt: Wohn- und Betreuungsvertrags-Gesetz.  

Die Abkürzung ist: WBVG. 

Hier finden Sie die wichtigsten Punkte zum neuen Gesetz. 

 

Teil 1:  

Das Gesetz 

 

1. Worum geht es in dem neuen Gesetz?  

Es geht um die Verträge beim Wohnen mit Betreuung. 

Dabei geht es besonders um die Rechte von  

Bewohnerinnen und Bewohnern. 

Sie haben jetzt mehr Rechte als früher. 

 

Es geht auch um die Pflichten der Träger.  

Träger sind Einrichtungen wie die Lebenshilfe. 

Träger bieten etwas für behinderte Menschen an. 

Zum Beispiel Wohnheime oder Betreutes Wohnen. 

 

 
Auszug aus der Broschüre der Lebenshilfe zum Wohn- und 
Betreuungsvertragsgesetz (WBVG) in Leichter Sprache 
 
Die Broschüre kann kostenlos heruntergeladen werden unter 
www.lebenshilfe.de/wDeutsch/in_leichter_sprache 

Anzeige

Die Broschüre kann kostenlos 
heruntergeladen werden unter

www.lebenshilfe.de/wDeutsch/in_leichter_sprache

Auszug aus der Broschüre der Lebenshilfe 
zum Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz 
(WBVG) in Leichter Sprache



Werkstätten unter Druck –
Veränderungen aktiv gestalten
13. Führungskräftetreffen Arbeitsleben 2010
| 27.–29. September 2010   |  Weimar, Congress Centrum Neue Weimarhalle

Die Maxime, flexibel und innovativ auf Anforderungen 

zu reagieren, gilt gerade in wirtschaftlich angespann-

ten Zeiten. Zum Kostendruck gesellen sich inhaltliche He-

rausforderungen, die nicht zuletzt durch die UN-Behinder-

tenrechtskonvention gestellt werden. Ständiger Wandel und 

steigende Komplexität fordern das System der beruflichen 

Rehabilitation und Teilhabe und verlangen von Werkstätten 

kreative Lösungsansätze. Blicken Sie gemeinsam mit mehr 

als 400 Führungskräften in die Zukunft der WfbM.

Kontakt

Dr. Markus Schäfers
Tel.: (0 30) 20 64 11-1 23
E-Mail:
Markus.Schaefers@Lebenshilfe.de

Anmeldung

Christina Fleck
Tel.: (0 64 21) 4 91-1 72
E-Mail:
Christina.Fleck@Lebenshilfe.de

www.arbeitsleben.net
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